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245. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1998 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen, 
meine Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet. 

Zunächst möchte ich mitteilen, daß der Ältestenrat 
in seiner gestrigen Sitzung vereinbart hat, daß am 2. 
und 3. September 1998 wegen der Haushaltsberatun-
gen keine Befragung der Bundesregierung, keine 
Fragestunden und keine Aktuellen Stunden stattfin-
den. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung um weitere Punkte zu erweitern, 
die Ihnen in der Zusatzpunktliste vorliegen: 

ZP 10 Weitere abschließende Beratungen ohne Aussprache 

(Ergänzung zu TOP 19 und 20) 

a) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 370 zu Petitonen 

— Drucksachen 13/11188- 

b) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschuses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 371 zu Pe titionen 

— Drucksache 13/11189- 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschuses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 372 zu Petitonen 

—Drucksache 13/11190- 

d) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 373 zu Petitionen 

— Drucksache 13/11191- 

e) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 374 zu Petitionen 

—Drucksache 13/11192- 

f) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 376 zu Pe titionen 

—Drucksache 13/11194— 

g) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 378 zu Petitionen 

—Drucksache 13/11196—  

h) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 379 zu Peti tionen 

—Drucksache 13/11197— 

i) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 380 zu Petitonen 

— Drucksache 13/11198- 

-P 11 Weitere eberweisungen im vereinfachten Verfahren 

(Ergänzung zu TOP 18) 

Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs 
eines ... Gesetzes zur Änderung des Regionalisierungsge-
setzes 

— Drucksache 13/10832—

Sind Sie mit diesen Vereinbarungen einverstan-
den? - Dann teile ich mit, daß wir zunächst den 
Zusatzpunkt 9 vorziehen: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Förderung der Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivvermögen und anderer Formen 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
(Drittes Vermögensbeteiligungsgesetz) 
- Drucksachen 13/10012, 13/10527, 13/10918, 
13/11201 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Wolfgang Vogt (Düren) 

Wird das Wort  zur Berichterstattung gewünscht? 

(Wolfgang Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Nein!) 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Der Vermitt-
lungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner 
Geschäftsordnung beschlossen, daß im Deutschen 
Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu-
stimmen ist. 

Ferner hat der Vermittlungsausschuß einen Fest-
stellungsbeschluß gefaßt. Wer stimmt für die Be-
schlußempfehlung des Vermittlungsausschusses auf 
Drucksache 13/11201? - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich? - Dann ist die Beschlußempfehlung mit 
den Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Ge- 
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genstimmen der PDS und Enthaltung des Bündnis-
ses 90/Die Grünen angenommen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 5 c auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Erwin Marschweski, Wolfgang 
Zeitlmann und der Fraktion der CDU/CSU so-
wie des Abgeordneten Dr. Max Stadler und 
der Fraktion der F.D.P. eingebrachten Ent-
wurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesgrenzschutzgesetzes 
- Drucksache 13/10790 — 

(Erste Beratung 238. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/11159 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Wolfgang Zeitlmann 
Günter Graf (Friesoythe) 
Manfred Such 
Dr. Max Stadler 
Ulla Jelpke 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - 
Kein Widerspruch. - Dann verfahren wir so. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bun-
desminister des Innern, Manfred Kanther. 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Einen guten 
Morgen! 

Ein wichtiges Sicherheitsgesetz liegt zur Beratung 
vor uns. Es ergänzt die vielen Gesetzentwürfe, die 
die Bundesregierung und die Koalition in dem hal-
ben Jahrzehnt, in dem ich die Sicherheitspolitik mit

-

gestalte, vorgelegt haben. Wir haben unermüdlich an 
dem Sicherheitsgerüst unseres Landes gebaut - im 
Kampf gegen die allgemeine Kriminalität, die die 
Bürger täglich so sehr erreicht und beunruhigt. 

Ich erwähne nur das Verbrechensbekämpfungsge-
setz und muß daran erinnern, daß es zum Beispiel 
von Frau Däubler-Gmelin in Ihrem Namen als „Korb 
voll fauler Eier" bezeichnet worden ist. Für uns hat 
es bedeutet: Verbesserung des Haftgrundes der Wie-
derholungsgefahr, Kronzeugenregelung, Verschär-
fung der Bestrafung von Schleppern und Schleusern, 
Verschärfung der Strafen wegen Körperverletzung 
und schärfere Strafen gegen Nazisymbolik, vieles, 
was zur Bekämpfung der allgemeinen Kriminalität 
notwendig war. 

Dazu gehören aber auch viele Fortschritte im Be-
reich der Prävention. Die Zahl der Wohnungseinbrü-
che ist in den letzten fünf Jahren um ein Drittel zu-
rückgegangen. Das bedeutet 45 000mal weniger 
Schrecken für Menschen, wenn sie aus dem Urlaub 
nach Hause kommen, oder für Frauen, wenn sie vom 
Einkauf nach Hause kommen und keine ungebete-
nen Gäste gehabt haben. Die Zahl der Autodieb-
stähle ist um ein Drittel zurückgegangen, und zwar 
durch moderne Sicherheitstechnik, für die wir ge-

sorgt haben. Auch die Kreditkartenkriminalität ist 
durch mehr Sicherheit wesentlich zurückgegangen. 

Noch ungenügend im Lande ist allerdings der Ein-
satz von Sicherheitstechnik zur Vermeidung von 
Straftaten - ein Erfolgsrezept, längst bevor irgendein 
Polizist oder Richter tätig werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Bekämpfung der allgemeinen Kriminalität ist 
ein mühsamer Weg, der aus vielen Bausteinen be-
steht. Es gibt keinen Königsweg. 

Nicht anders ist dies beim Kampf gegen die orga-
nisierte Kriminalität, bei der Geldwäschegesetzge-
bung und ihrer Verschärfung, als sich erwies, daß sie 
unzureichend war, beim Kampf gegen ausländische 
Schleuser und Schlepper, die Kriminalität in unser 
Land importieren, und bei der Verschärfung der Ab-
schiebebestimmungen, bei der Kronzeugenregelung, 
beim Ausbau des Bundeskriminalamtes und des 
Bundesgrenzschutzes, bei der großen Bundesgrenz-
schutzreform, die derzeit umgesetzt wird und die un-
sere Grenzen gegen i llegalen Grenzübertritt und in-
ternationale Kriminalität sichert, beim Abhören von 
Gangsterwohnungen, das nun endlich möglich ist, 
auch wenn dies in der letzten Runde durch die So-
zialdemokraten leider stark verschlechtert wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der CDU/CSU: Eine Schande!) 

Ich erinnere daran, wie eiskalt Sie Ihre Sprecher, 
Herrn Schily und Frau Däubler-Gmelin, mehrfach 
haben im Regen stehen lassen, um sie nun als Mi-
nisteraspiranten wachzuküssen. 

Hoffen wir also, daß das, was sich in einigen Punk-
ten anbahnt, etwa in diesen Tagen mit dem Gesetz 
über die Gen-Datei, mit dem die Befugnisse des BGS 
erweiternden heutigen Gesetz, auch mit den wichti-
gen präventiven Wirkungen der Änderungen des 
Asylbewerberleistungsgesetzes, das gleich beraten 
werden wird, wirklich das bedeutet, was heute eine 
große Zeitung schreibt, nämlich einen Paradigmen-
wechsel bei der SPD, und nicht nur Wahlkampffurcht 
vor einem Thema, bei dem Sie deutlichen Nachhol-
bedarf haben. Der Kampf um die innere Sicherheit ist 
ein großes Markenzeichen dieser Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dieser wird nicht nur mit dem Gesetzgeber geführt. 
Vielmehr geht es auch um die Umsetzung der 
Gesetze im Bund - dort  sind natürlich Bundeskri-
minalamt und Bundesgrenzschutz die wichtigsten 
Aspekte -, vor allem aber auch in den Ländern. Da-
bei muß immer wieder darauf hingewiesen werden, 
daß jedes Gesetz nur so gut ist wie seine Durchfüh-
rung. Die Länder sind in Deutschl and für Polizei und 
Justiz zuständig. Do rt  muß sich unter dem Gesichts-
punkt dezentraleren Polizeieinsatzes, notwendiger 
stärkerer Mitwirkung der Ordnungsbehörden und 
schneller arbeitender Justiz sicherlich vieles ändern, 
und das nicht nur, weil wir in diesen Tagen unter den 
betrüblichen Aspekten der Hooligan-Szene von den 
Franzosen gezeigt bekommen, wie schnelle Verfah-
ren aussehen können, sondern weil wir diese auch in 
Deutschland durchführen könnten. Ich verweise auf 
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das, was Sie als „faule Eier" bezeichnet haben, auf 
das beschleunigte Verfahren, auf die Hauptverhand-
lungshaft später, die Sie abgelehnt haben. Dies sind 
in Deutschland die Maßgaben für schnellere Verfah-
ren bei einfachem Sachverhalt gewesen. 

In den Ländern wird dieses Verfahren ungenügend 
angewendet. Unsere Justiz muß bei der Anwendung 
innovativer Maßnahmen mit Blick auf veränderte Ge-
fährdungslagen einen Zahn zulegen. Nach der Stati-
stik von 1996 wendet die deutsche Justiz das be-
schleunigte Verfahren in 0,5 Prozent a ller Fälle an. 
Ich kann nicht sagen, wie hoch die richtige Zahl ist, 
und ich will das auch nicht. Aber ich weiß, daß 
0,5 Prozent sicherlich zuwenig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bürger bemißt die Tatkraft seines Staates, der 
ihn vor Gangstern schützt, auch danach, ob dies 
schnell geschieht. Selbst dort, wo es keine Gangster, 
sondern Ersttäter sind, kann mit schnellen Verfahren 
durchaus ein Nachdruck des Staates beim Schutz sei-
ner Bürger angezeigt werden. Da muß sich etwas än-
dern. 

Wir bauen immerfort an diesem Sicherheitsgerüst, 
an den vielen Mosaiksteinen, aus denen es besteht. 
Es gibt in der Verbrechensbekämpfung keinen Kö-
nigsweg. Abhören, Kronzeugenregelung, Geldwä-
sche, und dann ist alles paletti - das ist nicht so, son-
dern es gehören viele Bausteine zueinander. Dazu 
gehört auch der Bundesgrenzschutz in seiner neuen 
Gestalt der einzeldienstlich tätigen Bundespolizei an 
den Grenzen, auf den Bahnhöfen, an den Bahnlinien, 
auf den Flughäfen, und, wie bisher, in seiner Funk-
tion als Bereitschaftspolizei hinter den Ländern, vor 
allen Dingen aber als einzeldienstliche Polizei - ein 
ganz neues Bild. Insoweit ist er eine Ergänzung für 
Spezialaufgaben, nicht etwa eine Konkurrenz zur 
Landespolizei. 

Deshalb ist es auch völlig abwegig - egal, welcher 
Gutachter das gesagt hat -, aus der Erweiterung des 
Instrumentariums der Bundespolizei zum Beispiel um 
die verdachtsunabhängige Kontrolle, um die es heute 
geht, eine Verfassungsfrage zu machen. Es kann 
doch keine Verfassungsfrage sein, ob man in einem 
30-Kilometer-Streifen an der Grenze heute schon ver-
dachtsunabhängig kontrollieren darf, aber im Bahn-
hof im 31. Kilometer jenseits der Grenzlinie nicht. Es 
ist ausgeschlossen, darin eine Verfassungsfrage zu 
sehen. Ich bin sehr froh darüber, daß diese Überzeu-
gung nun das ganze Haus - ohne die Grünen - eint. 

(Ulla Jelpke [PDS]: Die PDS auch nicht!) 

- Die PDS scheidet aus meinen Betrachtungen, wenn 
es um die Zukunft unseres Landes geht, aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.: 
Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Ihr Pech!) 

Wenn es um die Grünen geht, ist dies jedoch wichtig, 
weil die Sozialdemokraten dem Land eine grünrote 
Koalition verheißen. Unter den vielen Gesetzen des 
letzten halben Jahrzehnts gibt es nicht eines, das die 
Grünen mitgetragen hätten. Es wäre ein sehr großes 

Risiko für unser Land und unsere Sicherheitspolitik 
in Zukunft, wenn es je zu dieser Verbindung käme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen, meine Herren, wir legen Ihnen mit 
der Erweiterung des Bundesgrenzschutzgesetzes 
wieder einen - zugegebenermaßen kleinen - Bau-
stein vor. Mit diesem Gesetz wollen wir die ver-
dachtsunabhängige Kontrolle auf alle Kompetenz-
bereiche des Bundesgrenzschutzes erweitern - eine 
richtige Maßnahme nicht nur angesichts der Hooli-
gan-Ereignisse in Frankreich; das ist ein Zufall. Nie-
mand - das gilt auch in einem demokratischen Staat - 
fällt ein Stein aus der Krone, wenn er der Polizei auf 
Anfrage sagen muß, wer er ist. 

Ich glaube, an dieser Stelle haben wir gezeigt, daß 
wir es ernst meinen mit der Sicherheitspolitik in 
Deutschland in großen wie in kleineren Fragen. Nur 
alles zusammen ergibt das Bild einer staatlichen, 
politischen und gesellschaftlichen Entschlossenheit, 
dieses Feld zum Wohle der Bürger nachdrücklich zu 
besetzen. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
der Abgeordnete Günter Graf. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es konnte 
an diesem frühen Morgen um 8 Uhr nichts anderes 
als markige Worte des Bundesinnenministers erwar-
tet werden, der sich die Verdienste anheftet, die die 
Länderpolizeien erbracht haben. Herr Minister, 
wenn Sie davon sprechen, daß es 45 000 Wohnungs-
einbrüche weniger gebe, dann wissen Sie auch, daß 
das überwiegend das Ergebnis der hervorragenden 
Arbeit der Polizeien der Länder ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber das ist heute morgen nicht das Thema. 

Ich habe gestern morgen in der verbundenen De-
batte zur inneren Sicherheit zum Bundesgrenz-
schutzgesetz gesprochen und detail liert  ausgeführt, 
warum wir Sozialdemokraten uns nach erfolgter An-
hörung am 15. Juni hier im Deutschen Bundestag ge-
meinsam mit den Koalitionsfraktionen darauf ver-
ständigt haben, einen Änderungsantrag einzubrin

-

gen. - Frau Präsidentin, ich muß darauf hinweisen, 
daß im Innenausschuß ein gemeinsamer Änderungs-
antrag der Koalitionsfraktionen und der SPD einver-
nehmlich beschlossen wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Würden Sie bitte 
ins Mikrofon sprechen, Herr Kollege!) 

- Entschuldigung, es war ein Hinweis an die Frau 
Präsidentin. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das werde ich 
gleich klarstellen. 
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Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Zum Bundesgrenz-
schutzgesetz selber habe ich alles ausgeführt. Ich 
will das hier nicht wiederholen, sondern nur soviel 
sagen: Als wir am 19. Oktober 1994 dem Bundes-
grenzschutz durch ein neues Gesetz grundsätzlich 
neue Aufgaben und auch neue Rechtsgrundlagen für 
sein Tätigwerden gegeben haben, war das schon 
sehr umfangreich. Der Änderungsantrag, den wir 
jetzt beschlossen haben, nimmt nun die Bedenken 
auf, die die Verfassungsrechtler geäußert haben. Ich 
nehme diese Bedenken im Gegensatz zu Ihnen, Herr 
Minister, sehr ernst. Die Verfassungsrechtler haben 
nämlich sehr deutlich gesagt, daß es nicht der Fall 
sein dürfe, daß jede Bürgerin und jeder Bürger in die-
sem Staat an jeder Stelle ohne irgendwelche Gründe 
kontrolliert werden könne. 

Das war der Grund dafür, daß wir die Anhörung 
durchgeführt haben, und das war auch der Grund 
dafür, daß wir die Beg riffe „grenzpolizeiliche Lage", 
„polizeiliches Lagebild" als Eingriffsvoraussetzung 
aufgenommen haben. Im Änderungsantrag haben 
wir unter anderem deutlich gemacht, daß es eine Dif-
ferenzierung zwischen dem 30-Kilometer-Grenzbe-
reich, den Bahnanlagen und den Flughäfen geben 
müsse. Sie, Herr Minister, wissen genauso wie ich, 
daß es an den Bahnanlagen ständig zu Kompetenz-
schwierigkeiten zwischen Bund und Ländern kommt. 
Man muß in Zukunft noch einmal darüber nachden-
ken, ob es so bleiben kann, wie es ist, oder ob nicht 
andere besser in der Lage wären, die Aufgabe an 
den Bahnhöfen zu übernehmen. Ich will das hier nur 
einmal andeuten; wir werden das sicherlich in der 
nächsten Wahlperiode neu zu bedenken haben. 

Im übrigen verweise ich auf das, was ich gestern 
morgen gesagt habe. Der Kollege Hans-Peter Kem

-

per, der aus einem Grenzbereich kommt und ehema-
liger Polizeibeamter ist, wird in dieser Debatte noch 
einige Anmerkungen zu diesem Thema machen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
der Abgeordnete Manfred Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Stellen Sie sich einmal vor, Sie gehen mit 
Ihrer Familie zum Einkaufen in den Bereich eines 
Bahnhofs oder sitzen bei einem Ausflug im Flugha-
fenrestaurant bei Kaffee und Kuchen und werden 
von einer netten BGS-Beamtin oder einem netten 
BGS-Beamten mit den freundlichen Worten „Zeigen 
Sie mir bitte Ihren Ausweis" angesprochen, ohne daß 
es einen konkreten Anlaß dafür gibt, ohne daß Sie 
mit einer Straftat in Verbindung stehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na und?) 

Ich kann mir nicht vorstellen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, daß Ihnen das gefallen wird. Doch in ge-
nau diese Situation könnten demnächst jede Bürge-
rin und jeder Bürger auf großen Bahnhöfen, Flughä-
fen und in Eisenbahnen geraten, wenn Gesetz 
würde, was Koalition und SPD heute vorschlagen. Im 

Ergebnis dürften jeder und jede nebst mitgeführten 
Sachen ohne individuellen Anlaß und ohne Begrün-
dung angehalten, kontrolliert, per Datenabfrage 
überprüft und letztlich auch durchsucht werden. 

Behaupten Sie bitte nicht, dies sei nach der vorge-
schlagenen Änderung des Ursprungsentwurfs nun 
ausgeschlossen. Das Gegenteil ist richtig. Lieber Kol-
lege Graf, Sie haben die von mir eben nur wiederge-
gebene Situation genau so vor vier Wochen bei der 
ersten Lesung zwar als Folge des Ausgangsentwurfs 
formuliert. Dies droht jedoch ebenso nach der vorlie-
genden Beschlußempfehlung, welche lediglich 
sprachliche Scheinbegrenzungen der neuen Befug-
nisse vorsieht. Wenn nun etwa diese Kontrollen nur 
noch auf Flughäfen mit grenzüberschreitendem Ver-
kehr durchgeführt werden sollen, betrifft dies durch-
weg alle Airports, auf denen der BGS eingesetzt ist. 
Die neue Formel, daß betroffene Züge und Bahnhöfe 
nach grenzpolizeilicher Erfahrung zur unerlaubten 
Einreise genutzt werden müssen, trifft durchweg auf 
sämtliche Eisenbahnanlagen zu, da sich do rt  gewiß 
schon einmal Menschen ohne gültiges Visum aufge-
halten haben. Dieser Umstand kann jedoch unserer 
Auffassung nach nicht eine flächendeckende Kon-
trolle aller anderen Menschen rechtfertigen, die sich 
später einmal am selben Ort aufhalten. 

Außerdem soll der BGS nun alle Menschen an die-
sen Orten zunächst lediglich anhalten, ihre Papiere 
verlangen und mitgeführte Sachen in Augenschein 
nehmen dürfen. Es liegt aber auf der Hand, daß sich 
dem vielfach unmittelbar eine volle Identitätsüber-
prüfung mit Dateiabfragen, erkennungsdienstlicher 
Behandlung sowie intensivere Durchsuchungen an-
schließen können, vor allem wenn jemand gerade zu-
fällilg seinen Ausweis nicht dabei hat. Dies würde 
aber absehbar zur Diskriminierung aller, die anders 
aussehen, führen, wie Sie, Kollege Graf, zu Recht, 
kritisiert haben. 

Leider hat sich die SPD-Fraktion inzwischen aber-
mals auf die persönliche Position ihres innenpoliti-
schen Koordinators, Herrn Schily, einschwören las-
sen. Dieser Kollege formulierte kürzlich im „Spiegel" 
leichthin, die geplanten Zumutungen für rechtschaf-
fene Bürgerinnen und Bürger „dürfe man nicht ideo-
logisch sehen" . Meine Fraktion, Bündnis 90/Die Gril-
nen, hingegen pocht nachdrücklich darauf, daß Bür-
gerrechte nicht dera rt  flapsig aus offenbar wahltakti-
scher Zurückhaltung preisgegeben werden dürfen. 

Die nun vorgeschlagenen Modifizierungen des 
Entwurfs stehen auch im Widerspruch zu den Ände-
rungsbegehren des Bundesrates und insbesondere 
der SPD-mitregierten Länder. Diese haben zu Recht 
und unter anderem gerügt, das Vorhaben verletze 
die im EU-Vertrag und im Schengener Abkommen 
vorgesehene Freizügigkeit der Bürgerinnen und Bür-
ger ohne Grenzkontrollen durch räumlich vorgescho-
bene Grenzersatzkontrollen. Genau dies ist die Folge 
Ihrer Vorschläge. Praktisch wird der Grenz- und 
Fahndungsraum auf die gesamte Bundesrepublik 
ausgedehnt. 

Solche Auswirkungen fördern gewiß nicht - das 
sage ich als ehemaliger Polizeibeamter - das notwen-
dige Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger zu ihrer 
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Manfred Such 
Polizei. Demgegenüber wäre die Wiedereinführung 
der Schlagbäume noch eine mildere und für die Bür-
ger transparentere Maßnahme im Sinne des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes, kritisierte Professor See

-

bode in der Anhörung. 

(Widerspruch von der CDU/CSU - Ing rid 
Matthäus-Maier [SPD]: So ein Quatsch! Das 

ist doch Blödsinn!) 

Unter vordergründiger Anknüpfung an Grenzschutz-
aufgaben soll hier eine flächendeckende Präsenz des 
BGS auch im allgemeinen Polizeibereich im Binnen-
land verankert werden - zu Lasten der do rt  zuständi-
gen Länderpolizeien und entgegen der Auffassung 
des Bundesverfassungsgerichts, das vor fünf Mona-
ten genau eine solche Entwicklung als verfassungs-
rechtlich unzulässig we rtete. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Such, Ihre Re-
dezeit ist beendet. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
komme zum Schluß, Frau Präsidentin. - Drei Bürger 
aus Mecklenburg-Vorpommern, Herr Kanther, haben 
gerade Verfassungsklage gegen die im dortigen Poli-
zeigesetz kürzlich eingefügten entsprechenden Be-
fugnisse zu verdachtsunabhängigen Kontrollen erho-
ben. Ähnliche Klagen wären auch gegen das BGS-
Gesetz zu erwarten. Ich kann also nur empfehlen, 
diesen Vorschlägen der großen Koalition hier nicht 
zuzustimmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Abgeordnete Max Stadler. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! In der Innenpoli-
tik stehen wir oft vor der Aufgabe, auf veränderte 
Verhältnisse mit neuen Befugnissen reagieren zu 
müssen und zugleich aber den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit einzuhalten. Innenpolitik ist eine 
ständige Abwägung, dem Staat das zu geben, was 
des Staates ist, und den Bürgern zugleich ihre Frei-
heitsrechte soweit wie irgend möglich zu belassen. 

In der gestrigen Debatte ist deswegen zu Recht 
von den Rednern der Koalition hervorgehoben wor-
den, daß CDU/CSU und F.D.P. gerade in den letzten 
beiden Legislaturperioden eine Vielzahl von gesetz-
geberischen Maßnahmen getroffen haben, mit denen 
die Effektivität der Verbrechensbekämpfung ver-
stärkt worden ist. Effektivität ist ein wichtiges, aller-
dings nicht das einzige Kriterium. Die Regeln der 
Strafprozeßordnung und der Polizeigesetze dienen ja 
gerade dazu, die Interessenkonflikte auszugleichen 
und die Rechte der Betroffenen gegenüber dem 
Grundsatz des effektiven Polizeihandelns zu formu-
lieren. 

Ich darf vielleicht, weil es hier um Grundsätzliches 
geht, ein Beispiel nennen, das dies sehr plastisch be-

legt: Das Landgericht Frankenthal hatte einmal einen 
Fall zu verhandeln, bei dem der Angeklagte einen 
Mord gestanden hatte. Er ist deswegen zu lebenslan-
ger Freiheitsstrafe verurteilt worden. Der Bundesge-
richtshof hat dieses Urteil aufgehoben, weil diesem 
Angeklagten von der Polizei nicht die Möglichkeit 
gegeben worden war, vor seiner Vernehmung einen 
Verteidiger zu konsultieren. Wir sehen also: Die 
Rechte des einzelnen tangieren bisweilen die Effekti-
vität der Strafverfolgung. Trotzdem ist es wichtig, 
daß die Rechte des einzelnen geschützt werden, in-
dem sogar Beweisverwertungverbote eintreten, 
wenn ein fundamentales Recht wie das der Konsulta-
tion eines Verteidigers verletzt wird. 

Genau diese ständige Abwägung, die wir immer 
wieder vornehmen müssen, war die Aufgabe, die 
sich bei der Einführung der verdachtsunabhängigen 
Kontrollen für den Bundesgrenzschutz in Bahnanla-
gen, in Bahnhöfen und an Flughäfen außerhalb der 
30-Kilometer-Zone gestellt hat. Die F.D.P. hat schon 
in der ersten Lesung deutlich gemacht, daß nach 
ihrer Auffassung auf Grund der Grenzöffnung nach 
dem Abkommen von Schengen, aber auch auf 
Grund der verstärkten Mobilität von Straftätern und 
der damit einhergehenden grenzüberschreitenden 
Kriminalität eine Maßnahme wie die verdachts-
unabhängige Ausweiskontrolle prinzipiell notwen-
dig ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

In der ersten Lesung haben wir aber auch zum 
Ausdruck gebracht, daß wir trotz der Kürze der Zeit 
die grundsätzlichen Bedenken und die Detailein-
wände, die in der öffentlichen Diskussion erhoben 
worden sind, in aller Sorgfalt prüfen wollen. Deswe-
gen haben wir eine Anhörung des Innenausschusses 
durchgesetzt. Wir haben das Versprechen gehalten, 
die Erkenntnisse aus dieser Anhörung zu verwerten 
und in das weitere Gesetzgebungsverfahren einzu-
bringen. Auf Grund dieser Anhörung ist es zu drei 
grundlegenden Änderungen des Ursprungsentwurfs 
gekommen. 

Erstens. Die Kontrollen sind lagebildabhängig und 
dort  durchzuführen, wo nach polizeilicher Erkennt-
nis die Begehung der genannten Straftaten wahr-
scheinlich ist. Der „Spiegel" hat zu Recht geschrie-
ben, damit werde es keine undifferenzie rte Schleier-
fahndung im großen Stil im ganzen Bundesgebiet 
geben. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das wäre nämlich unverhältnismäßig. 

Zweitens. Für die Durchführung der Maßnahmen 
haben wir nun eine Abstufung vorgesehen: Der rela-
tiv geringfügige Eingriff, bei dem jemand seinen 
Ausweis vorzeigen muß, kann unter den eben ge-
nannten Bedingungen verdachtsunabhängig erfol-
gen. Weitergehende, schon schwererwiegendere 
Eingriffe hingegen wie etwa die Durchsuchung von 
Sachen oder aber auch die Mitnahme einer Person 
auf eine Polizeidienststelle brauchen entgegen dem 
Ursprungsentwurf den konkreten Verdacht einer 
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Straftat. Damit wird das Prinzip der Verhältnismäßig-
keit gewahrt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Schließlich und drittens. Wir haben dafür gesorgt, 
daß die neuen Maßnahmen bef ristet sind. Denn die 
Befristung zwingt uns als Parlamentarier dazu, sehr 
sorgfältig zu beobachten, wie von den neuen Mög-
lichkeiten denn in der Praxis Gebrauch gemacht 
wird. Es soll nicht so sein, daß wir im Parlament ein 
Gesetz beschließen und die praktische Umsetzung 
dann nicht mehr beobachten. Mit der Bef ristung ste-
hen wir später in dem Zwang, uns damit zu befassen, 
ob wir die Maßnahmen fortführen, ob wir sie modifi-
zieren oder ob sie sich nach einiger Dauer als unnötig 
oder ineffektiv erweisen. Wir sind der Überzeugung, 
daß sie effektiv sein werden, daß sie stichprobenartig 
praktiziert werden und daß die Praxis des Bundes-
grenzschutzes dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit 
entsprechen wird. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Der Vorwurf der Kollegen Zeitlmann in der gestri-
gen Debatte, ohne die Bedenken der F.D.P. hätte 
man manches effektiver gestalten können, enthält in 
Wahrheit ein verstecktes Kompliment. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na ja, darüber 
kann man streiten!) 

Es ist doch die Aufgabe für uns Liberale, für eine ef-
fektive Verbrechensbekämpfung zu sorgen, zugleich 
aber Maß und Ziel walten zu lassen und das Prinzip 
der Verhältnismäßigkeit in jeder Hinsicht einzuhal-
ten. Das geschieht jetzt mit dem veränderten Ent-
wurf. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Hans

-

Peter Kemper [SPD]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht nun die 
Abgeordnete Ulla Jelpke. 

Ulla Jelpke (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Herr Innenminister, lassen Sie mich eine 
Vorbemerkung zu Ihren makabren Worten heute ma-
chen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, es ist gestern deutlich geworden, daß wir 
alle über die Gewalttaten der Hooligan-Klubs in 
Frankreich betroffen sind. Aber beschämenderweise 
haben Sie heute morgen wieder nicht dazu Stellung 
genommen, daß auch Sie eine ganz erhebliche Ver-
antwortung in diesem Bereich tragen. Die Hooligan

-

Klubs haben seit langem Verbindungen zu Neonazi

-

Organisationen und zur Szene. Wenn ich mir Ihren 
Verfassungsschutzbericht anschaue, dann finde ich 
dort  nicht ein einziges Wort  dazu. Ich könnte hier im 
einzelnen nachreichen, zu welchen Organisationen 
diese Verbindungen nachweislich bestehen und wo 
Ihr Innenministerium bisher nichts, aber auch wirk-
lich gar nichts getan hat. Die einzige Antwort, die Sie 
heute haben: Polizeipräsenz, Bundesgrenzschutz, 
heute morgen an den Grenzen mit mehr als tausend 

Mann zusätzlich, wie wir hören durften. Verdachts-
unabhängige Kontrollen werden jetzt durchgeführt. 

Ich sage Ihnen noch einmal: Die Anhörung von 
Polizeipraktikern und von Rechtswissenschaftlern 
hat ergeben, daß dieses Gesetz verfassungswidrig 
ist, unsinnig und unnötig, weil die Instrumentarien, 
die gesetzlich vorliegen, längst ausreichen. 

Tun Sie endlich etwas! Ich kann nur hoffen, daß es 
heute morgen hier Ihre Abschiedsrede als Bundesin-
nenminister war, denn ich halte Ihre Arbeit und Ihre 
Politik in diesem Land für skandalös. 

(Beifall bei der PDS - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Das kann man auch für dieses Gesetz sagen. 

Ich möchte einen sehr ernstzunehmenden Sachver-
ständigen zitieren. Professor Dr. Lisken, pensionierter 
Polizeipräsident aus Düsseldorf, sagte zu den ver-
dachtsunabhängigen Kontrollen, die Sie jetzt einfüh-
ren wollen: 

Solche Methoden aus dem Arsenal des Ausnah-
mezustandes gab es unter den Voraussetzungen 
des Belagerungszustandes etwa während des Er-
sten Weltkrieges und im SS-Staat nach der Aus-
nahmeverordnung des Reichspräsidenten vom 
28. 2.1933 bis zum 8.5.1945. 

Ich weiß, daß der Innenminister sein Befremden 
über diese Aussage des Sachverständigen ausge-
drückt hat, aber ich bin der Meinung, solche Hin-
weise von Sachverständigen müßten eigentlich dazu 
führen, daß der Abbau demokratischer Rechte in 
diesem Land ernsthaft diskutiert wird. Doch die Ver-
antwortlichen setzen sich einfach über diese Aussa-
gen von Sachverständigen hinweg. Sie stellen sich in 
eine Tradition, die ich doch sehr, sehr fragwürdig 
finde. 

Der Kollege Such hat hier einiges zur Scheinbe-
grenzung dieses Vorschlages gesagt. Ich bin entsetzt 
darüber, daß die SPD-Fraktion heute dem Bundes-
grenzschutzgesetz mit einer angeblich differenzier-
ten Position doch zustimmen wird. 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Das sollten 
Sie nachlesen!) 

- Ja, ich lese das nach. Es sind ein paar Punkte ver-
ändert worden. Okay, es dürfen jetzt nicht mehr alle 
verdachtsunabhängig kontrolliert werden, sondern 
es wird selektiert, wie es so schön heißt, wie es in der 
Anhörung auch ausgesprochen wurde, selektiert von 
Polizeibeamten. Das heißt, hier will man ganz gezielt 
Menschen, die nicht deutsch aussehen, herausgrei-
fen, um kontrollieren zu können. 

Ich finde, dieses Gesetz ist ein weiteres Gesetz, das 
rassismusfördernd sein wird. Ich halte es für einen 
Skandal und hoffe nur, daß man in der nächsten Le-
gislaturperiode solche Gesetze zurücknehmen kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe jetzt den 
Kollegen Wolfgang Zeitlmann auf. 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
diskutieren innerhalb von zwei Tagen wieder über 
ein Thema der inneren Sicherheit. Mich wundert es 
schon sehr, daß hier, Herr Kollege Stadler, so ganz 
ungeniert gesagt wird: Jawohl, wir wollen ein Weni-
ger an Effektivität in der Verbrechensbekämpfung, 
weil wir eine verdachtsunabhängige Kontrolle nur in 
ganz bestimmten Bereichen - sprich: i llegale Einreise 
- akzeptieren wollen. 

Da frage ich schon nach. Denken Sie jetzt zum Bei-
spiel an die Hooligans, die ja nicht einreisen wollen; 
die wollen ja nur ausreisen. Ich bitte Sie, sich das an 
Hand dessen, was vorgelegt ist, wirklich zu überle-
gen. Da kommt dann die nächste Welle an neuer Kri-
minalität, und dann müssen wir wieder nachsatteln, 
weil wir ja so ungeheure Bedenken - - 

(Dr.  Max Stadler [F.D.P.]: Allgemeines Poli

-

zeirecht!) 

- Ja, ja, allgemeines Polizeirecht, Herr Stadler, das ist 
schon richtig. Nur wer denn? Die Länderpolizeien. 
Jetzt verfolgen Sie aber einmal den Weg eines Hooli-
gans aus Hamburg! 

Wenn man die Regelungen von Anfang an nicht 
nur mit Mißtrauen gegenüber jedem Polizeibeamten, 
sondern mit dem Mindestmaß an Vertrauen gegen-
über den eigenen Beamten fassen würde, dann 
könnte manches leichterfallen. Dann hat der Beamte 
etwas Spielraum. Das geht aber nicht, wenn ich den 
Beamten pausenlos verdächtige, daß er nichts Wider-
wärtigeres zu tun habe, als flächendeckend und rei-
henweise alle f riedlichen Bürger, die sich auf ver-
schlungenen Wegen auf den deutschen Straßen be-
wegen, zu kontrollieren. 

Wir haben uns geeinigt; ich trage das Gesetz mit. 
Wenn Sie hier betonen, wie sehr Sie die Rechte der 
Bürger wahren, wird es doch aber erlaubt sein, auch 
einmal daran zu erinnern, daß der Bürger jahrzehnte-
lang daran gewöhnt war, daß er an der Grenze ver-
dachtsunabhängig kontrolliert wurde. Sie, Herr 
Dr. Stadler, haben in Passau erst seit ein paar Mona-
ten die Möglichkeit, nach Österreich ohne Kontrollen 
einzureisen, genau seit dem 1. April. Im Juni wird 
dann plötzlich behauptet, es seien dem Volk Rechte 
zugewachsen, und es sei völlig undenkbar, daß der 
Bürger wieder kontrolliert wird. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Wollen Sie das 
Gesetz?) 

- Herr Dr. Stadler, Sie müssen sich das einmal aus 
der Sicht des kleinen Bürgers vorstellen. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Ich bin doch eh 
relativ Mein!  - Heiterkeit) 

- Meine Damen und Herren, was soll die Unruhe? - 
Glauben Sie wirklich, daß der normale Bürger, der im 
Zug sitzt und seine Fahrkarte vorzeigen muß, ein 
Problem damit hat, wenn ihn der daneben stehende 

BGS-Beamte nach seinem Ausweis fragt? Überhaupt 
nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Im Gegenteil: Wenn er weiß, daß er damit womöglich 
dazu beiträgt, daß manchem Kriminellem das Hand-
werk gelegt werden kann oder zumindest erschwert 
wird, wird er das ohne Probleme in Kauf nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ein Weiteres bitte ich zu bedenken: Wenn wir den 
Begriff „Untersuchung", wie er im Entwurf stand, 
jetzt auf Grund der Bedenken der F.D.P. und der Op-
position auf den Begriff „in Augenschein nehmen" 
reduzieren, dann wird es für den normalen Polizeibe-
amten schwierig, diesen Unterschied zu bewe rten. Er 
müßte drei Semester Jura studiert haben, um diese 
feine Unterscheidung nachvollziehen zu können. 

(Dr. Hermann Otto Sohns [F.D.P.]: Sechs 
Semester! - Günter Graf (Friesoythe] [SPD]: 
Die sind sehr intelligent! Die wissen, was 

sie zu tun  haben!)  

Wenn man ihm dann noch sagt, der Bundesgrenz-
schutz darf von seinen Befugnissen im Bahnbereich 
und in den Zügen nur dann Gebrauch machen, wenn 
diese nach grenzpolizeilicher Lagebeurteilung zur il-
legalen Einreise genutzt werden, heißt das doch 
nichts anderes, als daß er im Grunde einen allgemei-
nen Erfahrungsschatz mit einbringen muß und sich 
fragen muß, ob er im richtigen Zug ist und in was für 
einer Zuggattung er sich befindet - Intercity oder In-
terregio - und ob es sich wirk lich nur um die übliche 
Einreise handelt. 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich finde, wir stellen zu hohe Anforderungen an den 
einzelnen Polizeibeamten. 

Herr Kollege Graf, Sie haben in der Anhörung ge-
sagt, daß man in der Praxis immer kontrolliert habe 
und sich den Verdacht irgendwie konstruiert habe. 
Wenn man es so machen könnte, dann wäre ja a lles 
wieder in Ordnung. 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Es kommt 
darauf an, welchen Verdacht! Einen kon

-

kreten Verdacht!) 

Damit würden Sie aber erwarten, daß der Polizeibe-
amte im Grunde so ein bißchen am Gesetz vorbei die 
Dinge betreibt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Zeitlmann, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Hirsch? 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Nein, da ich so-
wieso gleich fertig bin. - Deswegen sage ich, daß ich 
nicht ein kompliziertes Gesetz will, das nur bei der 
Einreise gilt und bei dem es auf Grund der strengen 
Voraussetzungen unendlicher langer Abwägungs-
prozesse eines Juristen bedarf. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Lehnen Sie jetzt 
das Gesetz ab?) 
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Eine klare Regelung wäre mir lieber; sie wäre auch 
effektiver. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter in dieser 
Debatte spricht der Abgeordnete Hans-Peter Kem-
per. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich will zunächst einmal 
unserem Innenminister in zwei Punkten ausdrücklich 
recht geben: Es ist unbedingt erforderlich, daß wir 
Nachbesserungen bei der inneren Sicherheit und 
bei der Kriminalitätsbekämpfung vornehmen, denn 
unter dieser Regierung hat sich in den letzten 16 Jah-
ren die innere Sicherheit so verschlechtert, daß es 
den Leuten in unserem Land angst macht. 

Außerdem müssen wir uns um die Kontrolle der 
Grenzen und der Grenzräume kümmern. Ich habe 
über 30 Jahre lang in einem Bereich Dienst gemacht, 
in dem wir 108 Kilometer Staatsgrenze zu den Nie-
derlanden hatten. Ich weiß, daß gerade die Grenzen 
kriminalitätsrelevant sind. Sie stellen - oder stellten - 
eine Barriere für die Straftäter, insbesondere aber 
auch für die Polizei und für die Bürger dar. Das ist 
seit Schengen anders. Schengen hat diese Barriere 
beseitigt. Für die Bürger ist das positiv. Aber leider 
nutzen auch einige Zeitgenossen diese Freiheiten, 
für die sie eigentlich nicht gedacht waren, nämlich 
Schleuser und Kriminelle. Hierauf müssen Polizei 
und BGS, hierauf muß die Politik reagieren, nach 
Möglichkeit - das ist der Idealfall - Bund und Land 
Hand in Hand. 

Wir wollen nicht verhehlen, Herr Zeitlmann, daß 
wir uns im Vorfeld dieser Vorlage schwergetan ha-
ben. Wir haben diskutiert. Wir haben gestritten, und 
das zu Recht; denn verdachtsunabhängige Kontrol-
len ohne jede Einschränkungen sind nicht unser 
Ding. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Rechtsfragen hat mein Kollege Günter Graf ge-
stern schon ausführlich erläutert. Ich will noch auf 
einen Punkt eingehen, den Sie, Herr Zeitlmann, ge-
rade angesprochen haben, nämlich die Effektivität. 
Da will ich Sie einfach einmal fragen: Halten Sie es 
für effektiv, wenn man verdachtsunabhängig jeden 
Bürger kontrolliert, 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Das will 
doch niemand!) 

insbesondere unter dem Aspekt, daß Bundesgrenz-
schutz und Polizei nur begrenzte Personalressourcen 
zur Verfügung haben, oder ist es nicht sinnvoller, auf 
Grund von Vermutungen und Verdachtsmomenten 
zu kontrollieren? Bei letzterem sind die Erfolgsaus-
sichten wesentlich größer. Das Stochern im Nebel 
oder das Suchen nach der berühmten Nadel im Heu-
haufen hat in der Kriminalitätsbekämpfung noch nie 
etwas gebracht. Deswegen haben wir uns im Vorfeld 

auch gegen die verdachtsunabhängigen Kontrollen 
ausgesprochen. 

Nach der Anhörung hat die F.D.P. - das ist das Ver-
dienst der F.D.P., insbesondere des Kollegen Herrn 
Stadler; das will ich ausdrücklich konzedieren - ein 
Kompromißpapier durchgesetzt. Dafür will ich die 
F.D.P. ausdrücklich loben. Die F.D.P. bekommt im Au-
genblick sonst nicht sehr viel Lob. Ich denke aber, 
auch in Wahlkampfzeiten ist es gestattet, der F.D.P. 
einmal etwas Gutes zu tun. 

Ich bin der F.D.P. dankbar dafür - besonders Ihnen, 
Herr Stadler -, daß sie dieses Kompromißpapier vor-
gelegt hat, 

(Manfred Such [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Einen Scheinkompromiß!) 

das die Ergebnisse der Expertenanhörung zusam-
menfaßt. Dieses Kompromißpapier ermöglicht uns 
die Zustimmung; denn es macht die Kontrollen 
von bestimmten Kriterien, zum Beispiel von einem 
Lagebild oder von Erkenntnissen der Grenzbehör-
den, abhängig. Das ist, denke ich, die entschei-
dende Verbesserung bei dem vorliegenden Kom-
promiß. 

Ich will noch auf den Einwurf von Herrn Zeitlmann 
eingehen, diese Vorlage sei verschlechtert worden. 
Ich muß Ihnen sagen, Herr Kollege Zeitlmann: Diese 
Vorlage unterscheidet sich in angenehmer Weise von 
den Sprüchen, die wir von Ihnen gehört, und von der 
ersten Vorlage, die Sie präsentiert haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Da hatte ich gelegentlich den Eindruck, hier seien 
die Enkel von John Wayne am Werk gewesen. Das, 
was Sie dort  vorgelegt haben, ist christkonservative 
Kriminalitätsbekämpfung, die darauf setzt, Repres-
sion mit allen Mitteln durchzusetzen, die Prävention 
aber in wesentlichen Teilen vernachlässigt. 

Wir haben einen anderen Ansatz. Wir wollen zu-
gleich Repression und Prävention realisieren. Wir 
wollen die Kriminalität bekämpfen, aber wir wollen 
vor allem die Kriminalitätsursachen bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Minister Kanther, Sie haben eben die Erfolge 
aufgezählt. Das ist auch erfreulich. Aber ich muß sa-
gen: Sie haben das Kriminalitätslagebild nur sehr be-
grenzt wahrgenommen; denn Sie haben den gesam-
ten Bereich der Jugendkriminalität und der Gewalt-
kriminalität ausgespart. 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Er 
wußte, warum!) 

Hier haben wir eine erhebliche Zunahme zu ver-
zeichnen. 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: So ist 
es leider!) 

Da muß ich Ihnen sagen: Wer junge Leute ohne 
Ausbildungsplatz, ohne Arbeitsplatz oder mit fehlen-
der Perspektive im Regen stehenläßt, der braucht 
sich über die Zunahme dieser Kriminalität nicht zu 
wundern. Wer eine halbe Million junger Menschen 
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auf die Straße schickt, sie do rt  alleine läßt und an-
schließend Krokodilstränen darüber vergießt, was sie 
denn auf der Straße so treiben, der ist in diesem Be-
reich zutiefst unehrlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen müssen wir der Prävention sehr viel stär-
kere Aufmerksamkeit widmen. 

Ich bin der Meinung, daß der jetzt vorliegende 
Kompromiß positiv ist. Er enthält zwei Zielrichtun-
gen: Er trägt dazu bei, auf der einen Seite die innere 
Sicherheit zu erhöhen und auf der anderen Seite die 
Freiheitsrechte der Bürger höchstmöglich zu garan-
tieren. 

Wir sind kein Volk von Straftätern, und die Men-
schen in diesem Land dürfen auch nicht so behandelt 
werden. Wir stimmen deshalb diesem Kompromiß, 
einer verbesserten Lösung, zu. Wir fordern die Ver-
antwortlichen im Innenministerium und beim Bun-
desgrenzschutz auf, Geist und Wo rt  dieses jetzt vor-
liegenden Gesetzentwurfs aufzunehmen und in die-
sem Sinne für die Umsetzung beim Bundesgrenz-
schutz zu sorgen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich schließe die 
Aussprache. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, gebe ich be-
kannt, daß schriftliche Erklärungen zur Abstimmung 
gemäß § 31 unserer Geschäftsordnung von den Kol-
legen Burkhard Hirsch und Sabine Leutheusser

-

Schnarrenberger vorliegen.*) 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. eingebrach-
ten Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesgrenz-
schutzgesetzes, Drucksachen 13/10790 und 13/ 
11159. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
in der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - 
Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung mit 
den Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Ge-
genstimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist 
der Gesetzentwurf mit den Stimmen von CDU/CSU, 
SPD und F.D.P. bei Gegenstimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen, PDS und zwei Abgeordneten der F.D.P. 

(Beifall des Abg. Manfred Such [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

angenommen. 

*) Anlage 2 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Geset-
zes zur Änderung des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes 
- Drucksache 13/10155 - 

(Erste Beratung 224. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Gesundheit (14. Ausschuß) 

- Drucksache 13/11172 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Wolfgang Lohmann (Lüden-
scheid) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo-
bei die Gruppe der PDS fünf Minuten erhalten soll. - 
Dazu höre ich keinen Widerspruch. Wir verfahren 
entsprechend. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß wir am Ende die-
ser Debatte eine namentliche Abstimmung durchfüh-
ren. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Kollege 
Wolfgang Lohmann. 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir schließen heute die Beratungen über das 
vom Bundesrat vorgelegte Zweite Gesetz zur Ände-
rung des Asylbewerberleistungsgesetzes ab. Dieses 
Gesetz soll im Kern den Mißbrauch und die Erschlei-
chung von Sozialleistungen erschweren - eine, wie 
ich meine, überfällige Entscheidung. Von den Lei-
stungsabsenkungen sind diejenigen Personen betrof-
fen, die sich im Geltungsbereich des Asylbewerber-
leistungsgesetzes befinden und sich dorthin nur be-
geben haben, um Leistungen, die ihnen nach diesem 
Gesetz zustehen, in Anspruch zu nehmen. Darüber 
hinaus sind von den Leistungsabsenkungen Perso-
nen betroffen, bei denen sich aus von ihnen zu ver-
tretenden Gründen aufenthaltsbeendende Maßnah-
men nicht vollziehen lassen. 

Was verbirgt sich hinter dieser abstrakten juristi-
schen Gesetzessprache? Gemeint sind diejenigen, 
die - meist durch Schlepperbanden organisiert - ge-
zielt nach Deutschland einreisen und ausschließlich 
Sozialleistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz beziehen wollen. In diesem Punkt stellt das 
neue Gesetz eine überfällige Angleichung an das 
Bundessozialhilfegesetz dar. 

Die zweite Personengruppe, die von der Neurege-
lung berührt wird, umfaßt diejenigen Personen, die 
bei der Paßbeschaffung nicht mitwirken, ihre Identi-
tät verschleiern, Widerstand leisten oder sogar ihre 
Pässe mutwillig vernichten, um eine Abschiebung zu 
verhindern. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates hat viel Kritik 
erfahren. Teilweise sind auch Emotionen geschürt 
worden. Meines Erachtens wäre dies vermeidbar ge-
wesen, wenn bereits im Vermittlungsverfahren zum 
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1. Asylrechtsänderungsgesetz im April 1997 die Län-
der diese Regelung möglich gemacht hätten. Damals 
bestand insbesondere auf der Seite der Sozialdemo-
kraten keine Bereitschaft, dies zu tun. Ein im Früh-
jahr bevorstehender Landtagswahlkampf hat dann 
offenbar zu einem Sinneswandel beigetragen, denn 
die Mehrheit im Bundesrat hat das Thema wieder auf 
die Tagesordnung gesetzt. 

Das Verhalten von Ihnen, Frau Kollegin Lange, ist 
allerdings - ich erlaube mir diese Bezeichnung - un-
seriös. Sie haben nämlich mich persönlich in der Sit-
zung am 26. Mai 1998 vehement kritisiert und ver-
sucht, deutlich zu machen, daß es sich bei den Lei-
stungen im Rahmen des Asylbewerberleistungsge-
setzes um eine Mindestversorgung handelt, die aus 
grundsätzlichen Erwägungen auf gar keinen Fall 
eingeschränkt werden dürfe. Heute wollen Sie und 
Ihre Kollegen, die zum überwiegenden Teil ebenfalls 
diese Meinung auch in der Anhörung vertreten ha-
ben, dem Gesetzentwurf zustimmen, der genau die 
Regelungen beinhaltet, die Sie - jedenfalls bislang - 
als nicht zulässig erachtet haben. 

Ich frage Sie und auch uns: Ist die Frage nach der 
Menschlichkeit, die Sie ins Gespräch gebracht ha-
ben, von der Quantität der Betroffenen, also davon, 
ob es 30 000 oder 120 000 Betroffene gibt, abhängig? 
Wäre es nicht eine konsequente Haltung - diese 
hätte ich von Ihnen erwartet -, daß Sie bei der Ableh-
nung bleiben müßten, auch wenn es weniger Betrof-
fene gäbe? 

(Beifall des Abg. Wolfgang Zöller [CDU/ 
CSU]) 

Die Koalitionsfraktionen haben die für eine Regie-
rung notwendige Stabilität und innere Geschlossen-
heit auch mit diesem Gesetzentwurf dokumentiert. 
Wir haben versucht, den rechtlich oberflächlich kon-
zipierten Entwurf des Bundesrates vernünftig zu 
konkretisieren. Dabei wurde gerade der Aspekt der 
ehemaligen Bürgerkriegsflüchtlinge umfassend mit 
Experten, unter anderem auch mit den Kollegen 
Schlee und Schwarz-Schilling, besprochen. Wir 
glaubten, daß eine Lösung in einer unmittelbaren 
Verbindung zwischen Ausländerrecht und Sozial-
recht liegen könnte. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Ich bin dieser Meinung auch heute noch: Das So-
zialrecht, in diesem Falle das Asylbewerberleistungs-
gesetz, sollte dem Ausländerrecht folgen. Wir wollten 
von Anfang an Personen ausnehmen, die an Leib 
und Leben gefährdet sind. Auch Personen, die auf 
Grund ihres Alters oder ihrer persönlichen Erlebnisse 
nicht in ihre Heimat zurückkehren können, sollten 
aus humanitären Gründen von den Einschränkungen 
nicht be troffen sein. 

Nur: Wenn bei einem Koalitionspartner letzte 
Zweifel an der von beiden Seiten für notwendig ge-
haltenen Konkretisierung bleiben, darf eine solche 
Entscheidung nicht übers Knie gebrochen werden. 
Soweit nicht auszuschließen ist, daß vom Gesetz 
auch Personen erfaßt würden, die wir nicht erfassen 
wollen, bin ich der festen Überzeugung, daß der 
strafrechtliche Grundsatz „im Zweifel für den Ange-

klagten" angewandt werden muß. Ich sage „im 
Zweifel für den Angeklagten", weil ich gestern ge-
hört habe, daß die lateinische Form dieses Grundsat-
zes, die auch ich kenne, den Juristen vorbehalten ist. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es freut mich, daß Sie umfas

-

send gebildet sind! - Zuruf: In dubio pro reo!) 

- Ja, in dubio pro reo. Aber das sagen ja nur Juristen. 

Deshalb ist es zumindest zum jetzigen Zeitpunkt 
notwendig, die Ziffer 3 des Bundesratsentwurfs zu 
streichen. Diese Ziffer 3 sah vor, daß bei Personen, 
die vollziehbar ausreisepflichtig oder geduldet sind 
und trotz rechtlicher oder tatsächlicher Möglichkei-
ten nicht freiwillig ausreisen, die Leistungen abge-
senkt werden. Es ist zu bedauern, daß wir in diesem 
Punkt keine abschließende Sicherheit erzielen konn-
ten, was leider auch darauf zurückzuführen ist, daß 
der eigentliche Initiator, der Bundesrat, bis zum Ab-
schluß in dieser Woche keine Klarheit über die Hal-
tung einzelner Bundesländer zu bestimmten Details 
schaffen konnte oder wollte. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Das ist doch 
normal im Bundesrat!) 

Es gibt nun Stimmen, die uns angesichts der sorg-
samen Behandlung dieses Themas vorwerfen, das 
Gesetz sei weitgehend inhaltsleer. Ich glaube dies 
nicht. Dieses Gesetz sollte nicht an der Quantität der 
Betroffenen, sondern an seiner Signalwirkung ge-
messen werden. Was signalisiert dieses Gesetz? Es si-
gnalisiert zunächst, daß Mißbrauch und Erschlei-
chung von Sozialleistungen auch im Bereich dieses 
in Rede stehenden Gesetzes sanktionie rt  werden 
können. 

Darüber hinaus hat schon die Diskussion deutlich 
gemacht, daß die Ausländerbehörden die Duldungs-
gründe in Zukunft möglichst genau zu spezifizieren 
und Duldung auf die wirklich erforderlichen Fälle zu 
beschränken haben. Zudem sollte man nicht überse-
hen, daß auch Details geregelt werden, die bisher 
nicht im Vordergrund der Diskussion gestanden ha-
ben: Die Taschengeldbeträge in Abschiebe- und Un-
tersuchungshaft werden angeglichen. Unbegründete 
Ablehnung von Arbeitsgelegenheiten in Gemein-
schaftseinrichtungen führt zum Ausschluß des An-
spruches. Eheähnliche Gemeinschaften dürfen künf-
tig - genau wie im Bundessozialhilfegesetz - nicht 
mehr bessergestellt werden als Ehen. 

Auch diese auf den ersten Blick vielleicht neben-
sächlichen Regelungen sind ein Schritt in die richtige 
Richtung. Deshalb ist es notwendig, das Zweite Ge-
setz zur Änderung des Asylbewerberleistungsgeset-
zes in der heute vorgelegten Formulierung zu be-
schließen. Ich möchte Sie herzlich darum bitten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  nimmt 
jetzt die Abgeordnete B rigitte Lange. 

Brigitte Lange (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die SPD kann heute nicht 
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zufrieden sein, aber doch erleichtert, weil wir ein 
wichtiges Ziel, das wir bereits in der ersten Lesung 
angesprochen haben, erreicht haben. Bürgerkriegs-
flüchtlinge und geduldete Flüchtlinge, deren Schutz-
bedürftigkeit in unserem Gesetz verbrieft ist, müssen 
nicht erneut Leistungseinschränkungen hinnehmen. 
Wäre es nicht so gekommen, hätten wir dieses Ge-
setz in der dritten Lesung ablehnen müssen. Das wis-
sen Sie aus unserem Beschluß in der letzten Woche. 
Wir hätten in der zweiten Lesung deutlich gemacht, 
daß wir die Ziffern 1 und 2 akzeptieren könnten. 

Aber den betroffenen Flüchtlingen hätte das nicht 
geholfen. Die hineingebrachte Verschärfung hätte 
noch Schlimmeres ange richtet. Nur deshalb begrü-
ßen wir es, daß es in vielen Gesprächen gelungen ist, 
unsere Position mehrheitsfähig zu machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich danke allen, die uns in dieser schwierigen Aus-
einandersetzung geholfen haben. Insbesondere 
danke ich aber dem UNHCR und den Flüchtlingsrä-
ten, die uns geholfen haben, Gesetzestexte zu verste-
hen und zu begreifen, in welcher Art und Weise sie 
angewendet werden; denn davon hängt sehr viel ab. 
Ich danke auch allen Kirchen, Wohlfahrtsverbänden, 
den vielen Initiativen, den Gewerkschaften, namhaf-
ten Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens und vor 
allem den vielen Bürgerinnen und Bürgern, die uns 
ihre Sorge und ihren Protest mitgeteilt haben. 

(Andrea Fischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Der bei Ihnen auf fruchtbaren Boden 
gefallen ist! Herzlichen Glückwunsch!) 

Der Protest war bitter nölig. 

Wir akzeptieren mehrheitlich, daß es Leistungs-
einschränkungen für diejenigen geben muß, die - 
und das muß man ihnen nachweisen - ausschließlich 
einreisen, um Leistungen zu erhalten. Dieser Fall 
dürfte äußerst selten sein. 

Wir akzeptieren mehrheitlich auch Leistungsein-
schränkungen für diejenigen Ausländer, die nicht 
bleiben können, weil sie weder ein Recht haben hier-
zubleiben, noch eine Duldung aus humanitären 
Gründen möglich ist, und die ihre Abschiebung aktiv 
verhindern, zum Beispiel indem sie nicht dazu beitra-
gen, daß die notwendigen Reisedokumente beschafft 
werden können, oder Angaben zu ihrer Identität ver-
weigern. 

Diese Leistungseinschränkung ist ganz erheblich. 
Ich sage Ihnen nach wie vor: Unsere Bedenken dage-
gen, hier zwei Existenzminima zu definieren, bleiben 
bestehen. Das ist übrigens auch der Grund dafür, daß 
ein Teil meiner Kolleginnen und Kollegen diesem 
Gesetz heute nach wie vor nicht zustimmen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sollten uns alle klarmachen, daß die Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ohnehin 
nur 70 bis 80 Prozent der Sozialhilfe betragen. Sie 
werden jetzt auf das unabweisbar Gebotene redu-
ziert. 

Viele Fragen sind offengeblieben. Das haben die 
Anhörung und auch die B riefe, die uns geschrieben 
wurden, gezeigt. Zu den offenen Fragen gehört auch 
die Definition der Leistung. Sie werden sich daran er-
innern, daß die Kommunen gefordert haben, daß 
man genau sagt, was man sich darunter vorstellt. So 
muß man auch die Sorge der Ärzte verstehen, die in 
der letzten Zeit sehr deutlich geworden ist. Da man 
nicht genau sagt, wie die geschrumpfte Leistung aus-
sieht, muß man verstehen, daß das den Ärzten ange-
sichts der heute ohnehin sehr knappen Gesundheits-
versorgung zuwider sein muß. Sie haben nämlich ih-
ren ärztlichen Eid geschworen, allen zu helfen, die 
zu ihnen kommen, unabhängig davon, woher sie 
kommen und wie sie die Hilfe bezahlen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es bleibt das große Grundsatzproblem des Span-
nungsverhältnisses zwischen Sozialrecht und Aus-
länderrecht bestehen. In diesem Spannungsfeld liegt 
sozialer Sprengstoff. Deswegen ist unsere Erwartung, 
was die Akzeptanz dieses Gesetzes in der Öffentlich-
keit betrifft, gedämpft. Die geistig-moralische Wende 
hat Solidarität beschädigt und eine tiefe Spaltung in 
unserer Gesellschaft hinterlassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Sorge um den Arbeitsplatz und um soziale Si-
cherheit läßt Toleranz nicht wachsen. Im Gegenteil: 
Sie erschwert Freundlichkeit. Wenn wir in unserem 
Land für Akzeptanz dahin gehend sorgen müssen, 
daß Flüchtlinge Aufnahme finden, die unseren 
Schutz brauchen, dann müssen wir unseren Bürge-
rinnen und Bürgern zuallererst die soziale Sicherheit 
wiedergeben. Das ist dringend erforderlich. 

Notwendig geworden ist auch - das haben die An-
hörung und die Diskussionen gezeigt -, daß das Aus-
ländergesetz überarbeitet wird, 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

und zwar im Sinne aller Betroffenen: für diejenigen, 
die im Ausländeramt arbeiten, für diejenigen, die es 
treffen soll, und auch für uns, um es zu verstehen. 
Der § 32 a des Ausländergesetzes muß endlich ange-
wendet werden. Bürgerkriegsflüchtlinge brauchen 
ein gesichertes Aufenthaltsrecht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der F.D.P.) 

Die Finanzen müssen solidarisch verteilt werden. 
Das Spannungsverhältnis zwischen Sozialrecht und 
Ausländerrecht muß neu durchdacht werden. A rt . 1 
darf nicht zum Sanktionsrecht instrumentalisiert wer-
den. 

Wir brauchen eine europäische Regelung. In die-
sem Zusammenhang hoffe ich, daß es nicht zu dem 
Wettlauf kommt, die Festung Europa zu zementieren. 
Ich hoffe vielmehr auf einen Wettstreit um eine hu-
mane Regelung, die das Gebot der Menschenwürde 
beachtet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das sollte für uns alle eine Aufgabe in der nächsten 
Legislaturperiode werden. Darauf setze ich. 
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Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Abgeordnete Andrea Fischer. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Diese Rede, Frau Kollegin Lange, war ein trauriger 
Höhepunkt in dem Doppelspiel, das die SPD seit Mo-
naten mit den Asylbewerbern treibt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P. - Zuruf von 

der SPD: So ein Unsinn!) 

Daß Sie dann auch noch die wirklich beeindruk-
kende Solidarität der Flüchtlingsbewegung für sich 
reklamieren, finde ich einfach bodenlos. Wenn Sie 
das ernst meinen, was Sie soeben gesagt haben, kön-
nen Sie eigentlich nur gegen diesen Gesetzentwurf 
stimmen. Mit einer solchen Rede aber können Sie 
nicht erklären, warum Sie diesem unsäglichen Ge-
setzentwurf zustimmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Dr. Peter Struck [SPD]: 

Quatsch!) 

Ich bin sehr dankbar dafür, daß es in unserem 
Land offensichtlich sehr viel Solidarität mit Flücht-
lingen gibt. Das haben wir in den letzten Wochen in 
einer wirklichen eindrucksvollen Art  und Weise er-
lebt. Auch ich bin erleichtert, daß aus diesem Gesetz-
entwurf dank dieser Solidaritätsbewegung das 
Schlimmste herausgenommen wurde. 

Aber wenn man das Schlimmste streicht, dann ist 
es trotzdem noch nicht gut. Deswegen lehnen wir 
diese Gesetzesänderung weiterhin ab. Denn Sie ha-
ben zwar wochenlang über diesen Gesetzentwurf ge-
stritten, aber richtig daran gearbeitet haben Sie 
nicht. Diese Änderungen in letzter Minute haben 
nichts daran geändert, daß die darin noch verbliebe-
nen Passagen äußerst undeutlich formuliert sind. 
Diese Tatsache war auch in den Äußerungen der 
Fachleute in den Ausschußberatungen zu erkennen. 

Jetzt wollen Sie, daß Sozialämter darüber entschei-
den, wer mutwillig dafür verantwortlich ist, daß er 
seine Identität nicht nachweisen kann. Wir haben es 
hier aber mit einem höchst komplizierten Feld zu 
tun, in dem es auch darum geht, wie sich die Behör-
den des Herkunftslandes verhalten, ob es also über-
haupt möglich ist, sich einen Paß zu beschaffen. 
Diese Probleme haben Sie nicht ausgeschlossen. 

(Zurufe von der F.D.P.: Das stimmt nicht!) 

Es hat sogar Vorschläge gegeben, wie Sie das hätten 
besser regeln können. Ich empfehle Ihnen in diesem 
Zusammenhang die Stellungnahme des UNHCR 
zum ersten Teil dieses Gesetzentwurf es.  

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Frau Fischer, das 
stimmt nicht!) 

Wir haben nie bestritten, daß es die Notwendigkeit 
gibt, Mißbrauch zu bekämpfen. Aber wir haben uns 
in 'der Anhörung ausführlich mit der Frage beschäf-
tigt, ob die geltende Rechtslage nicht ein hinreichen-
des Instrumentarium zur Bekämpfung von Miß-
brauch bietet. Sie sollten das noch einmal nachlesen. 
Auf einer ganzen Seite wird in dem entsprechenden 
Protokoll erklärt, was das Ausländergesetz in diesem 
Bereich hergibt. Sie haben sich nie die Mühe ge-
macht, uns nachzuweisen, warum dieses Instrumen-
tarium entgegen der Aussagen der Fachleute doch 
versagt. 

Seit gestern hören wir, es gebe 30 000 Mißbrauchs

-

fälle dieser Art . Diese Zahl war noch nie vorher im 
Gespräch. Wo kommt sie plötzlich her? So etwas ist 
doch keine seriöse Beratung. Diesen Nachweis ha-
ben Sie vorher nie geführt; plötzlich gibt es diese 
Zahl von angeblichen Mißbrauchsfällen in großem 
Umfang, die von diesem Passus betroffen sind. Ich 
kann nicht erkennen, daß Sie wirk lich ernsthaft 
daran gearbeitet haben, diese Unwägbarkeiten aus-
zuschließen. 

Vielmehr geht es - Sie haben es vorhin gesagt - 
um  eine Signalwirkung. Ich glaube, es geht aber 
nicht nur um die Signalwirkung auf die Flüchtlinge - 
ihr dürft nicht mißbrauchen -, sondern es geht auch 
um das Signal: Wir stellen Flüchtlinge generell unter 
den Mißbrauchsverdacht und trauen ihnen nicht zu, 
daß sie in unserem Land anständig mit unseren Lei-
stungen umgehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Ich will  abschließend noch einmal darauf hinwei-
sen: Schon das jetzige Asylbewerberleistungsgesetz 
läßt nur eine eingeschränkte medizinische Versor-
gung zu. Nun wird dieser Standard noch einmal auf 
das „unabweisbar Gebotene" herabgesenkt. Die 
tiefe Sorge der Ärztekammer über diesen Umstand 
ist berechtigt. Auch deswegen weigern wir uns, ei-
nen unbestimmten Rechtsbegriff, der dann von Sach-
bearbeitern in Sozialämtern oder gegebenenfalls von 
Ärzten individuell zu interpretieren ist, in das Gesetz 
aufzunehmen. Das darf man mit unserem Sozialrecht 
nicht machen. 

Wir halten deswegen diesen Gesetzentwurf weiter-
hin für eine schändliche Tat. Wir finden, daß dies der 
falsche Weg zur Mißbrauchsbekämpfung ist. Wir 
wehren uns gegen ein geteiltes Existenzminimum 
und gegen den Ausschluß einer ganzen Gruppe von 
Menschen von Sozialleistungen. Deswegen lehnen 
wir das Asylbewerberleistungsgesetz weiterhin ab. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie der Abg. Uta Zapf 

[SPD]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster in der 
Debatte spricht der Abgeordnete Uwe Lühr. 

Uwe Lühr (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mit der vorliegenden 
Fassung des Gesetzentwurfes, der den offensichtli-
chen Mißbrauch unseres sozialen Netzes ausschlie- 
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Ben soll, ist gewährleistet, daß unser Rechtsstaat sein 
liberales, menschliches Gesicht wahrt. 

Erhalt der Menschenwürde bedeutet nicht nur Ge-
währung von Essen und Trinken, sie bestimmt sich in 
unserem Land nach unseren Standards. Auch gegen-
über Ausländern gilt die Verpflichtung des A rt . 1 des 
Grundgesetzes. Das ist gut und richtig so. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir haben den Entwurf des Bundesrates, der ha rt 
 am rechtsstaatlichen Konsens vorbeischrammte, auf 

einen erträglichen Kompromiß zurückgestutzt. 

Schon das Asylbewerberleistungsgesetz beinhaltet 
eine kritische Ausnahmeregelung, nach der die Lei-
stungen deutlich unter die Standards des Bundesso-
zialhilfegesetzes abgesenkt werden. Die beabsich-
tigte Wirkung ist zu vermuten, eine Bilanz dazu steht 
allerdings aus. 

Immer noch scheint eine im Nord-Süd-Vergleich 
Europas höhere Attraktivität der Sozialleistungen 
nach Norden zu locken, denn Grund dafür ist sicher-
lich nicht nur unser freundliches Klima. Dennoch 
sollten wir nie vergessen, daß auch diejenigen, die 
nicht als Asylsuchende oder Bürgerkriegsflüchtlinge 
zu uns kommen, nicht alles Kriminelle sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Eine Familie in Not, die Armut und Verzweiflung 
treibt, hat kein verwerfliches Motiv. Trotzdem kön-
nen und wollen wir nicht die Trickser und Betrüger 
alimentieren, die jahrelang die Behörden zum Narren 
halten, ihre Papiere vernichtet haben, sich der Fest-
stellung ihrer Identität verweigern, ihre Abschiebung 
verzögern oder unmöglich machen, nur um hier So-
zialleistungen in Anspruch nehmen zu können. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Wenn in Hamburg angeblich rund 3 000 Af rikaner 
aus ebendiesen Gründen nicht abgeschoben werden 
können, wenn Sprachforscher eingesetzt werden 
müssen, um die Nationalität dieser Menschen festzu-
stellen - aus Berlin werden noch höhere Zahlen ge-
meldet -, müssen - ich denke, darin stimmen wir 
überein - Mittel und Wege gefunden werden, dies 
abzustellen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Einerseits kann nicht hingenommen werden, daß 
Menschen, deren Aufenthalt in unserem Land aus 
guten Gründen ausländerrechtlich geduldet wird, 
durch Reduzierung der Leistungen der Aufenthalt 
unmöglich gemacht wird. Andererseits können wir 
aber auch nicht tatenlos zusehen, wenn diese Lei-
stungen offensichtlich mißbraucht werden. Ich freue 
mich, daß es meiner Fraktion nach sehr intensiver 
Diskussion gelungen ist, einen Kompromiß auszu-
handeln, der beiden Ansprüchen genügt. 

Ausländer, die nur nach Deutschland kommen, um 
soziale Leistungen zu beziehen, Ausländer, die ihre 
Abschiebung vereiteln, indem sie ihren Paß vernich-
ten oder ihre wahre Staatsangehörigkeit verschlei-

ern, sollen unser Land möglichst bald verlassen. Sie 
strapazieren nämlich die Aufnahmebereitschaft und 
diskreditieren die Arbeit und das Engagement auch 
der vielen ehrenamtlichen Helfer. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ihr Aufenthalt gehört aber grundsätzlich mit den 
Mitteln des Ausländerrechts beendet und nicht durch 
den mittelbaren Zwang des Sozialrechts. Die Absen-
kung der sozialen Leistungen ist ein mühsamer Um-
weg über das Sozialamt zur Lösung der Mißbrauchs-
problematik, wenn er denn in der Praxis überhaupt 
zum Ziel führt. Immerhin ist es gelungen, den ur-
sprünglichen Gesetzentwurf so zu verändern, daß 
das Sozialrecht dem Ausländerrecht folgt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das Ausländeramt prüft und entscheidet über Dul-
dung oder Ausreisepflicht und ihren Vollzug, nicht 
das damit völlig überforderte Sozialamt. 

Allerdings ist unser Ausländerrecht wohl selbst für 
Fachleute zu unübersichtlich, wie die Diskussionen 
in der letzten Woche gezeigt haben. 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Das 
ist wohl so!) 

Das ist nunmehr in den letzten Tagen der Legislatur-
periode nicht mehr zu ändern. Deshalb wird es eine 
wichtige Aufgabe in der nächsten Legislaturpe riode 
sein, das Ausländerrecht und das Staatsbürger-
schaftsrecht umfassend neu zu ordnen und über-
schaubarer zu gestalten. Vordringliche Aufgabe in 
der nächsten Legislaturpe riode muß es sein, Ursa-
chen, die weltweite Migration und Flucht aus Kriegs-
und Krisengebieten auslösen, zu vermeiden helfen. 

Meine Fraktion stimmt dem Gesetzentwurf mit 
großer Mehrheit zu. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-
ten der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat der Kollege Lippelt. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich habe mich gemeldet, um zu den hier beschriebe-
nen Fällen von Ausländern Stellung zu nehmen, die 
ihre Identitätspapiere vernichten. Herr Lühr hat dar-
auf sehr abgehoben. Eine wichtige Gruppe haben 
Sie nun ausgenommen, nämlich die Bosnier. Aber 
nun kam das Beispiel der 3 000 Af rikaner. 

Da der Innenminister jetzt hier noch sitzt und mir 
vielleicht auch noch ein bißchen zuhört, möchte ich 
folgendes dazu sagen: Ich habe mit einer Gruppe ni-
gerianischer politischer Flüchtlinge zu tun, die sich 
in ihrer Heimat sehr engagiert haben. Sie haben im 
Rahmen eines Asylverfahrens ihre politisch eindeuti-
gen Lebensgeschichten vorgetragen. Sie sind do rt 

 trotz ihrer eindeutigen Widerstandsbiographien ge-
scheitert. Ich habe mich ihrer Petition angenommen. 
Ich weiß, daß man bei einigen Flüchtlingen vielleicht 
Zweifel daran haben kann, ob sie sich nicht auch aus 
opportunistischen Gründen ihren Freunden, die dort 
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politischen Widerstand geleistet haben, angeschlos-
sen haben. 

Herr Innenminister, ich habe bei Ihnen wegen der 
Anerkennungsquoten nachgefragt. Auf Grund der 
Antwort muß ich feststellen, daß die Anerkennungs-
quote für Flüchtlinge aus Nige ria - das würde sich 
auf die 500 von Ihnen für das zweite Halbjahr 1997 
genannten Asylsuchenden beziehen, Flüchtlinge aus 
einer der schlimmsten Diktaturen, die wir im Mo-
ment haben - bei 0,4 oder 0,5 Prozent liegt. Das wa-
ren dann nur zwei Leute. Demgegenüber muß ich sa-
gen: Ich kenne allein fünf, die wirklich aus Angst um 
ihr Leben geflüchtet sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

- Reden Sie doch nicht einen solchen Unsinn. 

Jetzt kommt das Problem: Warum haben sie dann 
hinterher möglicherweise keine Identifikationspa-
piere - sie haben ja im Asylverfahren ihre Biogra-
phien geschildert -? Ich wi ll  es Ihnen sagen: weil sie 
nicht nach Nigeria abgeschoben werden wollen, weil 
sie um ihr Leben fürchten. Da liegt Ihr Problem, Herr 
Innenminister. Sie sagen, daß eigentlich auch eine 
Anerkennungsquote von 5 Prozent zu hoch sei, an-
statt zu sehen, daß eine Anerkennungsquote von nur 
5 Prozent bedeutet, daß zumindest diese Leute tat-
sächlich politische Flüchtlinge sind. 

Diese ganze Problematik rührt daher, daß in unse-
rem Anerkennungsverfahren beispielsweise nur eine 
staatliche Verfolgung anerkannt wird und keine Ver-
folgung anderer Art und daß das Verfahren so rigoros 
geworden ist. Das führt dann dazu, daß jemand aus 
Nigeria aus Angst, in den Tod abgeschoben zu wer-
den, lieber versucht unterzutauchen und dann, wenn 
er gefaßt wird, sagt, er komme aus Kamerun, so daß 
er eventuell in dieses Land abgeschoben wird, in 
dem er vielleicht nicht den Tod erleiden muß. Dieses 
Problem wird durch Ihr sehr restriktives Verfahren 
hervorgerufen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Lippelt, die 
Redezeit für Ihre Kurzintervention ist abgelaufen. Sie 
haben sich auf den Kollegen Lühr bezogen. Wollen 
Sie, Herr Lühr, antworten? - Nein. 

Die nächste Rednerin ist die Abgeordnete Dr. Heidi 
Knake-Werner. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit seiner Verab-
schiedung sieht sich das Asylbewerberleistungsge-
setz massiven Änderungswünschen ausgesetzt, und 
die haben ein einziges Ziel: möglichst vielen Flücht-
lingen möglichst wenig Leistungen zu gewähren. Die 
PDS hat sich von Beginn an diesem Ansinnen entge-
gengestellt und ein gesondertes Leistungsgesetz für 
Asylsuchende und Flüchtlinge abgelehnt. Wir haben 
uns dabei von dem Grundsatz leiten lassen, daß die 

Menschenwürde unteilbar sein muß und bleiben 
muß. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir werden auch heute dem ausgehandelten Kom-
promiß nicht zustimmen. 

Natürlich sind auch wir erleichtert, weil auch wir 
genau wissen, es hätte noch viel schlimmer kommen 
können, und sicherlich ist es gut, daß wenigstens der 
Status der Flüchtlinge aus Bosnien gesichert zu sein 
scheint. Bei der Anhörung im Gesundheitsausschuß 
sind die Sorgen von Flüchtlingsinitiativen, von Kir-
chen und anderen, die große Solidarität mit den 
Flüchtlingen in der Bundesrepublik üben, deutlich 
geworden. Sie haben vor einer Verschärfung des Ge-
setzes gewarnt. 

Ob unter diesem Druck oder aus wahltaktischem 
Kalkül: Sie haben zumindest die schlimmsten Häm-
mer aus ihrer ursprünglichen Vorlage zurückgezogen 
und nun eine „Va riante light" verabschiedet. Aber 
auch diese Variante halten wir für völlig unakzepta-
bel, weil sie immer noch einem Teil der in diesem 
Land lebenden Flüchtlinge die Grundlage für eine 
menschenwürdige Existenz entzieht. 

Ich muß Ihnen sagen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Für mich spielt es dabei keine Rolle, ob es sich 
um 200 000 oder um 20 000 Betroffene handelt. Es 
reicht uns zur Ablehnung aus, daß Menschen in der 
Bundesrepublik durch den Entzug von Sozialleistun-
gen in unwürdige Lebensverhältnisse gedrängt oder 
ganz vertrieben werden sollen. 

Auf der Pressekonferenz der großen Koalition 
wurde deutlich gesagt, daß die gesetzlichen Verän-
derungen kaum Einsparungen bringen werden und 
daß es Ihnen vor allem auf die Signalwirkung an-
kommt. Ich finde, genau das ist das Verräterische an 
Ihrem bisherigen Vorgehen. Sie wollen nämlich nicht 
nur vertreiben, Sie wollen auch verhindern, daß 
Menschen in Not in der Bundesrepublik überhaupt 
erst Zuflucht suchen. Es geht Ihnen einmal um ein Si-
gnal nach außen, um ein Signal der Abschreckung, 
aber es geht Ihnen eben auch um ein Signal in die 
Bevölkerung hinein. Sie wollen signalisieren, daß Sie 
mit den Flüchtlingen, insbesondere denjenigen, de-
nen Sie Mißbrauch von Sozialleistungen unterstellen, 
kurzen Prozeß machen. Ist das nicht auch eine Ver-
beugung vor Ausländerfeindlichkeit und Rassismus, 
und ist es nicht schäbig, auf dem Rücken derer, die 
oft nur ihre Haut retten konnten, ausländerfeindliche 
Stimmung zu bedienen? 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ich 
kann immer noch nicht verstehen, warum Sie sich in 
dieser Frage Ihren Glogowskis beugen. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Scharfmacher in Ihren Reihen, aber auch in den 
Reihen der anderen, der Koalitionsfraktionen, wer-
den sich mit diesem Kompromiß nur kurzfristig zu-
friedengeben. Schon heute hört man aus Baye rn 

 ganz unverhohlen, daß ein neuer Versuch, Flüchtlin-
gen die Leistungen zu kürzen, nach der Wahl zu er-
warten ist. 
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Mit den vorliegenden Änderungsvorschlägen sol-
len nach Ihrem Bekunden unzweifelhaft Miß-
brauchsfälle bekämpft werden. Aber wer stellt ei-
gentlich Mißbrauch zweifelsfrei fest? In vielen ande-
ren Situationen zeigen Sie selbst, daß Sie dazu abso-
lut unfähig sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Ich fürchte, daß hier Willkür und Beliebigkeit Tür 
und Tor geöffnet werden. Verwaltungsbeamte sollen 
ausfüllen, was Sie im Wege eines Gummiparagra-
phen in das Gesetz geschrieben haben, was völlig 
uneindeutig geregelt ist. 

Zukünftig - wenn Sie heute so entscheiden, wie 
Sie es beabsichtigen - wird es in Deutschland wieder 
Menschen in Internierungslagern geben, versorgt 
mit dem „unabweisbar Gebotenen", beim Essen, 
beim Trinken und bei Krankheit. 

Auch ich habe nie bestritten, daß es Mißbrauch 
gibt. Aber lohnt es sich wirklich, dafür Gesetze zu 
machen, die menschenverachtend sind? - Ich finde, 
nicht. 

(Beifall bei der PDS) 

Ein Kommentar der „Leipziger Volkszeitung" von 
gestern faßt die Bewe rtung dieses Gesetzes völlig zu-
treffend zusammen. Dort  heißt es nämlich: 

Ein unsägliches Gesetz, zustande gekommen auf 
schlampige Art , ein Ergebnis plumper Wahl-
kampfreflexe. Die Freude darüber, daß dieser un-
würdige Gesetzgebungsprozeß noch kurz vor 
dem bitteren Ende gestoppt wurde, tut weh. 
Denn der Schäbigkeits-Wettlauf soll nach der 
Bundestagswahl weitergehen. 

Diese Politik zu stoppen ist unser erklärtes Ziel. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt der 
Abgeordneten Cornelie Sonntag-Wolgast das Wo rt . 

(Unruhe) 

- Ich bitte darum, auch der letzten Rednerin und dem 
letzten Redner noch die Chance zu geben, sich zu 
äußern. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
wenige Bemerkungen am Schluß dieser Debatte. 

Heute geht ein langer Disput über eine schwierige 
Gesetzesvorlage zu Ende, und zwar in einer Weise, 
die ich für vertretbar halte, weil das Ergebnis im 
Sinne humanitärer Ansprüche ausreichend ist. 

Frau Fischer, die einseitige Polemik, die Sie uns so-
eben geboten haben, kann ich nicht nachvollziehen 
und muß auch sagen, daß eine Ablehnung der Geset-
zesvorlage keinem einzigen Flüchtling hilft. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt wirklich viele schutzbedürftige Menschen, 
die in unser Land gekommen sind. Es gibt aber auch 

andere, die des Schutzes nicht bedürfen. Gestatten 
Sie mir, daß ich dieses auch einmal zu erwähnen 
wage. 

Ich begrüße es deshalb, daß die Koalition in letzter 
Minute die Kraft gefunden hat, sich der Position der 
SPD-Bundestagsfraktion anzuschließen und dies in 
einem Änderungsantrag zu formulieren. Ich be-
dauere aber auch, daß die Bundesregierung und vor 
allem Minister Seehofer durch sehr widersprüchli-
che Äußerungen zum Kreis und zur Zahl der Betrof-
fenen in den zurückliegenden Wochen viel Verwir-
rung gestiftet hat und daß die Bundesregierung 
durch den Versuch, auch i llegal Einreisende in die 
Neuregelung einzubeziehen, noch draufsatteln 
wollte. Dies war der Auseinandersetzung nicht dien-
lich. 

Ich bedauere allerdings auch die spärliche Anwe-
senheit von Mitgliedern des Bundesrates heute früh, 
da es hier ja um eine Gesetzesvorlage des Bundesra-
tes geht. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Klar ist nun, meine Damen und Herren, daß die 
neuen Leistungsbeschränkungen wirklich nur dieje-
nigen Personengruppen treffen, die erwiesenerma-
ßen ihre Ausreise mit Tricks verhindern, obwohl die 
Rückkehr in ihr Herkunftsland zumutbar wäre. Bei 
jenen, die nur nach Deutschland kommen, um Lei-
stungen zu beziehen, wird der Nachweis problema-
tisch. Ich appelliere an das Verantwortungsbewußt-
sein und die Sensibilität der Mitarbeiter in den zu-
ständigen Behörden, sauber zu unterscheiden, ob es 
sich dabei wirklich um das ausschlaggebende Motiv 
handelt, oder ob andere Gründe vorliegen, die unser 
Verständnis verlangen dürfen. 

Herr Kollege Lippelt, die Fälle der Nigerianer, die 
Sie beschreiben, gehen weit über die heutige Aus-
einandersetzung hinaus. Hierbei geht es nämlich um 
die Frage, ob der Begriff der politischen Verfolgung 
weiterhin ganz eindeutig und restriktiv an die staat-
lich organisierte Verfolgung geknüpft werden kann. 
Darüber werden wir sehr intensiv weiterdiskutieren 
müssen. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir eine 
Schlußbemerkung. 

(Unruhe) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich darf kurz unter-
brechen. - Wir können alle im Saal fast besser verste-
hen als Sie, weil die Unruhe einfach zu groß ist. Ich 
bitte darum, zuzuhören! 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Danke schön. 
- Meine Damen und Herren, zahlreiche Wohlfahrts-
verbände, Menschenrechtsgruppen, Kirchen, der 
UNHCR und namhafte Persönlichkeiten des öffentli-
chen Lebens - ich erinnere in diesem Zusammen-
hang an die Anzeigenaktion in der „FAZ" vor eini-
gen Tagen mit Namen wie Ma rion Gräfin Dönhoff, 
Kurt Masur, Jens Reich und anderen - haben sich 
sachlich und kritisch in die Auseinandersetzung ein- 
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geschaltet und auf Besserungen gedrängt. Ich be-
danke mich auch im Namen der SPD-Bundestags-
fraktion für dieses beispielhafte Engagement. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich verbinde diesen Dank auch mit einer Mahnung 
an viele, die hier sitzen. Meine Damen und Herren, 
es gibt in dieser schwierige Frage nicht nur den 
Stammtisch, der sich in der Ausländerpolitik zu Wo rt 

 meldet. Es gibt auch jene Öffentlichkeit, die dazu er-
muntert, das sensible Thema des Umgangs mit Zu-
wanderern in diesem Land behutsam, differenzie rt 

 und im Sinne der Menschenwürde zu behandeln. Ich 
finde es gut, daß dieses Signal gegeben wurde. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter in dieser 
Debatte spricht der Bundesminister für Gesundheit, 
Herr Kollege Horst Seehofer. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir re-
den heute bei diesem Gesetz über Leistungskürzun-
gen für ausreisepflichtige Ausländer, die entweder 
mit der Motivation nach Deutschland gekommen 
sind, hier Sozialhilfe zu bekommen, oder die deshalb 
nicht abgeschoben werden können, weil sie zum Bei-
spiel ihre Pässe vernichten oder die Feststellung ihrer 
Identität unmöglich machen. Ein solcher Lösungsan-
satz ist weder inhuman noch ausländerfeindlich. Er 
bedeutet lediglich die Anwendung eines gerechten 
Prinzips. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer ausreisepflichtig ist, in Deutschland das Recht 
bricht oder mißbraucht, kann nicht uneingeschränkt 
Sozialhilfe erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben das gleiche Prinzip seit über 35 Jahren 
im deutschen Sozialhilferecht. Seit über 35 Jahren 
wird demjenigen, der nach Deutschland einreist, nur 
um Sozialhilfe zu bekommen, die Sozialhilfe nicht 
gewährt. Diese Anwendung wird nun auf Leistungs-
berechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
ausgeweitet. Wir haben im deutschen Sozialhilfe-
recht für deutsche Staatsbürger seit beinahe 40 Jah-
ren die Regel: Wer seinen Mitwirkungspflichten 
nicht genügt, wer beispielsweise die zumutbare Ar-
beit ablehnt, wer Anträge nicht ausfüllt, Einkommen 
nicht angibt, dem wird die Sozialhilfe gekürzt. Wir 
haben für deutsche Aussiedler nach dem Wohnortzu-
weisungsgesetz seit etlicher Zeit die Regel: Wer sich 
innerhalb Deutschlands nicht an den zugewiesenen 
Wohnort begibt, dem wird die Sozialhilfe auf das un-
abweisbar Notwendige gekürzt. Das gilt für deutsche 
Aussiedler. 

Meine Damen und Herren, was seit vielen Jahren 
für deutsche Staatsbürger üblich ist und auch ange-
wandt wird, ist nicht inhuman und ausländerfeind-
lich, wenn man es auf Ausländer ausweitet, die aus-

reisepflichtig sind und das Recht in Deutschland miß-
brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Eine zweite Bemerkung. Dieses Gesetz verändert 
nichts an der medizinischen Versorgung für hier le-
bende Ausländer, auch wenn es immer wieder be-
hauptet wird, auch wenn es gestern der Menschen-
rechtsbeauftragte der Bundesärztekammer wieder 
fälschlicherweise behauptet hat. Ich betone noch ein-
mal eindeutig, meine Damen und Herren, das, was 
im Gesetz steht und was allein wahr ist: Dieses Ge-
setz führt zu keiner Verschlechterung der medizini-
schen Versorgung der Betroffenen. Es bleibt unein-
geschränkt dabei, daß bei akuter Erkrankung und 
bei Schmerzzuständen in Deutschland die medizini-
sche Hilfe geleistet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich fordere Herrn Dr. Montgomery auf, endlich 
seine unwahren Behauptungen einzustellen, die er 
pausenlos in der Öffentlichkeit von sich gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Andrea 
Fischer? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Ja. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Minister, es war in den Verhandlungen 
immer wieder die Rede davon, daß es einer Klarstel-
lung bedürfe, daß das „unabweisbar Gebotene", wie 
Sie es gerade sagten, nicht zu einer Einschränkung 
der medizinischen Versorgung führt. Nun kennen 
wir ja den Änderungsantrag, der gestern im Innen-
ausschuß eingebracht wurde und der ja eine auffäl-
lige Kürze hat. Dieser Änderungsantrag ist in den 
Gesetzentwurf eingegangen, über den wir heute ab-
stimmen. Darin ist diese Klarstellung nicht enthalten. 
Müssen Sie nicht zugeben, daß unter diesen Umstän-
den die Befürchtung berechtigt ist, daß die medizini-
sche Versorgung, die ja auch jetzt schon sehr stark 
eingeschränkt ist, noch weiter eingeschränkt wird? 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Wo ist sie 
denn eingeschränkt?) 

- Die ist doch laut Asylbewerberleistungsgesetz 
schon längst eingeschränkt. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Diese Sache ist glasklar. Das steht in § 4 des Asylbe-
werberleistungsgesetzes, der nicht geändert wird. 
Daß er nicht geändert wird und daß die entgegenge-
setzten Behauptungen falsch und unwahr sind, hat 
die Koalition im Ausschußbericht noch einmal klar-
gestellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie haben das heute wieder in Zweifel gezogen. Sie 
könnten selbst zu dieser Klarstellung beitragen, 
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wenn Sie nicht selbst pausenlos das Un richtige und 
Unwahre in der Öffentlichkeit behaupten würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Noch nicht geregelt haben wir in diesem Gesetz 
die Problematik illegaler Einreisen und des Aufent-
halts von jemandem in der Bundesrepublik Deutsch-
land, der ausreisepflichtig ist und auch tatsächlich 
ausreisen könnte. Darüber werden wir weiter im Ge-
spräch bleiben und eine Lösung in der nächsten Le-
gislaturperiode herbeiführen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik 
Deutschland gewährt Menschen, die schutzbedürftig 
sind, die um ihre Gesundheit oder gar ihr Leben 
fürchten müssen, Schutz. Kein Land in Europa hat 
mehr schutzbedürftige Menschen aufgenommen als 
die Bundesrepublik Deutschland. Dafür möchte ich 
auch einmal den Deutschen danken; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

denn das ist Ausdruck auch der Hilfsbereitschaft der 
deutschen Bevölkerung gegenüber Menschen, die 
schutzbedürftig sind und zu uns kommen. Wir wer-
den die Akzeptanz in der deutschen Bevölkerung, 
Menschen zu helfen, die verfolgt sind und des Schut-
zes bedürfen, nur dann aufrechterhalten, wenn wir 
offensichtlichen Mißbrauch und Mitnahmeeffekte, 
die durch Rechtsmißbrauch herbeigeführt werden, 
vermeiden. Fehlentwicklungen im Sozialrecht, 
Rechtsmißbräuche, die Vermeidung der Feststellung 
der Identität schaden in Wirklichkeit den tatsächlich 
Schwachen in unserem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Deshalb muß man den Mißbrauch abstellen und auf 
der anderen Seite die Humanität aufrechterhalten. 

Dieses Gesetz ist eine gute Verbindung zwischen 
der humanen Hilfe gegenüber Verfolgten auf der ei-
nen Seite und der Bekämpfung des Mißbrauchs auf 
der anderen Seite. Deshalb bitte ich Sie um Ihre Zu-
stimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Aussprache. 

Es liegen schriftliche Erklärungen zur Abstimmung 
gemäß § 31 unserer Geschäftsordnung von Frau Kol-
legin Hanewinckel mit 28 weiteren Kolleginnen und 
Kollegen aus der SPD und ferner des Kollegen 
Dr. Burkhard Hirsch vor.*) 

Wir kommen zur Abstimmung über den vom Bun-
desrat eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes, Drucksachen 
13/10155 und 13/11172. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - 
Stimmenthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist mit den 
Stimmen der CDU/CSU, erheblichen Teilen der 

*) Anlage 3 

SPD und der F.D.P. bei Gegenstimmen von Bünd-
nis 90/Die Grünen und PDS sowie von Abgeordneten 
der SPD und des Abgeordneten Hirsch und bei Ent-
haltungen von Abgeordneten der SPD angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen verlangt namentliche Abstimmung. Ich 
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen. - Sind alle Urnen 
besetzt? - Das ist der Fall. Ich eröffne die Abstim-
mung. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? - Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen 
später bekanntgegeben. ) Wir setzen die Beratungen 
fort . 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19n auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Aufhebung 
der Vorschriften über die repräsentative Wahl-
statistik bei der Wahl zum Deutschen Bundes-
tag und bei der Wahl der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments aus der Bundesrepu-
blik Deutschland 

(Wahlstatistikaufhebungsgesetz - WStatAufhG) 
- Drucksache 13/10533 - 

(Erste Beratung 233. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/11157 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Erwin Marschewski 
Dieter Wiefelspütz 
Cem Özdemir 
Dr. Max Stadler 
Ulla Jelpke 

Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
11157, den Gesetzentwurf unverände rt  anzunehmen. 
Es liegt ein Änderungsantrag der Fraktionen der 
CSU und F.D.P. vor, über den wir zunächst abstim-
men. 

Bevor wir aber abstimmen, hat Frau Abgeordnete 
Dr. Enkelmann um das Wort  zu einer persönlichen 
Erklärung nach § 31 der Geschäftsordnung gebeten. 
- Sie ist nicht da. 

Ich komme jetzt zur Abstimmung. Wer stimmt für 
den Änderungsantrag auf Drucksache 13/11187? - 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - 

Damit ist der Änderungsantrag mit den Stimmen 
der CDU/CSU und der F.D.P. bei Gegenstimmen der 

*) Seite 22841 B 
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SPD, des Bündnisses 90/Die Grünen und der PDS an-
genommen. 

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
mit der soeben beschlossenen Änderung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? 
- Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in 
zweiter Beratung mit den Stimmen der CDU/CSU 
und der F.D.P. bei Gegenstimmen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. haben 
fristgerecht beantragt, trotz der angenommenen Än-
derung unmittelbar in die dritte Beratung einzutre-
ten. Ich lasse jetzt über diesen Geschäftsordnungsan-
trag abstimmen. Wer stimmt für den Antrag, jetzt un-
mittelbar in die dritte Beratung einzutreten? - Ge-
genstimmen? - Enthaltungen? - Der Antrag ist mit 
den Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
angenommen. Damit ist die erforderliche Mehrheit 
erreicht. 

Damit kommen wir zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Damit 
ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen von CDU/ 
CSU, F.D.P. gegen die Stimmen von SPD, Bündnis 90/ 
Die Grünen und PDS angenommen. 

Wir kommen zu den Zusatzpunkten 10a bis 10i. Es 
handelt sich um die Abstimmungen über Beschluß-
empfehlungen des Petitionsausschusses, zu denen 
keine Aussprache vorgesehen ist. 

Zusatzpunkt 10 a: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 370 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11188 - 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich? - Damit ist die Sammelübersicht 370 mit 
den Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen und PDS ange-
nommen. 

Zusatzpunkt 10b: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 371 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11189 – 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Damit ist die Sammelübersicht 371 einstimmig 
angenommen. 

Zusatzpunkt 10 c: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 372 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11190 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Damit ist die Sammelübersicht 372 mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Enthal-
tung von Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenom-
men. 

Zusatzpunkt 10 d: 
Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 373 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11191- 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich? - Damit ist die Sammelübersicht 373 mit 
den Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. bei Gegen-
stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen und 
bei Enthaltung der PDS angenommen. 

Zusatzpunkt 10e: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 374 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11192 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Damit ist die Sammelübersicht 374 mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS ange-
nommen. 

Tagesordnungspunkt 10 f: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 376 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11194 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Die Sammelübersicht 376 ist mit den Stimmen 
von CDU/CSU und F.D.P. bei Gegenstimmen der 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Tagesordnungspunkt 10 g: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 378 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11196 - 

Wer stimmt dafür? Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Damit ist die Sammelübersicht 378 mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS ange-
nommen. 

Tagesordnungspunkt 10h: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 379 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11197 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Damit ist die Sammelübersicht 379 mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD, F.D.P. und PDS gegen 
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die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen angenom-
men. 

Tagesordnungspunkt 10 i: 
Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 380 zu Petitionen 
- Drucksache 13/11198- 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Damit ist die Sammelübersicht 380 mit den 
Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. bei Enthaltung 
der SPD gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die 
Grünen und PDS angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 11 auf: 

Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren 
(Ergänzung zu TOP 18) 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines ... Gesetzes zur Än-
derung des Regionalisierungsgesetzes 
- Drucksache 13/10832 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlage an 
den in der Tagesordnung aufgeführten Ausschuß zu 
überweisen. - Sind Sie damit einverstanden? - Dann 
ist die Überweisung so beschlossen. 

Mir ist eben das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung mitgeteilt worden. Abgegebene Stim-
men: 606. Mit Ja haben gestimmt: 472, mit Nein ha-
ben gestimmt: 107, Enthaltungen: 27. Damit ist der 
Gesetzentwurf angenommen. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 605; 
davon 

ja: 	471 

nein: 	107 

enthalten: 27 

Ja 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Peter Altmaier 
Anneliese Augustin 
Jürgen Augustinowitz 
Dietrich Austermann 
Heinz-Günter Bargfrede 
Franz Peter Basten 
Dr. Wolf Bauer 
Brigitte Baumeister 
Meinrad Belle 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Hans-Dirk Bierling 
Dr. Joseph-Theodor Blank 
Renate Blank 
Dr. Heribert Blens 
Peter Bleser 

Dr. Norbert  Blüm 
Friedrich Bohl 
Dr. Maria Böhmer 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
Wolfgang Bosbach 
Dr. Wolfgang Bötsch 
Klaus Brähmig 
Rudolf Braun (Auerbach) 
Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Hartmut Büttner 
(Schönebeck) 

Dankward Buwitt 
Manfred Carstens (Emstek) 
Wolfgang Dehnel 
Hubert  Deittert 
Gertrud Dempwolf 
Albert  Deß 
Renate Diemers 
Wilhelm Dietzel 
Werner Dörflinger 
Hansjürgen Doss 
Dr. Alfred Dregger 
Maria Eichhorn  
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Heinz Dieter Eßmann 
Horst Eylmann 
Anke Eymer 

Ilse Falk 
Jochen Feilcke 
Ulf Fink 
Dirk Fischer (Hamburg) 
Klaus Francke (Hamburg) 
Dr. Gerhard Friedrich 
Erich G. Fritz 
Hans-Joachim Fuchtel 
Michaela Geiger 
Norbert  Geis 
Dr. Heiner Geißler 
Michael Glos 
Wilma Glücklich 
Dr. Reinhard Göhner 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang Götzer 
Joachim Gres 
Kurt-Dieter Grill 
Wolfgang Gröbl 
Hermann Gröhe 
Claus-Peter Grotz 
Manfred Grund 
Horst Günther (Duisburg) 
Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 

Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 

Gerda Hasselfeldt 
Otto Hauser (Esslingen) 
Hansgeorg Hauser 
(Rednitzhembach) 

Klaus-Jürgen Hedrich 
Helmut Heiderich 
Manfred Heise 
Detlef Helling 
Dr. Renate Hellwig 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Elke Holzapfel 
Dr. Karl-Heinz Hornhues 
Siegfried Hornung 
Joachim Hörster 
Hubert  Hüppe 
Peter Jacoby 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Helmut Jawurek 
Dr. Dionys Jobst 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Michael Jung (Limburg) 
Ulrich Junghanns 
Dr. Egon Jüttner 
Dr. Harald Kahl 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Peter Keller 
Eckart  von Klaeden 
Dr. Bernd Klaußner 
Ulrich Klinkert 
Hans-Ulrich Köhler 
(Hainspitz) 

Manfred Kolbe 
Norbert  Königshofen 
Eva-Maria Kors 
Hartmut Koschyk 
Manfred Koslowski 
Thomas Kossendey 
Annegret Kramp

-

Karrenbauer 
Wolfgang Krause (Dessau) 
Arnulf Kriedner 
Heinz-Jürgen Kronberg 

Dr.-Ing. Paul Krüger 
Reiner Krziskewitz 
Dr. Hermann Kues 
Werner Kuhn 
Dr. Karl A. Lamers 
(Heidelberg) 

Karl Lamers 
Dr. Norbert  Lammert 
Helmut Lamp 
Armin Laschet 
Herbert Lattmann 
Dr. Paul Laufs 
Karl-Josef Laumann 
Vera Lengsfeld 
Werner Lensing 
Christian Lenzer 
Peter Letzgus 
Editha Limbach 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus W. Lippold 

(Offenbach) 
Wolfgang Lohmann 

(Lüdenscheid) 
Julius Louven 
Sigrun Löwisch 
Heinrich Lummer 
Dr. Michael Luther 
Dr. Dietrich Mahlo 
Erwin Marschewski 
Dr. Martin Mayer 
(Siegertsbrunn) 

Wolfgang Meckelburg 
Rudolf Meinl 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Friedrich Merz 
Rudolf Meyer (Winsen) 
Hans Michelbach 
Meinolf Michels 
Dr. Gerd Müller 
Elmar Müller (Kirchheim) 
Engelbert Nelle 
Bernd Neumann (Bremen) 
Johannes Nitsch 
Claudia Nolte 
Dr. Rolf Olderog 
Friedhelm Ost 
Eduard Oswald 
Norbert  Otto (Erfurt) 
Dr. Gerhard Päselt 
Ulrich Petzold 
Anton Pfeifer 
Angelika Pfeiffer 
Dr. Gero Pfennig 
Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Dr. Winfried Pinger 
Ronald Pofalla 
Dr. Hermann Pohler 
Ruprecht Polenz 
Marlies Pretzlaff 
Dr. Bernd Protzner 
Dieter Pützhofen 
Thomas Rachel 
Hans Raidel 
Dr. Peter Ramsauer 
Rolf Rau 
Helmut Rauber 
Christa Reichard (Dresden) 
Klaus Dieter Reichardt 
(Mannheim) 

Dr. Bertold Reinartz 
Erika Reinhardt 
Hans-Peter Repnik 
Roland Richter 
Dr. Norbert  Rieder 
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Dr. Erich Riedl (München) 
Klaus Riegert 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Franz Romer 
Hannelore Rönsch 

(Wiesbaden) 
Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Dr. Klaus Rose 
Kurt  J. Rossmanith 
Adolf Roth (Gießen) 
Norbert Röttgen 
Dr. Christian Ruck 
Volker Rühe 
Dr. Jürgen Rüttgers 
Roland Sauer (Stuttgart ) 
Ortrun Schätzle 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Hartmut Schauerte 
Heinz Schemken 
Karl-Heinz Scherhag 
Gerhard Scheu 
Norbert Schindler 
Dietmar Schlee 
Ulrich Schmalz 
Christian Schmidt (Fürth) 
Dr.-Ing. Joachim Schmidt 
(Halsbrücke) 

Andreas Schmidt (Mülheim) 
Hans-Otto Schmiedeberg 
Hans Peter Schmitz 

(Baesweiler) 
Birgit Schnieber-Jastram 
Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Rupert  Scholz 
Reinhard Freiherr von 
Schorlemer 

Dr. Erika Schuchardt 
Wolfgang Schulhoff 
Dr. Dieter Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Gerhard Schulz (Leipzig) 
Frederick Schulze 
(Sangerhausen) 

Diethard Schütze (Berlin) 
Clemens Schwalbe 
Dr. Christian Schwarz-
Schilling 

Wilhelm Josef Sebastian 
Horst Seehofer 
Marion Seib 
Wilfried Seibel 
Heinz-Georg Seiffert 
Rudolf Seiters 
Johannes Selle 
Bernd Siebert 
Jürgen Sikora 
Johannes Singhammer 
Bärbel Sothmann 
Margarete Späte 
Karl-Dieter Spranger 
Wolfgang Steiger 
Erika Steinbach 
Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten 

Dr. Gerhard Stoltenberg 
Andreas Storm 
Max Straubinger 
Matthäus Strebl 
Michael Stübgen 
Egon Susset 
Dr. Rita Süssmuth 
Michael Teiser 
Dr. Susanne Tiemann 
Gottfried Tröger 
Dr. Klaus-Dieter Uelhoff 
Gunnar Uldall 

Wolfgang Vogt (Düren) 
Dr. Horst Waffenschmidt 
Dr. Theodor Waigel 
Alois Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Jürgen Warnke 
Kersten Wetzel 
Hans-Otto Wilhelm (Mainz) 
Gert Willner 
Bernd Wilz 
Willy Wimmer (Neuss) 
Matthias Wissmann 
Dagmar Wöhrl 
Michael Wonneberger 
Elke Wülfing 
Peter Kurt Würzbach 
Cornelia Yzer 
Wolfgang Zeitlmann 
Wolfgang Zöller 

SPD 

Britte Adler 
Gerd Andres 
Erst Bahr 
Doris Barnett 
Gerd Bauer 
Wolfgang Behrendt 
Hans Berger 
Friedhelm Julius Beucher 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 
Dr. Eberhard Brecht 
Dr. Michael Bürsch 
Hans Martin Bury 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Christel Deichmann 
Karl Diller 
Peter Dreßen 
Ludwig Eich 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
Iris Follak 
Norbert Formanski 
Dagmar Freitag 
Anke Fuchs (Köln) 
Monika Ganseforth 
Iris Gleicke 
Uwe Göliner 
Günter Graf (Friesoythe) 
Dieter Grasedieck 
Achim Großmann 
Hans-Joachim Hacker 
Klaus Hagemann 
Manfred Hampel 
Alfred Hartenbach 
Dr. Liesel Hartenstein 
Klaus Hasenfratz 
Dr. Ingomar Hauchler 
Jens Heinzig 
Dieter Heistermann 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Stephan Hilsberg 
Gerd Höfer 
Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Frank Hofmann (Volkach) 
Eike Hovermann 
Lothar Ibrügger 
Brunhilde Irber 

Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 
Dr. Uwe Jens 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kastner 
Ernst Kastning 
Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Hans-Ulrich Klose 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Fritz Rudolf Körper 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Thomas Krüger 
Eckart Kuhlwein 
Konrad Kunick 
Dr. Uwe Küster 
Werner Labsch 
Brigitte Lange 
Klaus Lennartz 
Klaus Lohmann (Witten) 
Dieter Maaß (Herne) 
Winfried Mante 
Dorle Marx 
Christoph Matschie 
Ingrid Matthäus-Maier 
Ulrike Mehl 
Herbert Meißner 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Ursula Mogg 
Jutta Müller (Völklingen) 
Christian Müller (Zittau) 
Volker Neumann (Bramsche) 
Gerhard Neumann (Gotha) 
Dr. Edith Niehuis 
Dr. Rolf Niese 
Leyla Onur 
Manfred Opel 
Kurt  Palis 
Albrecht Papenroth 
Dr. Willfried Penner 
Dr. Martin Pfaff 
Georg Pfannenstein 
Dr. Eckhart  Pick 
Joachim Poß 
Rudolf Purps 
Karin Rehbock-Zureich 
Margot von Renesse 
Dr. Edelbert Richter 
Reinhold Robbe 
Dieter Schanz 
Rudolf Scharping 
Bernd Scheelen 
Siegfried Scheffler 
Horst Schild 
Otto Schily 
Ulla Schmidt (Aachen) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Regina Schmidt-Zadel 
Dr. Emil Schnell 
Walter Schöler 
Gisela Schröter 
Dr. Mathias Schubert 

 Brigitte Schulte (Hameln) 
Reinhard Schultz 

(Everswinkel) 
Volkmar Schultz (Köln) 
Ilse Schumann 
Dr. R. Werner Schuster 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Ernst Schwanhold 
Rolf Schwanitz 
Bodo Seidenthal 

Lisa Seuster 
Horst Sielaff 
Erika Simm 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
Wieland Sorge 
Jörg-Otto Spiller 
Ludwig Stiegler 
Dr. Peter Struck 
Joachim Tappe 
Jörg Tauss 
Dr. Bodo Teichmann 
Dr. Gerald Thalheim 
Wolfgang Thierse 
Franz Thönnes 
Hans-Eberhard Urbaniak 
Siegfried Vergin 
Günter Verheugen 
Ute Vogt (Pforzheim) 
Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
Hans Georg Wagner 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Matthias Weisheit 
Gunter Weißgerber 
Gert Weisskirchen (Wiesloch) 
Jochen Welt 
Lydia Westrich 
Helmut Wieczorek 

(Duisburg) 
Dieter Wiefelspütz 
Dr. Wolfgang Wodarg 
Verena Wohlleben 
Heidi Wright 
Peter Zumkley 

F.D.P. 

Ina Albowitz 
Dr. Gisela Babel 
Hildebrecht Braun 

(Augsburg) 
Günther Bredehorn 
Jörg van Essen 
Dr. Olaf Feldmann 
Paul K. Friedhoff 
Horst Friedrich 
Rainer Funke 
Dr. Wolfgang Gerhardt 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Helmut Haussmann 
Ulrich Heinrich 
Walter Hirche 
Birgit Homburger 
Dr. Werner Hoyer 
Ulrich Irmer 
Dr. Klaus Kinkel 
Roland Kohn 
Dr. Heinrich L. Kolb 
Jürgen Koppelin 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Dr. Otto Graf Lambsdorff 
Uwe Lühr 
Günther Friedrich Nolting 
Lisa Peters 
Dr. Klaus Röhl 
Helmut Schäfer (Mainz) 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
Dr. Irmgard Schwaetzer 
Dr. Hermann Otto Sohns 
Dr. Max Stadler 
Dr. Dieter Thomae 
Dr. Wolfgang Weng 

(Gerlingen) 
Guido Westerwelle 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1998 	22843 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 

Nein 

SPD 

Klaus Barthel 
Ursula Burchardt 
Gernot Erler 
Ame Fuhrmann 
Konrad Gilges 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Christel Hanewinckel 
Reinhold Hemker 
Uwe Hiksch 
Horst Kubatschka 
Helga Kühn-Mengel 
Detlev von Larcher 
Waltraud Lehn 
Christa Lörcher 
Ulrike Mascher 
Markus Meckel 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Günter Oesinghaus 
Adolf Ostertag 
Bernd Reuter 
Günter Rixe 
Marlene Rupprecht 
Dr. Hansjörg Schäfer 
Heinz Schmitt (Berg) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Dietrich Sperling 
Uta Titze-Stecher 
Adelheid Tröscher 
Dr. Konstanze Wegner 
Hildegard Wester 
Berthold Wittich 
Uta Zapf 
Dr. Christoph Zöpel 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Gila Altmann (Aurich) 
Elisabeth Altmann 
(Pommelsbrunn) 

Marieluise Beck (Bremen) 
Volker Beck (Köln) 
Angelika Beer 
Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uschi Eid 
Andrea Fischer (Berlin) 
Joseph Fischer (Frankfurt) 
Rita Grießhaber 
Gerald Häfner 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Ulrike Höfken 
Michaele Hustedt 
Monika Knoche 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Steffi Lemke 
Dr. Helmut Lippelt 
Oswald Metzger 
Kerstin Müller (Köln) 
Winfried Nachtwei 
Christa Nickels 
Egbert  Nitsch (Rendsburg) 
Cern Özdemir 
Gerd Poppe 
Halo Saibold 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Rezzo Schlauch 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) 
Wolfgang Schmitt 

(Langenfeld) 
Ursula Schönberger 
Waltraud Schoppe 
Werner Schulz (Berlin) 
Marina Steindor 
Christian Sterzing 
Manfred Such 
Dr. Antje Vollmer 
Ludger Volmer 
Helmut Wilhelm (Amberg) 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

FDP 

Dr. Burkhard Hirsch 

PDS 

Wolfgang Bierstedt 
Maritta Böttcher 
Eva Bulling-Schröter 
Heinrich Graf von Einsiedel 
Dr. Ludwig Elm 
Dr. Dagmar Enkelmann 
Dr. Ruth Fuchs 
Andrea Gysi 
Dr. Gregor Gysi 
Hanns-Peter Hartmann 
Dr. Uwe-Jens Heuer 
Dr. Barbara Höll 
Dr. Willibald Jacob 
Ulla Jelpke 
Gerhard Jüttemann 
Dr. Heidi Knake-Werner 
Rolf Köhne 
Rolf Kutzmutz 
Dr. Christa Luft 
Heidemarie Lüth 
Dr. Günther Maleuda 
Manfred Müller (Berlin) 
Rosel Neuhäuser 
Dr. Uwe-Jens Rössel 
Christina Schenk 
Steffen Tippach 
Gerhard Zwerenz 

Fraktionslos 

Kurt  Neumann (Berlin) 

Enthalten 

SPD 

Hermann Bachmaier 
Ingrid Becker-Inglau 
Hans-Werner Bertl 
Peter Conradi 
Dr. Marliese Dobberthien 
Freimut Duve 
Eva Folta 
Günter Gloser 
Ingrid Holzhüter 
Barbara Imhof 
Gabriele Iwersen 
Ilse Janz 
Siegrun Klemmer 
Dr. Elke Leonhard 
Erika Lotz 
Angelika Mertens 

Doris Odendahl 
Horst Schmidbauer 
(Nürnberg) 

Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wolfgang Spanier 
Antje-Marie Steen 
Hans Wallow 
Inge Wettig-Danielmeier 

Dr. Norbert  Wieczorek 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Hanna Wolf (München) 

PDS 

Klaus-Jürgen Warnick 

Entschuldigt wegen Übernahme einer Verpflichtung im Rah-
men ihrer Mitgliedschaft in den Parlamentarischen Versamm-
lungen des Europarates und der WEU, der NAV oder der IPU 

Abgeordnete(r) 

Antretter, Robe rt, SPD 
Bindig, Rudolf, SPD 
Blunck, Lilo, SPD 
Bühler (Bruchsal), Klaus, 
CDU/CSU 

Fischer (Unna), Leni, 
CDU/CSU 

Horn, Erwin, SPD 
Dr. Lucyga, Christine, 

SPD 
Maaß (Wilhelmshaven), 
Erich, CDU/CSU 

Marten, Günter, 
CDU/CSU 

Dr. Probst, Albert , 
CDU/CSU 

Schloten, Dieter, SPD 
Schluckebier, Günter, SPD 
von Schmude, Michael, 

CDU/CSU 
Terborg, Margitta, SPD 
Dr. Wittmann, Fritz, 
CDU/CSU 

Zierer, Benno, CDU/CSU 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 17 a bis f und 
die Zusatzpunkte 7 und 8 auf: 

17. Debatte zur Einheit Deutschlands 

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Perspektivbericht der Bundesregierung 
„Vorrang für Aufbau Ost" 

- Drucksache 13/11073 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Jahresbericht der Bundesregierung zum 
Stand der Deutschen Einheit 1998 

- Drucksache 13/10823 - 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Sportausschuß 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft, 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Michael Luther, Gerhard Schulz 
(Leipzig), Dr. Hermann Pohler, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
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sowie der Abgeordneten Jürgen Türk, Paul 
K. Friedhoff und der Fraktion der F.D.P. 

Mangelnde Zahlungsmoral verbessern 

- Drucksachen 13/10794, 13/11166-

Berichterstattung: 

Abgeordnete Sabine Kaspereit 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Nor-
bert  Otto (Erfurt), Dr. Hermann Pohler, 
Gerhard Schulz (Leipzig) und der Frak-
tion der CDU/CSU sowie des Abgeordne

-

ten Jürgen Türk und der Fraktion der 
F.D.P. 

Absatzförderung für Produkte aus Ost-
deutschland 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Wolf-
gang Ilte, Ernst Bahr, Tilo Braune und 
weiterer Abgeordneter 

Absatzförderung für Produkte aus Ost-
deutschland 

- Drucksachen 13/9385, 13/8080, 13/11167 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Hermann Pohler 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. 

Wachstums- und Beschäftigungspolitik 
für die neuen Länder fortsetzen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Rolf 
Schwanitz, Anni Brandt-Elsweier, Chri-
stel Deichmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

Neuorientierung des wirtschaftlichen 
Aufbaukonzeptes für Ostdeutschland 

- zu dem Antrag der Gruppe der PDS 

Beschäftigungs- und bildungspolitisches 
Sofortprogramm für die neuen Bundes-
länder 

- Drucksachen 13/10821, 13/10436, 13/ 
10290, 13/11165 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Christian Müller (Zittau) 

f) Beratung der Großen Anfrage der Gruppe 
der PDS 

Zur Lage in Ostdeutschland 

- Drucksachen 13/8369, 13/10 809 - 

ZP7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Sa-
bine Kaspereit, Ernst Schwanhold, Hermann 

Bachmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Bekämpfung des Zahlungsverzuges im Han
-delsverkehr 

- Drucksache 13/11144 - 

ZP8 Beratung des Antrags der Abgeordneten Wer-
ner Schulz (Berlin), Gerd Poppe, Franziska 
Eichstädt-Bohlig, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Fortschritte beim Aufbau Ost durch politische 
Erneuerung 
- Drucksache 13/11161 - 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. - Dazu 
höre ich keinen Widerspruch. Dann ist es so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster in dieser De-
batte spricht der Kollege Paul Krüger. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben 
mit dieser Debatte das letzte Mal in dieser Legislatur-
periode Gelegenheit, uns mit dem Aufbau in den 
neuen Bundesländern zu beschäftigen. Dies ist auch 
Gelegenheit, Bilanz über den Stand dessen zu zie-
hen, was erreicht wurde. 

Erst wenn wir die Situation, die wir heute in den 
neuen Ländern haben, mit der vergleichen, die 1989 
da war, vermögen wir einzuschätzen, welche histori-
sche Dimension die Veränderungen haben, die sich 
seit damals tatsächlich vollzogen haben. Wir gehen 
zuoft von den Äußerlichkeiten aus, die dieser Verän-
derungsprozeß mit sich brachte, von dem, was wir je-
den Tag in der Entwicklung sehen können. Wir be-
trachten zu wenig die menschliche Dimension dieses 
Änderungsprozesses, all das, was die Menschen in 
dieser Zeit an Veränderungen haben durchmachen 
müssen, worauf sie sich eingestellt haben und worauf 
sie, wie ich meine, zu Recht stolz sein können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das waren Veränderungen, meine Damen und 
Herren, die nicht nur einen speziellen Bereich betra-
fen, sondern alle Bereiche des menschlichen Lebens, 
der Gesellschaft umfaßten. Es waren Veränderun-
gen, die wir - zumindest in den neuen Bundeslän-
dern - mehrheitlich umgesetzt haben und die nicht 
nur die Wirtschaft umfaßten, sondern auch die Hoch-
schulen, das gesamte Bildungssystem, die Verwal-
tung, das Gesundheitswesen und die Landwirtschaft 
ebenso wie die Freizeitbereiche, die Vereinsstruktur 
und den Sportbereich. Alles hat sich verändert. Hier-
auf hatten sich die Menschen einzustellen. 

Wenn man bedenkt, daß seither nur jeder vierte in 
den neuen Bundesländern seinen angestammten Ar-
beitsplatz behalten konnte - das heißt: drei von vier 
mußten sich völlig umstellen und hatten überhaupt 
keine Sicherheit bezüglich ihrer Zukunft -, dann ver-
mag man in etwa einzuschätzen, was sich hier in 
acht Jahren vollzogen hat. Gott sei Dank haben mehr 
als 80 Prozent derer, die Arbeit suchen, inzwischen 
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wieder Arbeit gefunden. Auch das ist eine ganz 
große Leistung, die hier vollbracht wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie sich mit Leuten unterhalten, die das 
durchgemacht haben, sagen sie Ihnen: „Es war un-
geheuer schwer, wir wußten nicht, was uns blüht; wir 
haben Phasen durchgemacht, wo wir nicht wußten, 
wie der nächste Tag ausgeht." Aber sie haben es ge-
schafft. Die meisten von ihnen sind heute stolz auf 
das, was sie inzwischen erreicht haben, und fühlen 
sich in dem neuen System wohl. 

Aus dieser Situation heraus wurden inzwischen 
600 000 Unternehmen gegründet. Angesichts der 
Tatsache, daß die Menschen vor der Wende nicht 
einmal wußten, was eine „GmbH" ist und was es be-
deutet, ein Unternehmen zu führen, können Sie sich 
vorstellen, was es bedeutet, nun 600 000 neue Unter-
nehmen zu haben. Alleine in der Kammerregion 
Neubrandenburg, woher ich komme, sind 17 500 ge-
werbliche Unternehmen entstanden, die heute Mit-
glied der Kammer sind. Die Freiberufler sind dabei 
noch gar nicht mitgezählt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Allein in meiner Kammerregion sind 10 500 Hand-
werksbetriebe entstanden. Sie sind von Menschen 
gegründet worden, die sich mit Mut und Risikobe-
reitschaft den neuen Aufgaben gestellt haben und 
häufig, wie sie mir selber sagen, schlaflose Nächte 
hatten und zum Teil auch heute noch haben; sie ha-
ben in diesem Prozeß Arbeitsplätze geschaffen und 
tragen mehr und mehr auch dazu bei, daß zukunfts-
fähige Strukturen entstehen. 

Zukunftsfähige Strukturen bedeutet zum Beispiel, 
daß wir biotechnologische Unternehmen ansiedeln. 
In der „Schweriner Volkszeitung" wurde in der letz-
ten Woche getitelt: „Osten Standort für US-Biotech-
nologie". Von den 400 Biotechnologieunternehmen, 
so heißt es dort , hat sich der größte Teil in den neuen 
Bundesländern angesiedelt. Die Genforschung hilft 
bei der Entwicklung und der wi rtschaftlichen Nut-
zung neuer Medikamente. Der Innovationspreis des 
Jahres 1997, den der Bundespräsident überreicht hat, 
ging nach Gera an ein ostdeutsches Unternehmen. 
Die Laser-Display-Technologie wurde do rt  entwik-
kelt. Es ist ein zukunftsweisendes Verfahren, das in 
Zukunft die ganze Fernsehtechnik verändern wird. 
Reden Sie mit Herrn Deter, dem eigentlichen Vater 
dieser Technologie. Er ist ein Mann, der stolz ist auf 
seine Leistungen. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

Der Innovationspreis des Start-up-Wettbewerbes 
1998, also ganz aktuell, ging an die Universität Ro-
stock. Dort  wurde eine künstliche Leber entwickelt. 
Reden Sie mit den Menschen. Sie sind stolz auf das, 
was sie geleistet haben. Ich glaube, sie sind zu Recht 
stolz. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir erlebten dieser Tage den Börsengang von Jen-
optik. Alle wissen, durch welch ein Tal dieses Unter-
nehmen gegangen ist und wie erfolgreich es heute 
dasteht. Viele Thüringer werden jetzt Aktionäre ihres 
Unternehmens. Sie sind stolz auf das, was sie gelei-
stet haben. In der Patententwicklung gibt es hervor-
ragende Fortschritte. Thüringen hat bei den Patent-
anmeldungen mittlerweile einen Stand erreicht, der 
besser ist als der Bremens, Schleswig-Holsteins oder 
des Saarlandes. Man ist dort  auch zunehmend in der 
Lage, diese Patente in wi rtschaftlichen Erfolg umzu-
münzen. 

In der Wagniskapitalstatistik der Bundesrepublik 
steht Baden-Württemberg klar an erster Stelle, dann 
folgt Bayern, an dritter Stelle kommt Sachsen, und 
am Ende stehen Niedersachsen, das Saarland und 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In Mecklenburg-Vorpommern gibt es zur Zeit drei-
mal so viele Wagniskapitalfinanzierungen wie in 
Niedersachsen. Das heißt, wir in Ostdeutschland sind 
bei der Zukunftsgestaltung wahrlich weit vorange-
kommen. 

Diese Entwicklung schlägt sich, meine Damen und 
Herren, zunehmend auch in harten wi rtschaftlichen 
Zahlen nieder. Der gewerbliche Bereich wächst er-
heblich stärker als der in Westdeutschland. Wir ha-
ben damit eine echte Trendwende erreicht. Die Auf-
tragseingänge übertreffen den Vorjahreswert um 
18,7 Prozent. Selbst das Baugewerbe entwickelt sich 
wieder besser. Als wichtigste Botschaft haben wir zu 
registrieren, daß in den neuen Bundesländern die 
Bruttowertschöpfung des verarbeitenden Gewerbes 
erstmals stärker ist als die der Bauwirtschaft. Das ist 
einer der größten Erfolge, der im Moment zu ver-
zeichnen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-
ordneten der F.D.P.) 

Die „Mitteldeutsche Zeitung" titelt diese Woche: 
„Ostdeutsche Indust rie löst Bau als Konjunkturmotor 
ab". Indem wir in den letzten zwei Jahren die Ar-
beitsproduktivität jedes Jahr um etwa 20 Prozent ge-
steigert haben, haben wir eine wesentliche Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit erreicht. Bisher hat 
sich das noch zuwenig am Arbeitsmarkt niederge-
schlagen, weil das Wachstum in den neuen Ländern 
zum großen Teil in die Steigerung der Arbeitspro-
duktivität und damit der Wettbewerbsfähigkeit ein-
gegangen ist. Mittlerweile aber beginnt das Wachs

-

turn  auch am Arbeitsmarkt zu greifen. Das ist eine 
ganz wichtige Botschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die jüngsten Zahlen auf dem Arbeitsmarkt geben 
Anlaß zu Optimismus. Wir hatten im Mai etwa 
100 000 Arbeitslose weniger. Das heißt, wir haben 
den höchsten Rückgang in einem Monat Mai seit der 
Wende. Es gab auch erstmals .eine Steigerung der 
Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe. Auch 
dies ist ein guter Indikator dafür, daß jetzt weitere Ar-
beitsplätze geschaffen werden. 
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Ich will  gar nicht über die vielen Aufbauleistungen 
sprechen, die immer wieder gewürdigt werden und 
die uns mittlerweile vor allem unsere ausländischen 
Gäste bescheinigen. Sie bezeichnen das, was in den 
neuen Bundesländern passiert ist, als ein Wunder. 
Ich glaube, das tun sie zu Recht. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: So ist 
die Wahrheit!) 

Möglich wurden all diese enormen Aufbauleistun-
gen nur durch die große Veränderungsbereitschaft, 
durch die Tatkraft der Ostdeutschen an erster Stelle, 
aber auch durch die spontan geübte Solidarität der 
Westdeutschen, die hier ohne Wenn und Aber und in 
einem beträchtlichen Umfang geholfen haben. Hier-
für muß man immer wieder Dank sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich glaube, hierauf können wir gemeinsam stolz sein. 

Eine entscheidende Voraussetzung für diese Ent-
wicklung war natürlich das Handeln dieser Bundes-
regierung und der sie tragenden Koalition, insbeson-
dere die Grundweichenstellung zur deutschen Ein-
heit überhaupt. Ich mag mir gar nicht vorstellen, was 
gewesen wäre, wenn 1989 Herr Schröder und Herr 
Lafontaine dran gewesen wären. 

(Zurufe von der CDU/CSU: O je!) 

Wahrscheinlich würde man sich in der SPD heute 
noch darüber streiten, ob wir die Wiedervereinigung 
noch in diesem Jahrhundert machen oder nicht. 
Wahrscheinlich würde die SPD das in diesem Jahr-
hundert nicht mehr entscheiden. 

Die richtige politische Begleitung dieses Prozesses, 
vor allem die permanente Unterstützung durch die 
Bundesregierung beim Aufbau Ost, ist ein weiterer 
wesentlicher Faktor für die inzwischen erreichte Ent-
wicklung gewesen. 

Wir brauchen ein weiterhin kontinuierliches 
Wachstum in den neuen Ländern, damit aus Arbeits-
platzchancen auch wirklich Arbeitsplätze werden. 
Wir alle wissen, daß wir in Ostdeutschland mehr Ar-
beitsplätze brauchen als in den alten Bundesländern. 
Wir haben zwar bereits dieselbe Arbeitsplatzdichte 
wie in Westdeutschland. Wir müssen aber mehr ha-
ben, wenn wir den Annäherungsprozeß vollziehen 
wollen. Wie sonst sollen wir ihn vollziehen? 

Ich bin froh, daß wir hier für die Zukunft die richti-
gen Weichenstellungen vorgenommen haben. Ich 
denke an den Autobahnbau. Neben anderen Ver-
kehrswegen müssen wir in den neuen Ländern in 
erheblichem Umfang Autobahnen bauen. Ihre de-
signierten Koalitionspartner, Grüne und PDS, lehnen 
dies ab. 

Der Umgang der SPD mit dem Transrapid ist ein 
einziges Drama. Ringstorff beschließt, ihn nicht zu 
bauen. Voscherau sagt, er wird gebaut. Frau Simonis 
lehnt ihn ab. Herr Schröder verkündete letzte Woche 
in Rostock, er solle gebaut werden. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Was 
für ein Schröder?) 

- Der Herr Schröder, der sich als Bundeskanzler 
bewirbt. - 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ach, 
der!)  

Die SPD-Bundestagsfraktion beschloß gestern ein 
ganz entschiedenes Jein. Sie wissen nicht, was sie 
wollen. Auf diese Weise ist der Aufbau Ost nicht zu 
meistern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen auch dazu beitragen, daß sich interna-
tionale Unternehmen in den neuen Ländern ansie-
deln. Deshalb, Herr Bundeskanzler, sind wir Ihnen 
dankbar dafür, daß Sie sich entschieden für Rostock 
als Produktionsstandort für das Airbus-Großraum-
flugzeug, ausgesprochen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

In dieser Frage - Sie sind jetzt der Kritik von Herrn 
Bürgermeister Runde ausgesetzt - entscheidet sich 
die SPD nicht, sie bekennt sich nicht zum Standort 
Ostdeutschland. 

Wir haben in den letzten Jahren wichtige Weichen-
stellungen vorgenommen, damit der Aufbau Ost wei-
ter vorangehen kann. Diese Politik war und ist keine 
einfache Aufgabe. Sie erforderte von Beginn des 
Einigungsprozesses an bis heute immer wieder Mut 
und Risikobereitschaft genauso wie die Bereitschaft, 
unbequeme Entscheidungen durchzusetzen und sie 
den Menschen immer wieder neu zu erklären; denn 
letztlich hängt unser aller Erfolg vom Mut und von 
der Motivation der Menschen ab, mit denen wir diese 
Leistungen und diese Aufgaben gestalten. 

Gerade in Ostdeutschland hat jeder auf seine 
Weise erfahren, wieviel Mut, wieviel Flexibilität und 
wieviel Einsatzbereitschaft notwendig sind, um die 
tiefgreifenden Veränderungen zu meistern. Wer jetzt 
die unbestreitbar vorhandenen Aufbauleistungen 
ignoriert oder herabsetzt, nimmt damit den Men-
schen den Mut und vor allem den Stolz auf ihre Lei-
stungen, 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Sehr 
gut!)  

der demotiviert die Menschen und vermindert den 
gemeinsamen Erfolg. Wir dagegen setzen weiterhin 
auf den Mut, auf die Tatkraft und auf die Solidarität. 
Deshalb werden wir die deutsche Einheit weiterhin 
erfolgreich voranbringen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Kollege Rolf Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Anlaß der 
Debatte heute ist unter anderem auch ein Perspektiv-
bericht der Bundesregierung unter dem Titel „Vor-
rang für Aufbau Ost". Als Bundesminister Rexrodt 
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den Bericht - er hat einen großen Umfang: 13 Kapitel, 
20 Seiten Text - letzte Woche in einer Pressekonfe-
renz vorgestellt hatte, gab es eine einzige Nachfrage 
von einem Journalisten, nämlich danach, ob denn ir-
gendeine Neuigkeit in diesem Bericht stehe. Nach ei-
nigem Zögern und einigen Mühen gelang es Herrn 
Rexrodt dann, auf zwei relativ schmale Punkte hinzu-
weisen. 

Diese kleine Anekdote aus der Bundespressekon-
ferenz der letzten Woche weist auf den zentralen 
Mangel dieses Berichtes hin. Diesen Mangel, den 
wir in der heutigen Debatte gemeinsam mit einem 
zentralen Punkt diskutieren, dürfen wir nicht ver-
schweigen. In dem Bericht wird mit vielen Worten 
wenig und vor allen Dingen nichts Neues gesagt. 
Schon zum x-tenmal innerhalb der letzten drei Wo-
chen bekommt die deutsche Öffentlichkeit in bezug 
auf ostdeutsche Angelegenheiten alte Hüte vorge-
setzt und keine neuen Informationen auf den Tisch 
gelegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin der Auffassung, daß all diese Auftritte und 
auch all die Berichte - die Bundesregierung wird ja 
nicht müde, immer neue Berichte zu schreiben - im-
mer nach dem gleichen Grundmuster ablaufen. Es 
gibt immer zwei Etappen. Die erste Etappe besteht 
darin, die positiven Veränderungen, die es in den 
letzten acht Jahren zweifellos gegeben hat, einseitig 
zu überhöhen. Die zweite Etappe besteht darin, die 
Fragen nach der Zukunft, nach einem Wechsel und 
auch nach einer Kritik am jetzigen Aufbaukonzept 
vollständig an den Rand zu drängen, so daß sie ei-
gentlich gar nicht mehr wahrgenommen werden. Mit 
der Sprechblase, der Aufbau Ost genieße bei dieser 
Bundesregierung hohe Priorität, werden diese Fra-
gen einfach weggedrückt. 

An dieser Stelle sei es mir gestattet, zu sagen, wie 
dieses Verhalten nach meinem Eindruck auf die Ost-
deutschen wirkt. Es erinnert mich fatal an ein Wo rt , 
das von den Leuten in Ostdeutschland immer sehr 
sensibel verfolgt wurde. Es handelt sich um das Wo rt 

 „Vervollkommnung" . Die westdeutschen Kollegin-
nen und Kollegen können nicht wissen, was ich 
meine. In Ostdeutschland war es immer wichtig, in 
den Zeitungen auch zwischen den Zeilen zu lesen. 
Nach dem Bild der SED war in der DDR immer alles 
perfekt. Wenn man die Zeitung aufschlug und gele-
sen hat, es werde etwas „vervollkommnet", dann 
wußte der kundige Zeitungsleser in der DDR: 
Hoppla, da ist etwas nicht in Ordnung, irgend etwas 
ist am Dampfen und stimmt nicht. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Gerhard 
Zwerenz [PDS]) 

Sie rufen genau dieselbe Assoziation bei den Ost-
deutschen hervor, wenn Sie - wie Sie das schon seit 
vielen Jahren tun - behaupten, der Aufbau Ost habe 
bei Ihnen hohe Priorität, und permanent Kürzungen 
der entsprechenden Mittel ansetzen. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Hinter den Sprechblasen, die Sie äußern, steht in Ih-
ren Köpfen etwas anderes. Das, was ich Ihnen sage, 
sollten Sie beherzigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist keine Frage: Seit 1990 hat es in Ostdeutsch-
land viele positive Entwicklungen gegeben, 

(Beifall der Abg. Ing rid Matthäus-Maier 
[SPD]) 

vor allen Dingen auf Grund des Leistungswillens der 
Ostdeutschen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dies ist auf Grund des Leistungswillens und - ich 
sage das ganz deutlich - auf Grund der Solidarität, 
des Unterstützungswillens und der Bereitschaft der 
Westdeutschen, die wir, so wie die Dinge liegen, 
noch viele Jahre brauchen, geschehen. Herr Krüger, 
in diesem Punkt haben wir keinen Dissens, auch 
wenn das gerade aus Ihren Reihen oft suggeriert 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir unterscheiden uns offensichtlich fundamental 
in der Auffassung - Herr Krüger, Ihr Redebeitrag hat 
das deutlich gemacht -, daß neben dieser Feststel-
lung, die wir nicht verschweigen, die Verpflichtung 
selbstverständlich weiterbesteht, einen kritischen 
Blick auf die harten ostdeutschen Realitäten zu wer-
fen. Ein bloßes „Weiter so" und die Botschaft nach 
dem Motto - ich zitiere Minister Rexrodt - „Der wirt-
schaftliche Aufschwung in Ostdeutschland ist auf gu-
tem Wege" mögen der Regierung gerade in dieser Si-
tuation sehr gelegen kommen - dafür habe ich Ver-
ständnis -, sie lösen aber kein einziges Problem in 
Ostdeutschland. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der SPD) 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer) 

Dieses zentrale Defizit kann man für viele Bereiche 
durchdeklinieren. Ich will das einmal beim Thema 
„Bündnis für Arbeit in Ostdeutschland" tun. Was un-
ter der Überschrift „Bündnis für Arbeit" in dieser Le-
gislaturperiode gelaufen ist, war ein völliger Fehl-
schlag, auch bezogen auf das, was sich in Ost-
deutschland abgespielt hat. Ich sage ganz deutlich: 
Die Ursache für diesen Fehlschlag lag nicht im Ver- 
halten von irgendwelchen dritten Personen, sondern 
sie lag an der Reaktion und der Verhaltensweise die-
ser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich erinnere daran: Mit einem großen öffentlichen 
Aufwand wurden die Tarifvertragsparteien an einen 
Tisch geholt und Vertreter aus den neuen Ländern 
zusammengerufen, um eine „Gemeinsame Initiative 
für mehr Arbeitsplätze in Ostdeutschland" zu bil-
den. Großartige Ziele wurden formuliert, an die ich 
erinnern will: 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Zum Beispiel 
Ausbildungsplätze! Erreicht! Abgehakt!) 
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Im Mai 1997 sagte der Bundeskanzler: 

Konkretes Ziel unserer heute vereinbarten ge-
meinsamen Aktion ist es, ... die Beschäftigung in 
den neuen Ländern im Jahr 1997 mindestens auf 
dem Niveau von 1996 zu stabilisieren und in den 
darauffolgenden Jahren ... einen jahresdurch-
schnittlichen Zuwachs von rund 100 000 Beschäf-
tigten (zu erreichen). 

Also: Stabilisierung 1997 und zusätzlich 100 000 
mehr Beschäftigte in 1998 waren das zentrale Ziel. 
Wenn ich mir jetzt Ihren Zwischenbericht von 
Schwerin aus der letzten Woche ansehe, meine Da-
men und Herren von der Koalition, dann muß ich 
feststellen, daß diese Zielstellungen überhaupt nicht 
mehr vorkommen. Sie tauchen in dem Zwischenbe-
richt nicht mehr auf; kein einziges Wo rt  dazu. 

Es ist fraglos verständlich, warum das so ist: 1996 
hatten wir im Osten noch 6,3 Millionen Erwerbstä-
tige. 1997 waren es 170 000 weniger. Also nichts mit 
Stabilisierung auf dem Niveau von 1996. Im Jahr 
1998 sollten nach Ihren Ankündigungen dann auf 
dem stabilisierten Niveau von 1997 - darauf lege ich 
Wert , damit es im Bewußtsein bleibt: auf dem stabili-
sierten Niveau -100 000 Menschen mehr in Lohn und 
Brot kommen. Auch davon keine Spur. Nach Ihren 
eigenen Berechnungen, die Sie im Jahreswirtschafts-
bericht vorgelegt haben, wird dieses Entwicklungs-
ziel, das Sie vor einem Jahr noch Ende 1998 errei-
chen wollten, um sage und schreibe 335 000 Erwerbs-
tätige unterschritten. Das ist die eigentliche Bilanz 
Ihrer Versprechungen, die Sie in diesen Tagen ganz 
süffisant verschweigen. 

Die Frage stellt sich: Was hat die Bundesregierung 
eigentlich getan, um dieses Bündnis für Arbeit aus-
zufüllen? Ich gebe die Antwort in drei Punkten: Sie 
haben die steuerlichen Investitionsförderungen ge-
kürzt. Sie haben die öffentlichen Investitionen in den 
letzten Jahren zeitlich gestreckt, obwohl die ostdeut-
sche Situation auf dem Arbeitsmarkt, gerade in der 
Baubranche, das Gegenteil erfordert hätte. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Das ist 
doch nicht wahr, Herr Schwanitz!) 

Und Sie haben die arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men im Jahr 1997 heruntergefahren: ein einzigartiger 
Kahlschlag. Das ist die Situation gewesen. 

(Beifall bei der SPD - Dr.-Ing. Paul Krüger 
[CDU/CSU]: Das ist nicht wahr!) 

Ich kann den Gewerkschaften nicht übelnehmen, 
daß sie sich als die Geprellten fühlen, denn die Ge-
werkschaften haben ihrerseits die Verpflichtungen 
aus dem Bündnis für Arbeit erfüllt. Sie haben mode-
rate Lohnforderungen gestellt; sie haben die Frage 
der Angleichung an die westdeutschen Tarife in den 
Tarifverhandlungen zurückgestellt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

Sie haben sich bei der Frage, was auf der Betriebs

-

ebene als Notwendigkeit akzeptiert werden muß, 
durch flexible Abschlüsse ausgezeichnet. Die Ge- 

werkschaftsschelte, die Sie letzte Woche in Schwe rin 
abgelassen haben, ist völlig fehl am Platz. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben keine Lehren aus dem Jahre 1996 gezo-
gen. Sie haben die ausgestreckte Hand der Gewerk-
schaften im Osten noch einmal ausgeschlagen. 

Ich will zum zweiten Punkt kommen, zu einer Be-
grifflichkeit, die sich in den letzten Wochen ganz tief 
in den Wortschatz der Ostdeutschen eingebrannt hat 
- ich glaube, das wird sich bis zum September auch 
nicht ändern -: die sogenannten Wahlkampf-ABM. 
Wie 1994 versuchen Sie, beim Wähler dadurch Ein-
druck zu schinden, daß Sie aktive Arbeitsmarktpoli-
tik im Wahljahr ganz massiv nach oben fahren. Im 
Zeitraum von Januar bis Mai dieses Jahres sind in 
Ostdeutschland 128 000 Teilnehmer mehr in arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen. Ich erinnere daran, 
daß wir im letzten Jahr, 1997, im selben Zeitraum 
eine Streichung von 48 000 Teilnehmern erleben 
mußten, also genau die gegenläufige Tendenz hat-
ten. Daß das Wahltaktik ist und nichts mit einem Poli-
tikwechsel, mit einem Umdenken auf Ihrer Seite zu 
tun hat, ist so klar, wie irgend etwas politisch nur klar 
sein kann. 

Der Bundesregierung geht es nicht um eine Kor-
rektur einer falschen Politik. Sie hat noch nicht ein-
mal den Versuch unternommen, die falsche Politik, 
die sich in Gesetzestexten manifestiert hat, beispiels-
weise im SGB III - darüber haben wir hier lange dis-
kutiert -, zu ändern. Statt dessen wird das Ganze ein-
fach an der geltenden Gesetzeslage vorbei in die Ver-
waltungen gedrückt. Ich sage Ihnen an dieser Stelle: 
Das ist auch eine Zumutung gegenüber den Arbeits-
ämtern 

(Beifall bei der SPD) 

und den Beschäftigten do rt . Sie machen sie zu Erfül-
lungsgehilfen Ihrer Wahlkampfstrategie, und Sie 
werden dort  tiefen Unmut ernten. 

(Abg. Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU] mel
-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

- Herr Krüger, ich möchte gerne im Zusammenhang 
vortragen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das wollte ich 
Sie gerade fragen. Gestatten Sie die Zwischenfrage? 

Rolf Schwanitz (SPD): Das habe ich damit beant-
wortet. 

Einige von Ihnen geben das auch offen zu. Herr 
Grund, ich habe mir das Interview angesehen, das in 
dem Magazin „Akteur" zu lesen war. Das Magazin 
„Akteur" ist eine Zeitschrift des Thüringer Sozialmi-
nisteriums. Das Interview findet sich in der Ausgabe 
Nr. 9/98. Da fragen die Journalisten Herrn Grund: 
„Warum nur Anweisungen? Warum keine Gesetzes-
änderung in diesem Jahr? ", nachdem sich herausge-
stellt hat, daß das Ganze nicht funktioniert und jetzt 
neue Maßnahmen ergriffen werden müssen. Antwort 
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von Herrn Grund: „We il  das in der Fraktion nicht 
mehrheitsfähig ist. " 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört! - Anke 
Fuchs [Köln] [SPD]: Hauser läßt grüßen!) 

Dann kommen zwei weitere Nachfragen. Da wird 
von Journalisten gefragt, ob das denn nicht nur wahl-
kampftaktische Übungen seien und wie lange denn 
diese Dienstanweisung Bestand habe, wo doch das 
SGB III nicht geändert werde. Antwort von Herrn 
Grund unter anderem: „Ich kann natürlich nicht 
meine Hand dafür ins Feuer legen, daß die Dienstan-
weisung nicht doch wieder irgendwann geändert 
wird. " 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist Verläß

-

lichkeit! ) 

Worum es geht, ist ganz klar: Es geht um Wahl-
kampf und um den Versuch, vor dem Hintergrund Ih-
rer Politik eine Wende am Arbeitsmarkt in Ost-
deutschland zu suggerieren, frei nach dem Motto: 
Schaut mal, bitte schön, unsere Reformen greifen! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In Wahrheit droht bei einem Wahlsieg der Koalition 
für Hunderttausende in Ostdeutschland nach dem 
Wahltag der Rückfall in die Arbeitslosigkeit. Das ist 
Ihr Planspiel für Ostdeutschland, und wir sprechen 
das offen aus. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Manfred Grund 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Schwanitz, gestatten Sie grundsätzlich keine Zwi-
schenfragen? 

Rolf Schwanitz (SPD): Nein, ich möchte gerne im 
Zusammenhang vortragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der eigentliche Skandal - das machen Sie nicht 
zum erstenmal - ist, daß Sie auf diese A rt  und Weise 
wieder mit den Hoffnungen und Erwartungen der 
Menschen in Ostdeutschland spielen, denn Sie sind 
überhaupt nicht bereit, auf diese Hoffnungen einzu-
gehen. Es ist aber naiv, zu meinen, daß das in Ost-
deutschland nicht bemerkt wird. Die Vorstellung, 
den Ostdeutschen bliebe das verborgen, was da 
wahlkampftaktisch abläuft, ist naiv und übrigens 
auch, finde ich, sehr überheblich gegenüber den 
Menschen in Ostdeutschland. 

(Beifall bei der SPD) 

Nein, die Menschen im Osten brauchen eine klare 
Perspektive. Die Vision der Sozialdemokraten für 
den Osten ist klar: Die neuen Bundesländer müssen 
zu einem Wachstumsstandort mit hoher Produktivität 
werden, 

(Johannes Nitsch [CDU/CSU]: Das sind sie 
doch!) 

der auch hohe Löhne ermöglicht und ökonomisch 
rechtfertigt. Lohndumpingstrategien sind auf dem 

Weg zu einer ostdeutschen Innovationsgesellschaft 
genauso unangebracht wie eine dauerhafte Subven-
tionierung von Strukturen, die am Wettbewerb vor-
bei existieren. 

Ich will  ausdrücklich noch einmal darauf hinwei-
sen - denn der Opposition wird ja immer das Bild des 
unersättlichen Ostdeutschen suggeriert -: Niemand 
will eine Förderung von Investitionen, die so üppig 
ist, daß die Steuerungs- und Anreizkräfte des Mark-
tes außer Kraft gesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Schwerpunktsetzung im Aufbaukonzept, das ist das 
Gebot der Stunde. 

Deswegen kommt der Förderung von innovativen 
Unternehmen, von Forschung und Entwicklung, ins-
besondere von betriebsnaher Forschung und Ent-
wicklung, eine Schlüsselstellung im wi rtschaftlichen 
Aufbaukonzept zu. Wir müssen erreichen, daß in 
Ostdeutschland Planungs- und FuE-Abteilungen 
und auch Hauptverwaltungen von Unternehmen an-
gesiedelt werden. Dafür ist es notwendig, eine For-
schungsinfrastruktur aufzubauen und bestehende 
Einrichtungen zu verbessern. Wir brauchen starke 
innovative ostdeutsche Unternehmen und auch mög-
lichst viele Kristallisationspunkte für andere Unter-
nehmen - Herr Krüger, da bin ich mit Ihnen einer 
Meinung -, wie wir das in viel zu seltenen Fällen 
schaffen, aber bei Jenoptik glücklicherweise ge-
schafft haben. Aber nicht alle Ostdeutschen können 
nach Jena gehen, um davon ökonomisch zu profitie-
ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen die Gründung innovativer Unterneh-
men. Das muß stärker als bisher gefördert werden. 
Lohnkostenzuschüsse müssen häufiger als Instru-
ment verwandt werden, um das Forschungspersonal 
in kleinen und mittleren Unternehmen zu fördern. 
Wir müssen natürlich auch die Bereitstellung von 
Chancen- und Wagniskapital fördern. Dies ist ein 
bleibender zentraler Defizitbereich. Das können Sie 
mit Statistiken nicht wegwischen. Denn es gibt in 
Ostdeutschland eine ganz andere Vermögens- und 
Einkommenslage. Die Bereitstellung von Wagniska-
pital muß ein zentraler Punkt sein. Der Innovations-
standort Ostdeutschland ist das Ziel unseres Aufbau-
konzepts für Ostdeutschland in den nächsten Jahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen - Herr Krüger, dazu haben Sie in Ih-
rem Perspektivbericht, den Sie vorgelegt haben, 
nichts gesagt - natürlich auch ein Transparentma-
chen der unüberschaubaren Vielzahl an Förderin-
strumenten, die der Bund aufgelegt hat. Noch immer 
gibt es ein halbes Tausend von Programmen und 
mehr als 700 Instrumente. Experten sagen uns, 
90 Prozent aller Anträge entfielen auf 10 Prozent der 
Programme. Der DIHT sagt, es gebe Förderpro-
gramme, in denen 50 Prozent des Fördervolumens 
durch Verwaltungstätigkeit verschlissen würden. 
Das müssen wir ändern. Da muß ein tragfähiges Kon-
zept entwickelt werden. 

(Beifall bei der SPD) 
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Eine sozialdemokratisch geführte Bundesregie-
rung wird nach den Bundestagswahlen mit den ost-
deutschen Ländern, den Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern sowie den Wirtschaftswissenschaftlern in 
Gespräche eintreten und dieses Konzept auf den 
Weg bringen. 

(Beifall bei der SPD - Johannes Nitsch 
[CDU/CSU]: Welches Konzept?) 

- Sie können sich beschweren, wie Sie wollen. Seit 
acht Jahren haben Sie die Möglichkeit, diesen För-
derdschungel zu lichten und dafür zu sorgen, daß 
ostdeutsche Unternehmen durch transparente Zu-
gangsbedingungen endlich eine Chance erhalten. 
Daß ein Großunternehmen mit einer umfangreichen 
Rechtsabteilung das kann, ist unstrittig. Aber die 
kleinen und mittelständischen Unternehmen bleiben 
dabei auf der Strecke. 

(Beifall bei der SPD - Johannes Nitsch 
[CDU/CSU]: Das ist nicht wahr!) 

Die Menschen in Ostdeutschland warten - bei al-
lem Stolz auf das Erreichte - auf zwei Signale, die 
von dieser Bundesregierung nach meinem Eindruck 
nicht mehr gegeben werden können. Das erste Si-
gnal ist eine offene und schonungslose Analyse der 
tatsächlichen Lage - ohne Beschönigungen, ohne 
Verdrängungen, ohne Versteckspiel hinter Vergan-
genem, vielmehr offen und ehrlich. Das zweite Signal 
sind glaubhafte Antworten auf die drängendsten Fra-
gen in Ostdeutschland, wo natürlich der konjunktu-
relle Rückschlag von weiten Teilen der ostdeutschen 
Wirtschaft und die Massenarbeitslosigkeit klar im 
Zentrum stehen. 

Verdrängen der Realität und keine Antworten für 
die Zukunft, das ist Ihre Politik gegenüber Ost-
deutschland. Deswegen werden die Menschen im 
Herbst eine andere Bundesregierung wählen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne -
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Werner Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Wir hatten eigentlich erwartet, daß der Herr Bundes-
kanzler zum Ende seiner Regierungszeit hier eine 
Regierungserklärung zur Lage der Nation im verein-
ten Deutschland hält. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr.  Uwe Küster [SPD]: Nicht schon wieder!) 

- Aber er sollte zumindest darüber Auskunft geben, 
in welchem Zustand er Ihnen dieses Land überläßt. 
Insofern wäre es berechtigt, so etwas zu tun. Aber er 
weicht dem offensichtlich ebenso wie dem Spitzen-
duell der Kanzlerkandidaten aus, um dann in der 
zweiten Runde, für die er seinen Redebeitrag ange-
kündigt hat, so aus dem Hintergrund wieder zu sa

-

gen, daß wir keine Konzepte und keine Ahnung hät-
ten und dergleichen mehr. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir beraten heute - das ist der Titel der heutigen 
Debatte - über den Perspektivbericht der Bundesre-
gierung „Vorrang für Aufbau Ost". Nach acht Jahren 
kommen Sie zu der Feststellung - so die treffende 
Überschrift -, daß der Aufbau Ost Vorrang bekom-
men sollte. Ich meine, daß Sie die Wählerinnen und 
Wähler in Ostdeutschland nicht für dumm verkaufen 
können. Die können sehr wohl auseinanderhalten, 
was Sie an Erfolgen und was Sie an Mißerfolgen auf-
zuweisen haben. Darüber sollten wir reden und das 
Ganze aus dem Wahlkampfzauber heraushalten. 
Auch dort  versteht man mittlerweile, daß Sie jetzt 
sehr mühsam dabei sind, wieder einmal Wahlkampf-
geschenke zu verteilen. Die Kassen scheinen voll zu 
sein. Sie werfen momentan das Geld mit vollen Hän-
den heraus. Plötzlich sind ABM-Stellen vorhanden, 
die im vorigen Jahr eingespart wurden und die Sie 
am Ende des Jahres wieder einsammeln werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich glaube, dieses Spiel, wie Sie nach jedem Stroh-
halm greifen, um ihn zum Ste rn  zu verbiegen, hat 
man mittlerweile auch do rt  verstanden. Das wird 
nicht mehr gehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS - Kurt-Dieter Grill  [CDU/CSU]: Sie 

sind mir ein schöner Bürgerrechtler!) 

Jemand, der wie ich die DDR intensiv durchlebt 
hat, muß Ihnen sagen: Natürlich hat sich vieles zum 
Besseren verändert, natürlich haben wir viele Fo rt

-schritte gemacht, natürlich kann man heute die hel-
len Städte sehen, natürlich spürt man, daß die läh-
mende Stagnation überwunden ist, daß der perma-
nente Verfall und Mangel überwunden sind. Das ist 
ein Fortschritt. Dafür bin ich dankbar. 

Aber ich bin auch all meinen Landsleuten dankbar, 
die sich dafür eingesetzt haben, die diese enormen 
Veränderungen aus eigener Kraft geschafft haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Denn das ist nicht nur mit Ihrer und durch Ihre Regie-
rungspolitik, sondern häufig auch trotz Ihrer Regie-
rungspolitik passiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ich höre, daß der Busenfreund von Helmut Kohl, 
der Hoffnungsträger Kurt Biedenkopf, jetzt für den 
Wahlkampf in den Ostländern gebraucht wird. Sie 
müssen sich schon in einer argen Not befinden, 
wenn Sie auf solche Wahlkampfhelfer angewiesen 
sind. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der SPD - 
Dr.  Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Immer 

noch lieber als Trittin!) 
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- Ich würde Ihren Zwischenruf gern mitverarbeiten, 
Herr Schäuble, wenn ich ihn hier vorn verstehen 
könnte. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Küm

-

mern Sie sich lieber um Trittin!) 

Der Erfolg von Kurt Biedenkopf besteht doch darin, 
daß er eigene Wege gegangen ist. Anerkennung und 
Akzeptanz hat er gerade deswegen gefunden, weil 
er die Politik dieser Bundesregierung nachhaltig kri-
tisiert hat. Gerade das hat ihm den Erfolg im Osten 
verschafft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Nehmen wir das Beispiel - auch ein Busenfreund 
von Ihnen - Lothar Späth mit Jenoptik. Der zeigt im 
Grunde genommen, daß es genau andersherum 
geht, als Sie das im Großmaßstab versucht haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Er hat sich einen maroden VEB-Betrieb genommen, 
hat sich entsprechende Fördergelder beschafft - der 
Betrieb befindet sich immer noch im Staatsbesitz von 
Thüringen - und den Bet rieb so weit modernisiert, 
daß er an die Börse gehen und sogar Produktiv-
vermögensbildung in Arbeitnehmerhand betreiben 
kann. Er ging einen sehr fortschrittlichen Weg, so 
wie wir ihn in unserem Treuhandgesetz Jahr für Jahr 
eingeklagt haben, wozu Sie gesagt haben: Nein, 
schnellste Privatisierung. Laßt doch die Leute 
Schnäppchen machen; oder was war die Devise? Der 
Ausverkauf! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Hube rt  Hüppe [CDU/ 
CSU]: Was ist denn jetzt mit Herrn Hopp

-

ner? Wie ist es da gelaufen?) 

- Gut, darüber könnten wir in einem Extrakapitel re-
den. Sachsen-Anhalt ist ein schwieriges Problemfeld 
in jeglicher Hinsicht, sowohl wi rtschaftspolitisch als 
auch politisch. Aber ich habe nicht so viel Redezeit, 
um jetzt das Spezifikum eines einzelnen Landes im 
Detail zu erläutern. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Geschenkt. 

Ich meine, daß Sie die Chancen für den Aufbau 
Ost vertan haben. Der Aufbau Ost hat sich im Re-
formstau West verhakt. Die Probleme der neuen Bun-
desländer beruhen auf den Problemen, die wir hier in 
den alten Bundesländern haben. Der eigentliche 
Aufbau Ost wird erst dann beginnen, wenn wir mit 
dem Nachbau West aufhören, wenn wir do rt  wirklich 
neue Wege beschreiten und wenn die neuen Bundes-
länder - was ja historisch völlig falsch ist; aber dieser 
Begriff hat sich eingeprägt - wirklich die modernsten 
Bundesländer sind. 

Das ist nicht nur eine Frage der Infrastruktur; das 
erwähnen Sie hier immer wieder positiv. Keine 
Frage: Infrastruktur und Lebensqualität haben sich 
verbessert. Sie haben sich aber nicht so schnell ver-
bessert wie die Situation auf dem Arbeitsmarkt, wie  

die der Indust rie und leider auch nicht so schnell wie 
die Exporte. 

Vielfach stimmt die Kostenstruktur in den ostdeut-
schen Betrieben nicht. Das betrifft nicht nur die 
Lohnkosten, sondern das betrifft auch die von Ihnen 
neu verursachten Kosten, die Sie diesen Bet rieben 
aufbürden, zum Beispiel Wasserkosten oder Abwas-
sergebühren. Das ist für die Modernisierung der In-
frastruktur gedacht. Mit solchen Kosten machen Sie 
diese Betriebe eben nicht wettbewerbsfähig. Sie bür-
den Ihnen auch höhere Energiekosten auf, was über-
haupt nicht einzusehen ist. Das ist durch den Strom-
vertrag gekommen, den im Grunde genommen Sie 
abgeschlossen haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Dr. Uwe 
Küster [SPD]: Herr Krüger, erinnern Sie sich 

an den Stromvertrag!) 

Ich finde es hervorragend, daß Sie sich mit einem 
Redebeitrag zu Wort  melden werden, Herr Türk. Es 
wird ja jetzt am Wochenende ein F.D.P.-Parteitag 
stattfinden. Dort  wird ein 5-Punkte-Programm vorge-
stellt. Ich will es im einzelnen gar nicht erwähnen; es 
lohnt sich nicht, weil es sich im Grunde genommen 
wie die Defizitliste einer 16jährigen Regierungskoali-
tion liest. Sie haben nur den Punkt 6 vergessen, näm-
lich den kw-Vermerk von Guido Westerwelle: Kohl 
weg, Kanzler weg, Regierungswechsel. Aber ich 
hoffe, daß Sie das am Wochenende noch schaffen 
werden. Herr Gerhardt, Sie werden das hinbekom-
men. Sie müssen bloß Ihre Parteifreunde davon über-
zeugen, daß die Koalition mit dem Herrn Bundes-
kanzler Kohl auf vier Jahre erfolgen soll. Diese Aus-
einandersetzung müssen Sie do rt  austragen. Das 
wird spannend. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Sie haben 
ja zwei Programme! Welches Programm gilt 

denn bei Ihnen?) 

Ich frage mich, warum Sie den Herrn Westerwelle 
gar nicht mehr in Sichtnähe des Kanzlers kommen 
lassen? Der ist sogar aus dem Küchenkabinett her-
ausgeflogen. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der SPD) 

Dabei wurde gleichzeitig der Kollege Hintze mit ent-
sorgt. Ich finde hervorragend, wie Sie das machen. 

(Erneut Heiterkeit und Beifall beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Die große Herausforde rung der deutschen Einheit 
sind die hohe Arbeitslosigkeit - 

(Dr.  Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Warum 
machen Sie eigentlich zwei Programme? Sie 
haben zwei Programme gemacht! Das muß 

man wissen!) 

- ich kann Ihre Programme gar nicht mehr zählen; 
ich weiß nicht, wie viele Sie haben und was da gültig 
ist 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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- und die fehlende Zukunftsperspektive. Dazu soll-
ten Sie, Herr Bundeskanzler, heute Rede und Ant-
wort stehen und sagen, was Ihr großartiges 50-
Punkte-Programm gebracht hat, was aus der Halbie-
rung der Arbeitslosigkeit geworden ist, was denn aus 
dem Bündnis für Arbeit im Osten geworden ist, was 
aus den hunderttausend Stellen geworden ist, die Sie 
pro Jahr neu schaffen wollten. Nein, Herr Bundes-
kanzler, das alles läuft nicht mehr. Sie haben kein 
Konzept. Sie haben von Anfang an kein Konzept ge-
habt, 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Sie haben 
keine Wähler, Herr Schulz!) 

und Sie werden auch nicht kurz vor der Wahl mit ei-
nem Perspektivprogramm „Aufbau Ost" den Ein-
druck erwecken, daß Sie eines hätten. Das ist nicht 
der Fall. 

Ich will  ein anderes Problem ansprechen, in dem 
ich eine große Gefahr sehe. Die PDS ist nicht die Ge-
fahr im Osten. Sie ist nur ein Milieu-Auflauf aus 
altem Käse und frischem B rie. 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN und bei der SPD) 

Darin besteht für mich nicht die Gefahr. Sie we rten 
die PDS doch nur auf. Dieses Rote-Hände-Plakat: 
Herr Gysi hat seine Hände schon in weiße Binden 
eingewickelt. Insofern kann man sagen:  Da  ist gar 
nichts mehr zu holen. Die PDS we rten Sie doch nur 
auf, weil Sie sich in eine große Koalition hineinretten 
möchten. Das ist eine ganz durchtriebene Zweitstim-
menkampagne für die PDS, die Sie hier betreiben - 
überhaupt nichts anderes. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Das ist eine negative Übertragung und Aufwertung. 
Damit bleibt die PDS ständig im Gespräch. 

Sie haben extra einen großartigen Regierungsspre-
cher eingestellt, der das ausspricht, was man in der 
Regierung denkt, aber offensichtlich nicht wagt, aus-
zusprechen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Der wird ja auch 
von der PDS bezahlt!) 

Es ist hochinteressant, daß etliche von Ihnen mit 
der geballten Faust in der Tasche an den Osten den-
ken. Es ist auch hochinteressant, daß Sie die Förder-
politik für den Osten vom Wohlverhalten der Ost-
deutschen abhängig machen wollen. Ich sage Ihnen 
ganz klar: Die Ostdeutschen wollen nicht ausgehal-
ten werden, vielmehr wollen sie mithalten können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Es ist eine Unverschämtheit gewesen, was dieser 
Regierungssprecher in Ihrem Namen gesagt hat. Sie 
sollten sich davon eindeutig distanzieren. Das er-
warte ich von Ihnen, denn ansonsten gilt das, was 

Herr Hauser gesagt hat, offensichtlich auch in Ihrem 
Namen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Das Gefährliche ist vielmehr, daß sich der Protest, 
die Enttäuschung im Osten in die rechtsradikale 
Richtung entwickeln. Das sind - Gregor Gysi, dar-
über sollten Sie hier auch einmal reden - Ihre Erzie-
hungsprodukte. Die Skinheads von heute waren die 
Thälmann-Pioniere von gestern. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es tut mir leid, das ist so. Dort  sind autoritäre Charak-
terstrukturen geschaffen worden. Darüber sollten Sie 
reden. Das ist Ihre Verantwortung für die Vergangen-
heit. 

Wenn Sie das mit der Vergangenheitsverantwor-
tung wirklich ernst meinen, dann sollten Sie dazu 
Stellung nehmen. 

Natürlich kommt die Umbruchsituation hinzu, eine 
Orientierungslosigkeit. Das Wort  Politikverdrossen-
heit ist nicht allein zum Wo rt  des Jahres gewählt wor-
den, sondern ist das Wo rt  einer Ära, der Ära Kohl, die 
unter dem Motto von einer geistig-moralischen 
Wende angetreten ist. Was hat sich denn geistig-mo-
ralisch verändert und gewendet, Herr Bundeskanz-
ler, 

(Zuruf von der SPD: Vieles! Zum Schlech

-

ten!) 

bei dieser Orientierungslosigkeit von Jugendlichen? 
Das ist die ideelle Grundausstattung, das ideelle 
Startkapital, das Sie den neuen Bundesländern, den 
Jugendlichen mitgegeben haben, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

was sich dort  momentan entlädt: Enttäuschung durch 
haltlose, leere Versprechungen. Das ist der wunde 
Punkt. 

Das allerschärfste ist Ihre neue Kampagne. Die „ro-
ten Hände" haben Sie schon längst abgeräumt; das 
ist ja weg. Die neue Kampage ist ja, daß Sie einerseits 
die PDS aufblasen, aufwerten und daß Sie anderseits 
jetzt die PDS kopieren. Das ist der neue Wahlkampf-
schlager. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der SPD) 

Der neue Wahlkampfschlager der CDU: die „NBI", 
die „Neue Berliner Illustrierte", Sie nennen das jetzt 
„Neue Bundesländer Illustrierte". Ich habe Ihnen 
einmal ein Exemplar mitgebracht, das zeigt, wie ich 
die „NBI" in Erinnerung behalten habe. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der SPD) 

Das war der „Rote Ste rn " der DDR, ein SED-Journal. 
Daß Sie jetzt als Herausgeber eines SED-Jou rnals 
auftreten, daß Sie jetzt praktisch über die Erfolge im 
sozialistischen Aufbau auf neue Art  und Weise be- 
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richten, das ist natürlich hervorragend, Herr Bundes-
kanzler. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der SPD) 

Demnächst wird Ihr Face vorn auf der Zeitung 
sein. Es ist traumhaft! Ich hätte mir nicht gedacht, 
daß Sie noch einmal so tief in die Mottenkiste der 
Ostalgie greifen würden. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der SPD) 

An dieser Zeitung wird deutlich: Sie haben kein Kon-
zept für das gesamte Deutschland. Im Grunde ge-
nommen greifen Sie auf Propagandamittel der SED 
zurück und beleben sie wieder. 

Nein, meine Damen und Herren, dieses Land 
braucht eine politische Erneuerung an Haupt und 
Gliedern. Ich bin der Auffassung, mit dieser Bundes-
regierung ist das wirklich nicht mehr d rin. 

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der SPD - Beifall des 

Abg. Gerhard Zwerenz [PDS]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Jürgen Türk. 

(Zuruf des Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]) 

Jürgen Türk (F.D.P.): Der Zwischenrufer vom 
Dienst ist auch schon wieder aktiv. - Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Schulz von den Grünen, wer Magdeburg hinter 
sich hat, der sollte hier nicht die große Lippe riskie-
ren. Das will ich einmal sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zurufe von der SPD: 
Oje, oje, oje!) 

Sie haben noch nicht einen konkreten Vorschlag ge-
macht, nur jedesmal Ihre Scheißpolemik hier. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie haben doch 
Magdeburg auch hinter sich!) 

Nun zur Sache. „Jetzt wächst zusammen, was zu-
sammengehört" - Willy Brandt hat wohl nur ahnen 
können, daß das Zusammenwachsen nicht ganz so 
einfach ist. Das haben wir auch noch nie bestritten. 
Es mußte Schwierigkeiten geben, denn 45 Jahre un-
terschiedlicher Entwicklung kann man nicht mit ei-
nem Handstreich beseitigen. 

Es ist in den letzten acht Jahren viel geleistet wor-
den, aber es gibt natürlich noch viel zu tun. Es kann 
ja nicht anders sein. Obwohl vieles geschaffen wor-
den ist, fehlen noch Arbeitsplätze, weil dem Mittel-
stand, dem Arbeitsplatzbeschaffer Nummer eins, 
weiterhin auf die Beine geholfen werden muß. Hier 
darf natürlich nichts beschönigt werden, aber es darf 
auch nicht mit den noch vorhandenen Problemen das 
eigene machtpolitische Süppchen gekocht werden, 
wie das Herr Schulz hier gerade wieder gemacht hat. 

Daß es noch Probleme gibt, zeigt das Wahlverhal-
ten in Sachsen-Anhalt. Wir sollten darüber nicht so 
einfach hinweggehen. Das muß uns gemeinsam zum 

Nachdenken veranlassen. Es ist natürlich zu billig, 
das mit der Undankbarkeit der Ostdeutschen abzu-
tun; denn in Westdeutschland wurde auch rechtsex-
trem gewählt. 

Selbstverständlich müssen wir uns immer wieder 
fragen, was wir noch besser machen müssen, was 
wir, das heißt: die Politik insgesamt, falsch gemacht 
haben, und zwar nicht nur die Bundesregierung, son-
dern auch der Bundesrat mit seiner SPD-Mehrheit. 

Herr Schwanitz, auch die Vereinfachungen bei den 
Fördermitteln sind nicht am Bund, sondern an den 
Ländern gescheitert. Sie gehen so einfach darüber 
hinweg. Zwischenfragen erlauben Sie nicht, und den 
Leuten machen Sie hier weis, daß es nur an dieser 
Bundesregierung liegt. Ich glaube, die Leute sind es 
leid, daß wir uns gegenseitig blockieren und damit 
die längst überfälligen Reformen immer weiter ver-
schleppen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Es wäre Pflicht gewesen, die große Steuerreform, 
das Arbeitsbeschaffungsprogramm schlechthin, ge-
meinsam zu beschließen. 

(Zuruf von der SPD: Unsinn!) 

Welcher Teufel hat eigentlich die SPD geritten, diese 
Reform im Bundesrat zu verhindern? 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Natürlich ist es legitim, an die Macht kommen zu 
wollen, aber eine Schweinerei, dies auf Kosten der 
Arbeitsplätze zu tun, wo Sie doch immer vorgeben, 
so sozial sein zu wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Wahlverhalten in Sachsen-Anhalt war auch 
das Ergebnis einer solchen Politik. Ich frage mich 
selbstkritisch: Haben wir zuwenig über das Ziel die-
ser Steuerreform und darüber informiert, daß Abga-
bensenkungen im Ausland bereits eine Senkung der 
Arbeitslosenzahl bewirkt haben? 

Natürlich muß man auch klarmachen, daß extrem 
rechts oder extrem links zu wählen keine Lösung 
bringt, sondern Probleme noch weiter verschärft und 
geradezu ins Chaos führen kann. Aber ein Arbeitslo-
ser will eben wissen, wie seine Perspektiven für ei-
nen Arbeitsplatz sind. Das ist ganz normal. Deshalb 
sagt die F.D.P. folgendes: 

Erstens. Die große Steuerreform sollte endlich 
durchgeführt werden. Die Unternehmen sollten ent-
lastet werden, aber auch die Arbeitnehmer. Sie ver-
schweigen immer, daß das in der Steuerreform, die 
wir beschlossen haben, auch enthalten ist. Dies ist, 
wie gesagt, die beste Mittelstandsförderung, die wir 
machen können, und sie ist das Beste, um Arbeits-
plätze zu schaffen. 

Sie ist auch finanzierbar, weil geschaffene Arbeits-
plätze Einnahmeverbesserungen in erheblichen Grö-
ßenordnungen bedeuten. Das haben doch andere 
vorgemacht. Dies ist eine Binsenweisheit, die nur die 
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deutsche Sozialdemokratie bisher noch nicht begrif-
fen hat. 

Herr Schwanitz, noch einmal: Wir brauchen nichts 
imaginäres Neues zu erfinden. Wir müssen das auf 
dem Tisch Liegende endlich machen und dürfen es 
nicht blockieren. 

(Beifall der Abg. Dr. Irmgard Schwaetzer 
[F.D.P.]) 

Zweitens wird, wie beschlossen, der Aufbau Ost 
auch nach 1998 fortgesetzt werden, und zwar effizi-
enter, weg von den Sonderabschreibungen hin zur 
Verdoppelung der Investitionszulagen. Sie ignorie-
ren das ganz einfach. Das haben wir übrigens ge-
meinsam beschlossen, und das ist richtig so. Dies 
wird den kleinen und mittleren Unternehmen, dem 
Handwerk und dem Handel helfen, den chronischen 
Eigenkapitalmangel zu vermindern. 

Wenn wir die Liquiditätsschwäche schrittweise be-
seitigen wollen, gehört drittens auch dazu, daß die 
Zahlungsmoral wiederhergestellt wird. Wir sollten 
also nicht nur klagen, sondern endlich einmal ge-
meinsam handeln, auch gegen die ewigen Beden-
kenträger, die sagen: Das haben wir doch immer an-
ders gemacht! Deshalb haben wir das Zwangsvoll-
streckungsrecht und die außergerichtliche Streit-
schlichtung geändert und müssen noch in dieser Le-
gislaturperiode auch das Zustellungsrecht ändern 
und die Verzugszinsen erhöhen. Schön, daß auch die 
SPD jetzt daraufgekommen ist. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Hätten Sie es 
doch gemacht!) 

Im übrigen sollte man nicht weiter übereinander 
herfallen, sondern man muß miteinander reden. Das 
fällt natürlich schwer. Das habe ich auch schon be-
merkt. Das tun wir aber zur Zeit zum Beispiel mit der 
brandenburgischen Initiative „Das Handwerk macht 
mobil". Die F.D.P. unterstützt diese Initiative, weil sie 
anstehende Probleme und Lösungen aufzeigt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Gemeinsam werden wir besprechen, was aus dem 
15-Punkte-Katalog wie gelöst werden kann. Das darf 
man nicht ideologisch, sondern man muß es an der 
Sache orientiert machen. Ich bin sicher, daß dabei et-
was herauskommt, nämlich bessere Chancen für die 
Entwicklung des Handwerks und des Mittelstands 
und für die Freiberufler. Damit entstehen zwangsläu-
fig mehr Arbeitsplätze. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zunächst eine Bemerkung zu 
dem, was Werner Schulz hier gesagt hat. 

Sie haben erklärt, daß die gesamte Kampagne, die 
Dämonisierung der PDS durch den Regierungsspre-
cher und durch Vertreterinnen und Vertreter der 

CDU und der CSU Ihrer Meinung nach eine ver-
deckte Zweitstimmenkampagne zugunsten der PDS 
ist. Sie haben dafür von zwei Fraktionen viel Beifall 
bekommen. 

Wenn wir darauf empfindlich reagieren und das 
zurückweisen, so finden Sie das sozusagen völlig de-
plaziert, weil es uns Ihrer Meinung nach letztlich 
nützt. Eines würde ich gerne von Ihnen wissen. 
Wenn das so ist, warum reagieren Sie eigentlich so 
empfindlich auf die Ang riffe gegen Herrn Trittin? 
Wenn das stimmte, was Sie sagen, wäre das eine ver-
deckte Zweitstimmenkampagne für Ihre Partei. 
Wieso eigentlich ist Kritik an der PDS immer für diese 
gemeint und Kritik an Ihnen gegen Sie gemeint? 

(Beifall bei der PDS) 

Ihre Dialektik weist hier einen Bruch auf. Sie müß-
ten sich dann für diese Kampagne auch bedanken. 
Aber Sie reagieren auf sie in diesem Saal höchst 
empfindlich. Das finde ich unaufrichtig. 

(Beifall bei der PDS) 

Sie haben zweitens gesagt, daß zur Geschichtsauf-
arbeitung auch gehört, autoritäre Erziehungsstruktu-
ren in der DDR zu untersuchen und zu sehen, welche 
Folgen sie bei jungen Menschen - jetzt nicht mehr 
ganz so jungen Menschen - haben und ob das etwas 
mit ihrem Wahlverhalten zu tun hat. Ich bin sehr da-
für, das zu tun, und ich glaube auch, daß es da ge-
wisse Zusammenhänge gibt. Ich finde nur, Sie ma-
chen es sich zu leicht. In Baden-Württemberg haben 
bei der letzten Landtagswahl 9 Prozent der Wählerin-
nen und Wähler die Republikaner gewählt. Da hat-
ten nun die SED und ich persönlich in den vergange-
nen Jahren nicht ganz so großen Einfluß genommen. 
Das heißt, es muß auch noch andere Ursachen geben, 
über die nachzudenken sich lohnt. 

(Beifall bei der PDS - Werner Schulz [Ber

-

lin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie ist 
die Mehrheit bei den Jugendlichen?) 

Jede Vereinfachung hilft uns hier keinen Schritt wei-
ter. 

Herr Krüger, Sie haben hier eine Bilanz der deut-
schen Einheit gezogen - es war eine reine Erfolgsbi-
lanz. Sie verstehen, weshalb ich da ein bißchen an 
früher erinnert war. Ich glaube, daß diese Art von 
Schönfärberei nicht weiterhilft. Ich bestreite doch 
überhaupt nicht, daß es beachtliche Entwicklungen 
gegeben hat. Ich habe das hier mehrfach gesagt, und 
ich wiederhole das: Die Infrastrukturentwicklung, 
der Aufbau der Stadtzentren, die Telekommunika-
tion - das hätte die DDR auch in 40 Jahren nicht ge-
schafft, was da in sieben Jahren alles zustande ge-
bracht worden ist. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Umwelt

-

schutz, klare Luft, Abwasser, Wasser

-

schutz!) 

Das ist völlig unstrittig. Das würde ich nie bestreiten, 
und das sage ich auch in den neuen Bundesländern. 

Aber es gibt doch auch gewaltige Probleme, und 
zwar nicht nur solche, die mit länger zurückliegen-
den Dingen zu tun haben, sondern auch solche, die 
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mit der jüngeren Geschichte zu tun haben. Hier wur-
den die Ursachen in den letzten Jahren geschaffen. 
Es war eben ein grundsätzlicher Fehler, einfach 
Strukturen überzustülpen, ohne sich die in den 
neuen Bundesländern vorhandenen anzusehen. Die 
Sekundärrohstofferfassung bauen wir jetzt allmäh-
lich wieder auf, nachdem sie sinnloserweise zerstört 
worden ist. Amerikanische Ärztinnen und Ärzte be-
stätigen, daß die Facharztausbildung in der DDR auf 
höchstem Niveau war. Sie wurde erst einmal kaputt-
gemacht, und jetzt machen wir uns Gedanken dar-
über, wie wir wieder dahinkommen. 

Das gilt ganz ähnlich für bestimmte Strukturen. Da 
war eine Grundarroganz vorhanden. Man glaubte, 
aus diesem Land nichts zu benötigen, sondern es nur 
ein- und unterordnen zu müssen. Das war der 
Grundfehler im Denken und Handeln im Zusammen-
hang mit der deutschen Einheit. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Der nächste Punkt: Sie haben Prinzipien festge-
legt, an denen wir heute noch schwer zu kauen ha-
ben. Überlegen Sie sich doch einmal, was das Prinzip 
Rückgabe vor Entschädigung alles angerichtet hat, 
wieviel Tausende von Schicksalen davon betroffen 
worden sind, wieviel Tausende von Prozessen des-
halb heute noch geführt werden und welcher Vermö-
genstransfer auf diese Art und Weise stattgefunden 
hat. Ich könnte noch viele andere Beispiele nennen. 

Wir haben eine riesige Arbeitslosigkeit, und zwar 
nicht nur, weil die Betriebe so marode waren. Es wa-
ren auch Betriebe dabei, Herr Bundeskanzler, die im-
mer erfolgreich in die Bundesrepublik Deutschland 
exportiert hatten. Das wäre doch nicht möglich ge-
wesen, wenn die Waren so schlecht gewesen wären. 
Trotzdem sind sie pleite gegangen. Suhler Jagdwaf-
fen gibt es bei Ihren Präsidenten und anderen. Die 
gab es in der DDR gar nicht zu kaufen. Das Unter-
nehmen ist dennoch kaputtgemacht worden, weil 
man halt keine zusätzliche Konkurrenz wollte. Daß 
Sie sie fürchteten, ergab sich aus dem falschen Prin-
zip „Privatisierung vor Sanierung" . 

(Beifall bei der PDS) 

Sonst hätten Sie nämlich gesagt: Erst sanieren, und 
dann, wenn das Unternehmen erfolgreich läuft, pri-
vatisieren. Aber genau das haben Sie abgelehnt. 

Dann sagen Sie, Herr Krüger, es sei erfreulich, daß 
die Industrie den Bau als Motor der Konjunktur abge-
löst habe. Von Konjunktur kann man im Osten noch 
nicht reden. Aber das war ja auch einfach, nachdem 
der Bau fast völlig zusammengebrochen ist. Den 
Platz 1 zu erobern durch eine negative Entwicklung 
desjenigen, der bis dahin den Platz 1 hatte, das ist 
doch kein Fortschritt, sondern ein Rückschritt. 

Dann haben Sie gesagt: 100 000 neue Arbeits-
plätze im Osten. Die gibt es noch nicht; das wissen 
Sie. Es heißt: Es ist damit zu rechnen, daß es in die-
sem Jahr 100 000 neue Arbeitsplätze in den neuen 
Bundesländern geben wird. Das ist aber etwas ganz 
anderes, als wenn sie schon da wären. Ich glaube,  

daß die Rechnung am 28. September leider korrigiert 
werden muß. 

Ein Hauptproblem betrifft die Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen - dazu hat Herr Schwanitz gespro-
chen -, die jetzt plötzlich im Osten wirklich ganz 
leicht zu bekommen sind. Es ist geradezu traumhaft, 
wie das im Augenblick läuft. Nur, es gibt ein Glaub-
würdigkeitsproblem. Sie haben 1997 hier in diesem 
Hause erklärt, daß die Mittel einfach nicht mehr da 
sind, daß das der falsche Weg ist, und haben das ra-
dikal zusammengekürzt. Das wäre gar nicht nötig 
gewesen. Nun aber, wenige Monate vor der Wahl, 
holen Sie aus irgendeiner Zauberkiste das Geld, das 
Ihnen vor wenigen Monaten noch gefehlt hat, plötz-
lich heraus. Plötzlich ist alles wieder finanzierbar, 
von dem Sie 1997 behauptet haben, es sei nicht fi-
nanzierbar. Das durchschauen die Leute. Alle, die ich 
treffe, sagen: Ich habe auch noch eine Wahl-ABM be-
kommen. So heißt das Ding inzwischen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der PDS) 

Keiner glaubt, daß das nach dem 27. September so 
bleibt. Aber es ist trotzdem schön, daß es so gekom-
men ist; das will  ich hinzufügen. Es wäre aber besser 
gewesen, es seit 1997 kontinuierlich zu gestalten. 

Ich ärgere mich über bestimmte Beg riffe. Ich habe 
das hier schon oft gesagt. Ich verstehe nicht, Herr 
Bundeskanzler, warum Sie da nicht mal ein Macht-
wort sprechen. Schaffen Sie den Begriff Transfer ab! 
Sie wissen doch, einen Transfer gibt es im Sprachge-
brauch nur ins Ausland. Wann hört die ehemalige 
DDR endlich auf, für Sie Ausland zu sein? 

(Beifall bei der PDS) 

Das sind Bundeszuschüsse wie bei allen anderen 
Ländern auch, keine Transferleistungen! 

Was rechnen Sie da überhaupt? Ich glaube, es war 
Frau Lengsfeld, die kürzlich auf einem Kongreß beim 
Bundespräsidenten von 1000 Milliarden DM Trans-
ferleistungen gesprochen hat. Wer hat eigentlich ein 
Interesse daran, solche Summen zu erfinden? Wissen 
Sie, wie Sie auf diese Summe kommen? Sie rechnen 
unter anderem alle Kosten eines jeden Bundeswehr-
standortes in den neuen Bundesländern als Transfer-
leistung, und zwar mit der Begründung, daß es dort 
vorher keine Bundeswehr gab. 

Sie rechnen alle Gelder, auf die es gesetzlichen 
Anspruch gibt, etwa Kindergeld, Arbeitslosengeld 
oder Wohngeld, als Transferleistung. Glauben Sie 
denn, Bremen erwirtschaftet alle diese Gelder selbst? 
Kämen Sie deshalb je auf die Idee, von Transferlei-
stungen nach Bremen oder auch in andere Bundes-
länder zu sprechen? Was hier passiert, ist doch völlig 
absurd. 

Sie rechnen - das empfinde ich als Höhepunkt - 
das Gehalt eines jeden Menschen aus den alten Bun-
desländern, der in den neuen Bundesländern im öf-
fentlichen Dienst arbeitet, als Transferleistung von 
West nach Ost. Das heißt, Biedenkopfs Gehalt ist 
eine Transferleistung, das Gehalt von Seite nicht, 
weil der eine aus dem Westen und der andere aus 
dem Osten kommt. Aber selbst wenn wir in Sachsen 
einen Ministerpräsidenten aus dem Osten hätten, 
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würden Sie doch nicht bestreiten, daß er auch ein 
Gehalt bekäme. Es ist also völlig fiktiv, was Sie hier 
veranstalten. 

Was man als Transferleistung rechnen kann, sind 
die Gemeinschaftsaufgabe und die Sonderzahlungen 
im Rahmen des Länderfinanzausgleichs. Das wären 
doch auch schon beachtliche Zahlen. Warum können 
Sie sich nicht auf die beschränken? Warum müssen 
Sie sie künstlich dera rt  in die Höhe treiben? Sie wis-
sen doch, was die Folge ist: Die Folge ist, daß bei vie-
len Menschen in den alten Bundesländern der Ein-
druck entsteht, die Ossis würden ihnen langsam zu 
teuer, und für die Ostdeutschen ist es demütigend. 
Wer so etwas macht, vereint nicht, sondern spaltet! 
Mit dieser Wahrheit müssen Sie sich abfinden. 

(Beifall bei der PDS) 

Überhaupt der Begriff der Solidarität: Sie tun im-
mer so, als würde der Osten aus Spendenaufkommen 
finanziert. Das ist doch geradezu albern. Beispiels-
weise ist der Solidaritätszuschlag doch keine freiwil-
lige Abgabe, sondern eine knallharte Steuer, die vom 
Finanzamt eingetrieben wird. Ob der Steuerzahler 
sich dabei besonders solidarisch fühlt oder nicht, in-
teressiert den Finanzbeamten überhaupt nicht. Also 
tun Sie doch nicht so, als hätte das Ganze den Status 
von Freiwilligkeit. Sie machen hier Gesetze, die 
dann auch durchgesetzt werden müssen. Auf dieser 
Basis läuft das, ziemlich unabhängig von Gefühls-
strukturen. Aber ich bin ja für Solidaritätsgefühle. 
Nur wird es damit immer komplizierter, wenn Sie mit 
solchen falschen Zahlen operieren. 

Dann vergessen Sie immer zu sagen, wohin das 
Geld fließt. Das meiste Geld geht in den konsumti-
ven Bereich; von diesem Geld werden Produkte aus 
den alten Bundesländern gekauft, so daß es wieder 
in die alten Bundesländer zurückfließt. Die Beihilfen 
im Zusammenhang mit der Kali-Struktur sind an ein 
Großunternehmen in den alten Bundesländern ge-
flossen. Aber all das gilt als Transfer in den Osten. Es 
hilft uns einfach nicht, auf dieser Basis weiterzuma-
chen. 

(Beifall bei der PDS) 

Es ist auch nicht hinnehmbar, daß die Löhne, Ge-
hälter und Sozialleistungen in den neuen Bundes-
ländern nach wie vor im Vergleich zu den alten so 
niedrig sind. Man könnte das mit dem Argument der 
geringeren Produktivität rechtfertigen. Aber dann 
müßte die Regierungskoalition dafür sorgen, daß die 
Preise bei 70 Prozent stehenbleiben. Sie können 
doch nicht bei einem Preisniveau von 100 bis 110 Pro-
zent ein Lohn- und Sozialleistungsniveau von 60 bis 
80 Prozent festschreiben. Das geht einfach nicht zu-
sammen, und das muß auch einmal deutlich hervor-
gehoben werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Im übrigen haben Sie auch hier wieder die alte 
DDR im Kopf. Wenn ich jemandem einen Bet rieb 
zeige, der schon eine höhere Produktivität als ein Be-
trieb in den alten Bundesländern aufweist - es gibt 
solche Betriebe in Thüringen und anderswo -, und 
frage, warum die dort  Beschäftigten auch nur 80 Pro-

zent und nicht 100 Prozent bekommen, dann wird 
mir gesagt, dies geschehe, weil im Gesamtdurch-
schnitt der neuen Bundesländer die Produktivität 
noch geringer sei. Das heißt, die DDR in den alten 
Grenzen existiert in Ihrem Kopf immer fo rt , und der 
Durchschnitt in der gesamten alten DDR ist für den 
Lohn eines Arbeitnehmers in Thüringen ausschlag-
gebend, der schon bei einer Arbeitsproduktivität von 
100 oder 110 Prozent angelangt ist. Da muß sich noch 
einiges in Ihrem Bewußtsein zurechtschieben. Ich 
habe inzwischen die Einheit wohl eher verstanden 
als Sie; daß Sie diesbezüglich hinter mir zurückblei-
ben, ist wirklich ein Problem. 

(Beifall bei der PDS) 

Es gibt Entwicklungen im Osten, die mich für den 
Westen sehr nachdenklich stimmen. Den Flächenta-
rifvertrag gibt es praktisch in den neuen Bundeslän-
dern gar nicht mehr.  

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Richtig!) 

Wir sind schon glücklich, wenn wir überhaupt einen 
Haustarif haben. In der Regel läuft es so, daß der Un-
ternehmer am Monatsende sagt, welchen Lohn er 
zahlen kann; das schwankt von Monat zu Monat, 
und die Leute lassen sich das bieten. Deshalb sage 
ich: Der Aufschwung Ost ist nicht mehr nur eine 
Frage der Solidarität und der Hilfe. Sieben Jahre 
lang mag es darum gegangen sein, daß der Westen 
den Osten hochzieht. Jetzt, so behaupte ich, zieht der 
Osten den Westen herunter, wenn wir nicht höllisch 
aufpassen. Deshalb ist der Aufschwung Ost eine Exi-
stenzfrage für den Westen. Wir werden hier in den al-
ten Bundesländern nichts halten, wenn es in den 
neuen Bundesländern so weitergeht. Ist der Flächen-
tarifvertrag im Osten zerstört, hält er auch im Westen 
nicht. Das gilt für die Tarifautonomie und für viele 
andere Bereiche. 

Deshalb ist es nicht nur eine Frage der Solidarität, 
sondern des Eigeninteresses auch der Menschen in 
den alten Bundesländern, daß wir endlich in den 
neuen Bundesländern vorankommen. 

(Beifall bei der PDS) 

Überhaupt sind die Unterschiede zwischen Ost 
und West in dieser Gesellschaft nicht das Entschei-
dende, sondern die zwischen oben und unten. Mich 
ärgert es, wenn mir die Sozialhilfeempfängerin in Er-
furt  sagt, ihr Hauptproblem sei, daß die Sozialhilfe-
empfängerin in Bremen mehr habe als sie, und die in 
Bremen sagt mir, wenn es die Sozialhilfeempfängerin 
in Erfurt  nicht gäbe, hätte sie wahrscheinlich mehr. 
Beides ist ein Grundirrtum. Sie hätten beide nur 
mehr, wenn wir in dieser Gesellschaft Reichtum an-
ders verteilen würden. So bekämpft man Armut und 
nicht, indem man Arme gegeneinander ausgrenzt. 
Das ist, glaube ich, der falsche Ansatz. 

(Beifall bei der PDS) 

Noch schlimmer als diese materiellen Fragen sind 
die kulturellen. Lassen Sie mich ein einziges Beispiel 
dafür nennen, und damit schließe ich dann auch. 
Herr Bundeskanzler, wir haben einen Einigungsver-
trag. Darin ist einiges zur Anerkennung von Berufs-
abschlüssen aus der ehemaligen DDR geregelt. Es ist 
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folgendes passiert: Eine Lehrerin, die noch in der 
DDR ausgebildet wurde, ist danach in den Schul-
dienst in Sachsen-Anhalt übernommen worden, hat 
dort  auch gearbeitet. Nach der Eheschließung ist sie 
nach Bonn umgezogen. Daraufhin hat sie in Köln be-
antragt, für die Sekundarstufe I eine Laufbahn als 
Lehrerin beginnen zu dürfen, also in den Schuldienst 
eingestellt zu werden. • 

Köln liegt in einem SPD-regierten Bundesland, 
und jetzt hören Sie einmal genau zu: Daraufhin 
wurde in Köln gesagt, die Qualifikation aus der DDR-
Zeit und ihre jahrelange praktische Unterrichtstätig-
keit einschließlich der Zeit nach der Wende im Bun-
desland Sachsen-Anhalt reichten für NRW nicht aus, 
sie brauche hier eine neue Qualifizierung. 

Dagegen hat sie Widerspruch eingelegt, ging 
durch alle Instanzen, und jetzt liegt mir das Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vor. Das Bundesverwal-
tungsgericht stützt sich auf die Kultusministerkonfe-
renz und sagt, die Abschlüsse gelten für alle neuen 
Bundesländer, die alten Bundesländer haben Vorbe-
halte geltend gemacht und können einzeln entschei-
den, ob die Qualifikation genügt oder ob sie eine 
weitere Qualifikation verlangen. Deshalb ist diese 
Lehrerin in NRW zu Recht nicht eingestellt worden 
und konnte sich sozusagen gar nicht wirksam bewer-
ben. 

Da beschweren sich nun die Lehrerinnen und Leh-
rer aus der ehemaligen DDR und sagen, sie würden 
benachteiligt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Gysi, Sie müssen das Beispiel jetzt doch ein bißchen 
abkürzen. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Aber unterstellen Sie doch 
einmal, daß das Bundesverwaltungsgericht recht hat 
und die Qualifikation nicht ausreicht. Dann sagen 
Sie mit einer solchen Entscheidung: Die Lehrerin 
mag für die Kinder im Osten allemal noch geeignet 
sein, für die im Westen nicht. Wer so etwas zuläßt, 
verletzt Kultur und spaltet. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt Herr Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Meine Damen 
und Herren! Es ist verständlich, daß die Koalitions-
fraktionen klatschen - nach dem, was bisher hier von 
Herrn Gysi und von Herrn Schulz geboten wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Schulz, daß Sie angesichts des Desasters, das 
Sie in den neuen Ländern erlitten haben, angesichts 
der Tatsache, daß Sie sich selbst - Sie wissen es bes-
ser als ich - mit Recht als jemand, der aus dem 
Bündnis 90 kommt, von den westdeutschen Grünen  

verraten fühlen, überhaupt hier ans Pult gehen, ist 
doch ziemlich absurd. Jeder im Saal weiß es. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, am Mittwoch nächster 
Woche, am 1. Juli, ist der achte Jahrestag der Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion. Dieser Tag vor 
acht Jahren war, für jedermann erkennbar, der ent-
scheidende Schritt zur deutschen Einheit. Denn mit 
den Entscheidungen an diesem Tag war klar, daß in 
kurzer Folge - es war im Oktober dann auch so - die 
deutsche Einheit, die Wiedervereinigung, kommen 
würde. Es war der Beginn einer gemeinsamen Zu-
kunft. 

Mit der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
waren die Deutschen in Ost und West - diesseits und 
jenseits der Mauer, wie wir lange sagen mußten - 
wieder vereint und Friede und Freiheit auf Dauer für 
unser ganzes Volk gewährleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Deswegen sind wir stolz darauf, daß wir an dieser 
Entscheidung mitwirken konnten. Es war ein Ge-
schenk der Geschichte. Das vergessen wir nicht. Wir 
sind und bleiben dafür dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir haben auch nicht vergessen, daß Männer und 
Frauen mit den großen Demonstrationen in der da-
maligen DDR im Herbst 1989 in Leipzig, Berlin und 
anderswo den Weg für diese Entwicklung gebahnt 
und sie durchgesetzt haben. 

Wir haben auch unsere Freunde und Partner im 
Ausland - ich nenne Michail Gorbatschow und 
George Bush; es waren aber auch viele andere - 
nicht vergessen, die es möglich gemacht haben, daß 
wir die deutsche Einheit in einer kurzen Zeit und zu 
einem Zeitpunkt, als es die wenigsten erwarteten 
und viele gar nicht mehr daran glaubten, erreicht ha-
ben. 

Die Männer und Frauen, die damals gegen die 
SED-Diktatur aufstanden, haben - und das gehört 
auch in diese Debatte - unseren besonderen Respekt 
und unsere Dankbarkeit verdient, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

vor allem, weil sie mehr Zutrauen und Vertrauen in 
die Einheit unserer Nation hatten als viele im We-
sten, die die Wiedervereinigung längst aufgegeben, 
ja die Idee sogar verraten hatten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen mutet es in diesen Wochen schon seltsam 
an, daß sich diejenigen, die nichts, aber auch gar 
nichts für die deutsche Einheit getan und die andere, 
die diese Idee hochhielten und daran glaubten, mit 
Spott und Hohn überschüttet haben, jetzt zu Sach-
waltern der Menschen in den neuen Ländern ma-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Manch einer, der jetzt in Rostock oder anderswo 
auf Kongressen und auf Wahlkampfveranstaltungen 
auftritt, sollte sich daran erinnern, was er damals al-
les getan hat, damit diese deutsche Einheit nicht zu-
stande kommt. Es ist ein Skandal, in welch einer 
Weise die historischen Tatsachen verwischt werden 
sollen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das war nicht nur im Jahr 1990 so. Vielmehr habe 
ich auch in den folgenden acht Jahren all diese Zeit-
genossen immer dann nicht gesehen, wenn es um 
die Entscheidung ging, wo man Prioritäten setzt - ich 
erinnere an den Satz: Aufbau Ost hat Vorrang vor al-
lem anderen in Deutschland. Das muß in diesen Ta

-

gen ebenfalls deutlich gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, trotz a ller Schwierig-
keiten, die niemand leugnet und die wir alle kennen, 
ist es einfach wahr, daß wir in diesen acht Jahren gut 
vorangekommen sind, und zwar in einer Weise, wie 
es die wenigsten erwartet hatten. Natürlich kann 
man in nahezu jedem Feld der Politik in den neuen 
Ländern Bereiche feststellen, in denen mehr getan 
werden muß und in denen auch Fehler gemacht wor-
den sind. Das ist alles richtig; denn 1990 gab es nicht 
den großen Plan. 

(Ilse Schumann [SPD]: Warum eigentlich 
nicht? - Lachen bei der CDU/CSU und 

F.D.P.) 

- Ja, das fragen Sie! Wie ein deutscher Sozialdemo-
krat die Frage aufwerfen kann, wo der große Plan 
war! Sie haben doch alles, aber auch a lles getan, daß 
es zu diesem großen Plan gar nicht kommen konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben sich doch in jeder Weise mit der SED ge-
mein gemacht. Sie haben mit denen doch gemein-
same Programme entwickelt. Und dann verlangen 
Sie von uns, daß wir einen Plan vorlegen? Damals ha-
ben Sie uns - und nicht zuletzt mich - mit Spott und 
Hohn überschüttet, weil ich an der Idee der Einheit 
festgehalten habe. Das war doch Ihre Haltung! 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU - 
Beifall bei der F.D.P.) 

In diesen acht Jahren ist in den neuen Bundeslän-
dern Enormes geleistet worden. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: 10-Punkte
-Plan!)  

Herr Gysi, in einem Punkt bin ich übrigens mit Ihnen 
einer Meinung - das ist eine Ausnahme -: Ich selbst 
finde den Begriff „neue Länder" schrecklich, zumal 
die neuen Länder historisch gesehen in ihrer Struktur 
und in ihrem Herkommen älter als ein Großteil der 
sogenannten alten Länder sind; aber der Begriff hat 
sich eben eingebürgert. 

Ich nehme aber nicht Ihren Begriff von Solidarität 
auf. Ich verstehe Solidarität noch immer so, wie ich 
das schon immer getan habe und wie das übrigens  

früher in der sozialistischen Bewegung nicht nur auf 
der Fahne stand, sondern auch gelebt wurde. Das ist 
aber lange her. Im Zeitalter des „Champagner-Sozia-
lismus" ist das kein brauchbares Wort  mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist in diesen Ländern viel geleistet worden, und 
zwar von den Menschen, die ganz unmittelbar be-
troffen waren und sind. Ich sage das ganz bewußt. 
Denn wer beobachtet hat, wie Bet riebe in schwerste 
Strukturprobleme gerieten, wie Bet riebsräte - übri-
gens auch Gewerkschaften vor Ort - mit angepackt 
haben, um Betriebskerne zu retten, ein Stück zurück-
gesteckt und den Mut aufgebracht haben, das auch 
den Belegschaften zu sagen, der kann dazu nur sa-
gen: Ich habe allergrößten Respekt vor solchem Tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen wird das ja auch in der ganzen Welt so 
gesehen. Es sind doch fast jede Woche Besucher aus 
Europa und Übersee in den neuen Ländern. Sie ver-
gleichen die Situation dort  mit der Lage in unseren 
Nachbarländern aus dem früheren Warschauer-Pakt-
System. Sie können natürlich erkennen, daß in den 
neuen Ländern Gewaltiges geleistet wird. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Aber es bleibt bei aller Unterstützung aus dem We-
sten, für die ich dankbar bin, die Tatsache, daß der 
Aufbau Ost vor allem das Werk der Menschen ist, die 
dort  leben und die das Notwendige getan haben, al-
lerdings unterstützt von einer richtigen Politik, wie 
jeder erkennen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, natürlich sind manche 
Erwartungen, auch meine, im Zeitmaß nicht so 
schnell eingetreten. Aber es ist auch wahr, daß - ich 
schließe mich dabei nicht aus - viele, übrigens auch 
viele internationale Institutionen, angefangen beim 
IWF, durch die Jahre hindurch von der ökonomischen 
Lage der DDR ein viel besseres Bild hatten, als es der 
katastrophalen Lage tatsächlich entsprach. Dennoch 
haben wir die notwendigen Entscheidungen getrof-
fen und uns auf den richtigen Weg gemacht. 

Vier Jahrzehnte deutscher Teilung - das war ein 
Lernprozeß für mich und viele andere - haben tiefere 
Spuren hinterlassen, als wir zum Teil erwartet hatten 
- auch im Denken und Fühlen der Menschen. Wir 
haben die gleiche Muttersprache gesprochen, wir 
haben bis 1945 die gleiche Geschichte gehabt; aber 
schon in den unterschiedlichen Besatzungszonen - 
mit unterschiedlichen Reparationsforderungen und 
vielem anderen mehr - war eben die Welt völlig un-
terschiedlich. Es hatte natürlich Folgen, ob jemand 
im Westen lebte oder im Osten - nach dem Bau der 
Mauer auch in der Erkenntnis, daß sich für sein per-
sönliches Leben nicht mehr viel ändern würde, daß 
er nicht die Chance hätte, da herauszukommen. 

Jeder im Westen muß sich immer überlegen, was 
er getan hätte, wenn er statt hier am Rhein in Leipzig, 
in Rostock oder in Frankfu rt  an der Oder gelebt hätte. 
Ich wünsche mir sehr, daß wir beim Reden über Ost 
und West alle, aber nicht zuletzt die, die vom Rhein 
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kommen - ich nehme mich ganz persönlich als Bei-
spiel - immer daran denken: Was wäre aus dir in 
solch einer völlig anderen Lebenssituation gewor-
den? Wenn wir das miteinander bedenken, dann ha-
ben wir eine viel größere Chance, weniger überein-
ander und mehr miteinander zu reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer so denkt, wird auch sehr schnell zu dem Er-
gebnis kommen, daß der, der unter den Bedingungen 
einer sozialistisch-kommunistischen Diktatur leben 
mußte, sehr wohl auch den Versuch unternehmen 
konnte - die allermeisten auch mit Erfolg -, ein Le-
ben in Anstand zu führen. Ich wähle bewußt diese 
Formulierung, denn es ging darum, anzupacken, 
sich um seine Familie und die Mitmenschen zu küm-
mern. Alle, die das getan haben, haben einen guten 
Grund, stolz auf ihren Lebensweg zu sein. Das 
möchte ich noch einmal deutlich herausgestellt ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie können noch soviel dazu sagen, aber Sie kön-
nen nicht leugnen, daß wir in diesen acht Jahren, ge-
meinsam große Erfolge hatten. Es ist ja bemerkens-
wert, daß nahezu jeder ausländische Besucher - ich 
sage es noch einmal -, der in Betriebe der früheren 
DDR geht und die Gesamtentwicklung des Landes - 
zum Beispiel bei den Hochschulen und bei der Infra-
struktur - betrachtet, diese Fortschritte sieht. Sie se-
hen sie natürlich auch, nur hier im Saal wollen Sie sie 
nicht eingestehen. In den nächsten Wochen sind Sie 
blind, weil Sie ja nur den einen Trieb haben, die Re-
gierung zu übernehmen - egal, unter welchen Bedin-
gungen. Das ist doch das einzige, was Sie im Augen-
blick umtreibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Triebtäter?!) 

- Wenn Sie an dem Wort  Trieb Anstoß nehmen, 
nehme ich es gerne zurück. Ich habe es in meiner 
Formulierung auch nicht in dem Sinne gemeint. Aber 
daß Sie solche Assoziationen herstellen, spricht ja 
eindeutig gegen Sie. 

Ich sage noch einmal, daß Sie rund um die Uhr, 
Tag und Nacht, nur eine Absicht haben, nämlich das 
herabzusetzen, was wir gemeinsam geleistet haben, 
um an die Regierung zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Grünen legen jetzt sogar zwei Programme vor. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Eines vor 
und eines nach der  Wahl!)  

Je nach den Gegebenheiten weist man dann das 
eine oder andere Programm vor. Die Sozialdemokra-
ten verkünden an dem einen Tag, daß sie für das 
eine sind, und am nächsten Tag, daß sie für etwas an-
deres sind. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nur Hintze sagt immer das

-

selbe!) 

Jetzt gibt es sogar noch die neue Va riante, daß einer 
auftritt und sagt, er weiß gar nichts vom Programm. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Westerwelle ist mit Ihnen 

einer Meinung?) 

Das ist das Beste, was überhaupt passieren kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wo ist eigentlich Ihr Freund 

Westerwelle?) 

Dennoch sind die Fortschritte da. 522 000 mittel-
ständische Unternehmen sind in einer schwierigen 
Situation entstanden und geben über 3 Millionen 
Menschen Arbeit. Wir haben hochproduktive Indu-
striebetriebe, die weltweit Maßstäbe in der Produk-
tion und in der Qualität setzen. Selbst dann, wenn 
Sie hier am Pult stehen, können Sie nicht leugnen, 
daß in den neuen Ländern das modernste Telekom-
munikationsnetz der Welt entstanden ist. Es kostet 
eben 50 Milliarden DM, Herr Gysi, die investiert wer-
den müssen. In wenigen Jahren gibt es Vergleichba-
res nirgendwo in Deutschland, Europa oder in der 
Welt. Das ist doch wahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dann möchte ich noch etwas sagen: Vor acht Jah-
ren haben wir eine Entscheidung in Sachen Rente 
getroffen, die Sie im Wahlkampf im Westen gegen-
wärtig dazu mißbrauchen, um Neid und Mißgunst zu 
schüren. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Stoiber! CSU!) 

Vor vier Jahren haben wir eine Entscheidung im Ren-
tensystem getroffen - dazu haben Sie von der SPD 
nichts, aber auch gar nichts beigetragen -, die dazu 
führte, daß ein Rentner, bis Mitte 1990 nach mehr als 
40 Versicherungsjahren in der damaligen DDR eine 
Eckrente zwischen 470 und 600 Ostmark bekam, 
heute als Rente in den neuen Ländern 1700 DM be-
kommt. Wenn Mann und Frau gemeinsam gearbeitet 
- so waren die Lebensläufe ja vielfach - und einen 
entsprechenden Rentenanspruch erarbeitet haben, 
liegt ihre Rente heute in einer Größenordnung von 
weit über 3000 DM. Wo gibt es Vergleichbares in Eu-
ropa? Dies frage ich Sie ganz konkret. Erst wenn Sie 
diese Frage beantwortet haben, können Sie über So-
zialpolitik in den neuen Ländern reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wahr ist auch, daß die ostdeutsche Wirtschaft zu-
nehmend wettbewerbsfähiger geworden ist. Im er-
sten Viertel des Jahres 1998 ist das Bruttoinlandspro-
dukt in den neuen Ländern - entgegen pessimisti-
scher Prognosen - um 4 Prozent gestiegen und damit 
Gott sei Dank auch stärker als in den alten Ländern. 
Die ostdeutsche Exportwirtschaft wächst, und zwar 
ganz erheblich. Daß wir uns gemeinsam wünschen, 
es möge alles noch schneller gehen, ist ja wahr. Aber 
Sie haben doch verhindert, daß do rt  stärker investiert 
wird. Die große Steuerreform ist doch eine Vorausset-
zung dafür, um Auslandsinvestitionen nach Deutsch-
land zu bekommen. Durch Ihr Tun sind wir in die 
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mißliche Lage geraten, daß jetzt allerfrühestens zum 
1. Januar 2000 eine Steuerreform in Kraft treten 
kann, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sonst würden die Land

-

schaften blühen?) 

wir wertvolle Jahre verloren haben und Monat für 
Monat Investoren - zum Beispiel aus dem Dollarraum 
- wegen der hohen Steuerbelastung nicht bei uns in-
vestieren. Demgegenüber schaffte es Großbritan-
nien, daß dort  in den vergangenen Jahren achtmal so 
viele Investitionen getätigt wurden wie bei uns. 

(Christoph Matschie [SPD]: Weil do rt  ein 
besserer Regierungschef amtiert!) 

Das ist Ihre Politik der Verhinderung von neuen Ar-
beitsplätzen. Das ist doch das Ergebnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In der ostdeutschen Indust rie haben wir nach die-
sen schwierigen Strukturanpassungen jetzt ein 
Wachstum von rund 10 Prozent. Ein Mann, dem Sie 
wirklich Vertrauen schenken können, Professor Pohl, 
der Präsident des Instituts für Wi rtschaftsforschung 
Halle, sagte in diesen Tagen: Es entsteht hier ein 
„dynamischer Kern der ostdeutschen Wirtschaft". 

Wahr ist auch, daß es immer mehr Menschen gibt, 
die sich trotz der - übrigens auch im Westen - be-
stehenden Risiken selbständig machen. Das Problem, 
daß ein neugegründeter Bet rieb - nicht zuletzt we-
gen der häufig miserablen Zahlungsmoral der Kun-
den - nicht durchhält, haben wir auch in den neuen 
Ländern. Aber wir haben in den neuen Ländern mit 
11 000 Betrieben einen positiven Gründungssaldo. 

Warum sagen Sie das denn nicht? Weil es zu Ihrer 
ganzen Miesmacherei der Verhältnisse in den neuen 
Ländern nicht paßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Natürlich sind wir uns auch darin einig, daß der 
Mangel an Arbeitsplätzen und der Erhalt von Ar-
beitsplätzen unsere Hauptsorge ist. Aber so, wie die 
Trendwende am Arbeitsmarkt in den alten Ländern 
eingetreten ist - auch das haben Sie immer bestritten 
und dabei unglaubliche Zahlen genannt, um den 
Menschen angst zu machen -, kommt auch die 
Trendwende in den neuen Ländern. Wir sind do rt - 
angesichts der Verhältnisse etwa in der Bauwirt-
schaft und anderen Bereichen - noch zurück. 

Die Beschäftigungszahl im verarbeitenden Ge-
werbe und im Bergbau ist in den neuen Ländern jetzt 
erstmals seit 1991 wieder gestiegen. Ich rechne fest 
damit, daß wir - im Gegensatz zu dem von Ihnen hier 
Gesagten - am Ende des Jahres rund 100 000 Ar-
beitslose weniger haben werden als ein Jahr zuvor. 

Um das zu erreichen kommt es auf das an, was ich 
von Ihrer Seite nie gehört habe: Der Aufbau Ost hat 
in der deutschen Politik absolute Priorität. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Ich kenne diesen Satz von Ihnen nicht. Sie können 
ihn auch nicht sagen, weil Sie im Bundesrat, weil 

viele der Länderchefs, die jetzt in der Politik beson-
ders auftreten, in den letzten acht Jahren alles gegen 
diesen Satz getan haben. Ich kenne keine entspre-
chende Äußerung des saarländischen Ministerpräsi-
denten oder des niedersächsischen Ministerpräsi-
denten und kann nicht feststellen, daß er sich damit 
auseinandergesetzt und an dieser Seite mit uns ge-
kämpft hätte. 

Wir haben im vergangenen Jahr das Förderkon-
zept für den Aufbau Ost für den Zeitraum von 1999 
bis 2004 verabschiedet. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Mit wem 
denn? Mit uns!) 

Vorhin ist hier gesagt worden: Das ist Infrastruktur. 
Was heißt das schon? - Meine Damen und Herren, 
soviel Kenntnis in der Politik haben Sie doch a lle, um 
zu wissen, daß ohne Planungssicherheit kein Investor 
in die neuen Länder geht. Jetzt ist die Planungssi-
cherheit noch einmal für sechs Jahre gegeben. Der 
Aufbau der modernen Infrastruktur geht enorm 
voran. Die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit wer-
den weiter umgesetzt: Künftig werden rund 9 Milliar-
den DM jährlich in den neuen Ländern investiert. 
Das sind über 40 Prozent der Mittel für Verkehrsin-
frastrukturen in Deutschland. Herr Gysi, ich halte es 
in diesem Zusammenhang für falsch, den Ausdruck 
Transfer zu verwenden. 

Aber es ist doch wahr: Aus den Mitteln des Steuer-
zahlers geht eine besondere Summe in die neuen 
Länder. Es ist auch richtig: Das sind rund 40 Prozent 
der Mittel für Verkehrsinfrastrukturen in Deutsch-
land. Das ist unsere Politik. Dazu stehen wir, obwohl 
sie in vielen westlichen Bundesländern vor O rt , wo 
Umgehungsstraßen und anderes nicht gebaut wer-
den können, kritisiert wird. Das ist gelebte Solidarität 
in der deutschen Politik, nicht mehr und nicht weni-
ger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist doch für jedermann erkennbar - das wissen 
Sie doch auch -, daß wir, von heute an gerechnet, in 
ungefähr vier bis fünf Jahren - nicht einmal 15 Jahre 
nach der deutschen Einheit - in den neuen Ländern 
mit Abstand die modernste Verkehrsinfrastruktur in 
Europa haben werden. Das ist Zukunftspolitik für die 
neuen Länder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Allein in der vergangenen Woche - der Kollege 
Krüger sprach schon davon - sind für schnellwir-
kende Maßnahmen im Verkehrsbereich noch einmal 
250 Millionen DM bereitgestellt worden. Das hat et-
was mit neuen Arbeitsplätzen zu tun. Die Förderpro-
gramme Ost, die der Stärkung des Eigenkapitals und 
der Sicherung der Liquidität dienen, werden ohne 
Einschränkung fortgeführt. Sagen Sie doch auch das 
einmal so! Ich verweise auf den Beteiligungsfonds 
Ost, den Konsolidierungsfonds für die neuen Länder 
und vieles andere mehr. Wir haben ein völlig neues 
Kreditprogramm der Deutschen Ausgleichsbank ge-
schaffen. Es soll genau denjenigen Bet rieben, von 
denen hier gesprochen wurde - den kleinen Betrie-
ben, nicht zuletzt den Handwerksbetrieben - helfen 
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wenn sie wegen Zahlungsverzögerungen ihrer Auf-
traggeber in Schwierigkeiten geraten sind. 

Wahr ist auch folgendes: Wir unternehmen alles, 
um mit unseren arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men für mehr Beschäftigung zu sorgen. Im Jahre 1998 
haben wir hierfür knapp 20,3 Milliarden DM bereit-
gestellt. Wir befinden uns inmitten der Etatgesprä-
che, die in ein paar Tagen durch die Vorlagen der 
Bundesregierung abgeschlossen werden. Die soge-
nannten Eingliederungstitel im Haushalt - ich spre-
che vom Jahr 1999 - beinhalten Maßnahmen der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik in einer Größenordnung 
von 25,3 Milliarden DM. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: ABM-Kanzler!) 

Das Volumen hat den gleichen Umfang wie 1998. 
Das Programm für Langzeitarbeitslose wird unverän-
dert fortgeführt. Warum machen Sie wider besseres 
Wissen solche falschen Aussagen zu diesen Punk-
ten? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie machen das doch nur deswegen, weil Sie hoffen, 
auf diese Art  billig Wahlvorteile zu erreichen. 

Das gleiche gilt übrigens für das Thema Lehrstel-
leninitiative Ost. Was wollen Sie eigentlich? Wir ha-
ben Jahr für Jahr - übrigens für die ganz Bundesre-
publik - ungeachtet Ihres lauten Feldgeschreis die 
notwendige Anzahl an Stellen anbieten können. Wir 
werden auch in diesem und im nächsten Jahr die 
Lehrstelleninitiative Ost durchführen. Damit werden 
in diesem Jahr 17 500 Lehrstellen - das sind ein paar 
tausend mehr als im letzten Jahr - bereitgestellt. 

Natürlich gibt es auch hier im Westen ganz kluge 
Leute, die sagen: Ihr redet doch immer vom dualen 
System; damit zerstört ihr es doch. Das duale System 
setzt eine hinreichend große Anzahl an Handwerks-
betrieben, Unternehmen, vor allem mittelständischen 
Unternehmen, voraus. Es ist doch selbstverständlich, 
daß wir in den wenigen Jahren, die uns seit 1980 zur 
Verfügung standen, die nötige Anzahl an Stellen 
noch nicht haben schaffen können, nachdem das 
SED-Regime den Mittelstand völlig zerschlagen 
hatte. Aber wenn junge Leute auf der Straße stehen, 
dann können wir doch nicht warten, bis für die Aus-
bildung im dualen System eine hinreichend große 
Anzahl an mittelständischen und Handwerksbetrie-
ben vorhanden ist. Deshalb tun wir etwas. Das ist ge-
lebte Solidarität. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich weiß allerdings auch, daß sich alle Verantwort-
lichen in Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften hier 
beteiligen müssen. Deswegen haben wir im Mai letz-
ten Jahres eine gemeinsame Initiative für mehr Ar-
beitsplätze in Ostdeutschland verabredet. Wir haben 
in diesen Tagen in Schwerin eine Zwischenbilanz ge-
zogen, die zeigt, daß wir auf gutem Wege sind. Nur, 
Vertreter der Gewerkschaften sind nicht gekommen. 
Sie wissen so gut wie ich: Die Intention der Gewerk-
schaften bestand nicht darin, durch ihr Fernbleiben 
gegen das Fehlen von Arbeitsplätzen in den neuen 

Ländern zu demonstrieren; vielmehr bestand ihre - 
vorher verabredete - Intention darin, alles zu tun, um 
die jetzige Bundesregierung zu schädigen. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: So ist 
das!) 

Zwar hat der DGB kein Geld und kann die einfach-
sten Forderungen seiner Personalräte nicht erfüllen. 
Für den Wahlkampf der SPD und der Grünen gibt 
man aber Geld aus. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Un

-

glaublich!) 

Das ist ein Skandal sondergleichen. Wir werden nicht 
ruhen, diesen Vorgang auch so zu bezeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Unglaublicher Vorgang! 

Unerhört!) 

Ich möchte der deutschen Öffentlichkeit sagen: Sie 
brauchen keine Sorgen zu haben. Wenn die Bundes-
tagswahl vorbei ist und der jetzige Bundeskanzler 
auch der nächste Bundeskanzler sein wird, dann 
wird er den DGB einladen, und er wird kommen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Arbeiterführer Helmut!) 

Das ist so, und das war nie anders. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der nächste Bundeskanzler 

heißt Volker Rühe!) 

Das Verhalten des DGB war eine Trotzreaktion, die 
gar nichts bringt. Deswegen können wir zur Tages-
ordnung übergehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Nicht zur Tagesordnung übergehen können wir, 
wenn wir über das politische Umfeld in den neuen 
Ländern sprechen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Rühe! Rühe!) 

Das politische Umfeld beeinflußt die wi rtschaftliche 
Entwicklung. Hinsichtlich der wirtschaftlichen Ent-
wicklung hat sich in den vergangenen acht Jahren 
Gewaltiges verändert. Wenn uns damals, als wir hier 
über den Vertrag zu einer gemeinsamen Wirtschafts-
und Währungsunion als Schritt zur deutschen Einheit 
diskutiert haben, jemand gesagt hätte, acht Jahre 
später würden die deutschen Sozialdemokraten mit 
der PDS gemeinsame Sache machen, dann hätten 
wir diese Behauptung für abwegig erklärt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir hätten daraufhin gesagt: Eine Partei, die eine so 
große und stolze Tradition hat, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Völlig abwegig!) 

die gegen die Diktatur der Nazis und gegen die Dik-
tatur der SED gekämpft hat, deren prominente Mit-
glieder nach Bautzen und nach Waldheim gebracht 
wurden, wird einen solchen Sündenfall nicht bege- 
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hen; so charakterlos kann eine Partei nicht sein. Das 
wäre unsere Antwort gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was geschieht jetzt? Vor vier Jahren ist uns gesagt 
worden: Das von Herrn Höppner in Magdeburg in-
itiierte Modell entspricht nicht unserer Politik. Vier 
Jahre später hat man gesagt: Dieses Modell gilt nur 
für Sachsen-Anhalt. Jetzt aber haben die Landesvor-
sitzenden der SPD in Thüringen und auch in Meck-
lenburg-Vorpommern klar gesagt, daß es ihre Inten-
tion ist, eine Koalition unter Einschluß der PDS zu bil-
den. Herr Schröder hat zu diesem Punkt ein ent-
schlossenes Jein gesagt. Er hat nämlich ausgeführt: 
In die Angelegenheiten der neuen Bundesländer mi-
sche ich mich nicht ein; in Bonn wird es dieses Mo-
dell aber nicht geben. Kein Mensch in Deutschland 
glaubt ihm. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD: Oh!)  

Sie berufen sich doch in diesen Tagen gern auf die 
Demoskopie. Berufen Sie sich doch einmal auf das 
Ergebnis von Umfragen, wonach die große Mehrheit 
der Menschen, die befragt wurden, sagt - das ent-
spricht der Wahrheit; die Menschen haben recht -: 
Wenn es notwendig ist, um an die Macht zu kommen, 
werden Schröder und die SPD mit der PDS zusam-
menarbeiten. 

Die PDS tut ja alles, um diese öffentliche Meinung 
zu unterstützen. Wenn Sie die führenden Leute der 
PDS zu diesem Punkt hören - Sie brauchen nur das 
strahlende Gesicht des Abgeordneten Gysi zu be-
trachten -, dann können Sie feststellen, daß sie diese 
Diskussion genießen. In den Talkshows war Herr 
Gysi gut aufgehoben. Aber jetzt soll er in die Nähe 
der Ausübung politischer Macht kommen. Das wird 
in Deutschland nicht möglich sein, solange wir dafür 
sorgen, daß Parteien, die nichts, aber auch gar nichts 
dazugelernt haben, nicht die Macht in unserem Land 
übernehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU - Bei- 
fall bei der F.D.P.) 

Es geht in diesem Zusammenhang überhaupt nicht 
um die Wähler der PDS. Es geht darum, daß diese 
Partei mit ihrem Programm und ihren Vorstellungen 
über die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung auf 
dem Weg zu einer anderen Republik ist. Das ist die 
schlichte Wahrheit. Sie will kein Miteinander; sie be-
treibt vielmehr das Gegeneinander. Kurt Biedenkopf 
- er wurde schon mehrfach hier zitiert - hat recht mit 
dem Satz: „Die PDS ist der organisierte Widerstand 
gegen den Erfolg der deutschen Einheit." 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit dieser Partei wollen Sie sich zusammentun! 

Wenn Herr Schulz der PDS Ratschläge gibt - Sie 
wollen doch mit der PDS zusammenarbeiten -, dann 
muß ich Ihnen sagen: Hören Sie doch auf, in dieser 
Debatte scheinheilig Argumente einzuführen, die 
nicht der Wahrheit entsprechen! 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir haben nicht ohne Grund und gegen viele Wi-
derstände die notwendigen Reformen und Verände-
rungen der Gesellschaft auf den Weg gebracht. Wir 
hätten wesentlich mehr auf den Weg bringen kön-
nen, wenn es um der nationalen Zukunft willen zwi-
schen den Parteien mehr Konsens gegeben hätte. 
Wir hätten - nicht zuletzt in den neuen Bundeslän-
dern - einen größeren Wachstumsschub haben kön-
nen. Wir hätten für die Verbesserung der Situation 
auf dem Arbeitsmarkt mehr tun können. Aber der er-
bitterte Widerstand, den Sie geleistet haben, hat vie-
les verhindert. 

Ich erinnere etwa an die Neuregelung der gesetzli-
chen Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. Auch in 
diesem Punkt wird klar, wie Sie vorgehen wollen - 
Sie haben es erst gerade wieder beschworen -: Diese 
neue Regelung und andere Reformen sollen zurück-
genommen werden. Ihr Kanzlerkandidat hat diese 
Haltung entschlossen auf dem DGB-Kongreß vertre-
ten. Aber der Vorsitzende der Industriegewerkschaft 
Chemie, Bergbau und Energie hat in diesen Tagen 
sehr klar gesagt, daß man natürlich nicht alle diese 
Regelungen zurücknehmen kann. 

Sie treten doch in Wahrheit schon den Rückzug an. 
Dann sagen Sie doch den Wählern ehrlich, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ehrlich! Der Bundeskanzler 

heißt Dr. Ehrlich!) 

daß das, was Sie wollen, gar nicht machbar ist, daß 
Sie hier Behauptungen aufstellen, die gar nicht reali-
siert werden können, und daß Sie natürlich weder 
die Liberalisierung der Telekommunikation noch die 
Gesundheitsreform rückgängig machen können. 

Ich sage Ihnen ebenfalls voraus: Sie werden auch 
hinsichtlich der Schwelle beim Kündigungsschutz 
oder der Erleichterung des Abschlusses bef risteter 
Arbeitsverträge nichts zurücknehmen können. Sie 
wissen ganz genau, daß die zukünftige Entwicklung 
des deutschen Mittelstands - das ist die wichtigste 
Chance für neue Arbeitsplätze in Deutschland - dies 
gar nicht zuläßt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Immerhin rech

-

nen Sie damit, daß wir das tun können und 
wollen! Das ist ja interessant!) 

Schon gar nicht können Sie die Rentenreform zu-
rücknehmen. Dazu haben Sie auch gar nichts mehr 
gesagt. Der präsumtive Kandidat für das Amt des Ar-
beitsministers wi ll  auf diesem Gebiet das eine, an-
dere wiederum sagen etwas völlig anderes. Sie wis-
sen so gut wie ich: Es gibt keinen anderen Weg als 
die Rentenreform, um auf die demographischen Ver-
änderungen in unserer Gesellschaft zu reagieren. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aber nicht so!) 

Sagen Sie das doch auch den Menschen ehrlich, und 
tun Sie nicht so, als könnten Sie Dinge auch ganz an-
ders regeln, die doch gar nicht mehr anders regelbar 
sind, weil sich die Gesellschaft verändert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen bin ich sehr froh, daß sich diese Refor-
men auszahlen. Sie sind ruhig geworden bei dem 
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Thema Zuwachsraten des Bruttosozialprodukts. Ich 
erinnere mich, wie Sie nach der Rede des Kollegen 
Rexrodt bei der Einbringung des Jahreswirtschafts-
berichts alle Prognosen bezweifelt haben. Aber sie 
sind alle eingetreten. Sie wissen im übrigen: Wir wer-
den in diesem Jahr näher bei 3 Prozent Zuwachsrate 
als bei 2,5 Prozent ankommen. Jetzt wird natürlich 
wieder gesagt - es muß ja immer danach gesucht 
werden, wie man etwas herunterreden kann -, daß 
die Krise in Asien möglicherweise Auswirkungen ha-
ben könnte, die die Zuwachsraten beeinträchtigen. 
Das kann in der Tat sein. Aber noch ist das nicht der 
Fall. 

Warum sagen Sie nicht erst einmal, wir sind froh, 
daß wir das gemeinsam erreicht haben, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Halleluja! Großer Kohl, wir 

loben dich!) 

daß der Aufschwung auch den Arbeitsmarkt erreicht 
hat und die Zahl der Arbeitslosen, in den vergange-
nen drei Monaten um über 600 000 zurückgegangen 
ist. Im übrigen gibt es auf dem Arbeitsmarkt eine ge-
waltige Zahl von offenen Stellen, gehen wir davon 
aus, daß den Arbeitsämtern nur etwa 40 Prozent der 
offenen Stellen gemeldet werden - bei über 1 Million 
liegt? 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Weihrauch!) 

Daß das wahr ist, wissen Sie doch aus vielen Gesprä-
chen in den Wahlkreisen. Dort können Sie erfahren, 
daß überall Unternehmen, nicht zuletzt kleine und 
mittelständische Unternehmen, händeringend Mitar-
beiter und Fachkräfte suchen. Daß der Aufschwung 
da ist, ist nicht auf Grund der Vorfreude auf einen 
eventuellen Wahlsieg der SPD erreicht worden, son-
dern durch unsere Leistungen und Reformen. Das ist 
das Entscheidende. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will zum Thema Steuerreform nur noch einmal 
sagen: Gehen Sie davon aus - auch wenn Sie jetzt 
anderes verbreiten -, daß wir nach der Bildung der 
Bundesregierung - die so sein wird wie die jetzige - 

(Lachen bei der SPD) 

das hier im Bundestag verabschiedete Konzept um-
setzen werden. Es wird immer noch von einem Ent-
wurf geredet; dabei wird immer vergessen, daß es ei-
nen verabschiedeten Beschluß des Deutschen Bun-
destages gibt, den der Bundesrat noch heute mittag 
genehmigen könnte. Dann wären wir ein entschei-
dendes Stück weiter. 

Ich sage Ihnen voraus: Die Front der Länder wird 
nach einer von der SPD verlorenen Bundestagswahl 
sofort aufbrechen. Sie werden erleben, daß die Län-
der dann plötzlich wieder das tun, was sie nach der 
Verfassung tun sollten, nämlich die Länderinteressen 
wahrnehmen. 

Ich habe mit großem Interesse gelesen, welche Zu-
kunftsprognosen der neue Ministerpräsident von 
Nordrhein-Westfalen seinem Land gestellt hat. Wenn 
er davon nur 50 Prozent erreichen will, braucht er  

wie die Luft zum Atmen eine große Steuerreform. 
Daran führt überhaupt kein Weg vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Abgeordneter Gysi, ich fand es schon phanta-
stisch - aber so begabt sind Sie, das muß ich Ihnen 
neidlos zugestehen -, daß Sie hier Beispiele - die 
mich sehr ärgern - aus der Schulpolitik bringen 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ja!) 

und dabei so tun, - die Menschen, die am Fernseher 
Ihre Rede hören, könnten jedenfalls zu dieser Auffas-
sung gelangen -, als sei das unsere Verantwortung. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das 
war doch Nordrhein-Westfalen!) 

- Das war Nordrhein-Westfalen. - Deshalb sagen Sie 
doch: Das müssen die deutschen Bundesländer re-
geln. Aber daß die deutschen Bundesländer - ich 
nehme da keines aus - unterschiedliche Leistungen 
erbringen, habe ich Ihnen schon einmal gesagt. Weil 
Sie es so gerne hören, sage ich es noch einmal: Die 
Quote der jugendlichen Arbeitslosen ist in Deutsch-
land unterschiedlich hoch. Die Jugendarbeitslosig-
keit liegt in Bayern bei zirka 5,9, in Baden-Württem-
berg bei zirka 6,6 und in Nordrhein-Westfalen, Nie-
dersachsen und an der Saar erheblich über 11 Pro-
zent. Es bestehen in Deutschland überall die glei-
chen Grundbedingungen. Die hohen Prozentzahlen 
resultieren also aus dem Versagen der Landespolitik 
in den entsprechenden Ländern. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

In Wahrheit wollen Sie sich diesem Wettbewerb 
doch gar nicht stellen, weil Sie noch immer Ihrer al-
ten sozialistischen Gleichmachereiideologie anhän-
gen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Mittelmaß für alle, das ist Ihr Dogma. Das ist in der 
Wirtschaftspolitik falsch, und das ist in der Bildungs-
politik falsch. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P. - Joseph Fischer [Frank- 
furt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und 

deswegen wählen wir CDU!) 

Ein Beispiel: Sie sprechen doch andauernd von 
New Labour. Warum nehmen Sie sich daran kein 
Beispiel? Tony Blair ist - nach dem, was schon Major 
getan hat -, gerade dabei, die Steuern noch einmal 
zu senken. Achten Sie doch einmal darauf, was er 
zur Bildungspolitik sagt. Er hat schlicht und einfach 
gesagt, der Ehrgeiz seiner Regierung sei, daß Groß-
britannien die besten Schulen und Universitäten in 
der Welt habe. Dann lassen Sie uns doch jetzt verein-
baren, wir nehmen diesen Wettbewerb an. Dies ist 
endlich einmal kein Wettbewerb darum, wer bessere 
Waffen produziert, sondern darum, wer bessere Bil-
dungsinstitutionen hat. Das ist das, was uns vor-
schwebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Dann könnten wir trotz Bundeskompetenz und Lan-
deskompetenz gemeinsam etwas tun. 

Im Etat des Kollegen Blüm stehen für die Nürnber-
ger Bundesanstalt für Arbeit Mittel in Höhe von 
900 Millionen DM für die Nachbesserung der Bil-
dung von Hauptschülern bereit, die die Schule ver-
lassen und im Rahmen eines normalen Lehrvertrages 
nicht ausbildungsfähig sind. Laßt uns doch dieses 
Geld nehmen, uns mit den Ländern zusammentun 
und in den Schulen vernünftige Verhältnisse schaf-
fen, und zwar angefangen bei den Grundschulen. 
Dann können Sie aber nicht bei den Lehrern einen 
Kahlschlag in dem Maße vornehmen, wie Sie es in 
Niedersachsen getan haben. Sie tun doch das ge-
naue Gegenteil von dem, was notwendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In allen pädagogischen Bereichen hängen Sie den 
alten, längst verstaubten Ideologien nach. Sie kön-
nen keine moderne Schulpolitik betreiben, die auf 
das Recht auf Erziehung verzichtet. Das ist eben 
mehr, als mit den Menschen nur über Rechte zu re-
den und nicht mehr über die Pflichten. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist Ihre gei

-

stig-moralische Erneuerung!) 

- Frau Kollegin, es nützt gar nichts, wenn Sie mit lau-
ter Stimme dazwischenschreien. Das, was Sie dazu 
sagen, macht es nicht besser. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Tatsache ist - das wissen Sie so gut wie ich -: Wenn 
man in einer Gesellschaft die Notwendigkeit von Lei-
stungseliten verteufelt, wie Sie es jahrelang auf 
Grund Ihrer ideologischen Hemmungen getan ha-
ben, dann ist das Ergebnis eben so, wie wir es vieler-
orts sehen können. Deswegen bekennen wir uns, um 
das klar und deutlich auszusprechen, zu der Notwen-
digkeit einer Bildungsreform. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Daß Sie dieses Thema überhaupt in den Mund 
nehmen, verwundert mich. Wir haben doch vor ein 
paar Tagen hier im Saal über die notwendige Reform 
des Hochschulrahmengesetzes gesprochen. Da ha-
ben Sie wieder blockieren wollen. Sie haben sich ver-
weigert. Sie verweigern sich bei allem, was wirklich 
Zukunft verheißt, und zwar deswegen, weil es Zu-
kunft ohne unbequeme Schritte nicht geben kann. 

Wir müssen den Staat nicht auf den Kopf stellen. 
Wir haben in den letzten 50 Jahren in Deutschland 
vieles gemeinsam geschaffen, was Bestand hat und 
hervorragend funktioniert. Aber es gibt Veränderun-
gen, und die müssen zu Konsequenzen führen. 

Dies ist in den vergangenen Jahren unsere Politik 
in der Koalition gewesen. Deswegen haben wir große 
Erfolge erzielt - trotz vieler Schwierigkeiten und 
auch mancher Niederlagen, die wir erlitten haben. 
Wir werden diesen guten Kurs fortsetzen. Wir wer-
den mit den Wählern darüber sprechen. Wir werden 
uns hier in diesem Hause zur Kanzlerwahl wieder

-

treffen. Sie müssen sich schon jetzt an diesen Gedan-
ken gewöhnen, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das war eine 
gute Abschlußrede!) 

wobei ich im Augenblick nicht weiß, Herr Fischer, ob 
Sie dabeisein werden. Das wäre ein großer Verlust 
für Deutschland. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P. - Die Abgeordneten der 

CDU/CSU erheben sich) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat der 
Vorsitzende der SPD-Fraktion, Rudolf Scharping. 

Rudolf Scharping (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich bin mir nicht so ganz sicher, 
ob der Stil der Volkskammer am Ende das überdek-
ken kann, was in dieser Rede steckte, 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Zurufe 
von der CDU/CSU) 

nämlich daß der Bundeskanzler glaubt, nur noch aus-
teilen zu müssen, und zwar mit einem Auftritt, der in 
seinem Duktus das innere Zusammenwachsen dieser 
Republik nicht fördert, sondern gefährdet 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

und dessen selbstgewisser Ton - das rhythmische 
Klatschen hat noch gefehlt - die tiefe Unsicherheit, 
die Sie selbst befallen hat, nicht verbergen kann und 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- was viel wichtiger ist - die tiefe Verunsicherung der 
Menschen in unserem eigenen Land nicht überwin-
den kann. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Die Sie 
betreiben!) 

Ich hätte erwartet, daß der Kanzler der Bundesre-
publik Deutschland bei dieser Gelegenheit etwas zur 
inneren Einheit unseres Landes und zum inneren 
Zustand Deutschlands sagt, 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU/ 
CSU: Hat er doch!) 

daß er sich den Hoffnungen und Enttäuschungen 
widmet, die es in Deutschland gegeben hat. 

Ihr lautstarkes Geschrei wird eines nicht verdek-
ken können: 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Daß sie am Ende 
sind! Kohl hat seine Abschiedsrede gehal

-

ten!) 

daß nämlich dieser Bundeskanzler bei all seinem Be-
mühen um staatliche Einheit schwerste Fehler bei 
der Schaffung der inneren Einheit des Landes ge-
macht hat 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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und daß diese schwersten Fehler genauso wie heute 
wegen eines Wahlkampfbedürfnisses begonnen ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Genauso wie heute wurden 1990 im Wahlkampf den 
Menschen, anstatt Solidarität einzufordern und Ver-
antwortung zu mobilisieren, blühende Landschaften 
vorgegaukelt und die Behauptung in die Welt ge-
setzt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind nicht nur 
blind, Sie sind auch taub!) 

es werde niemandem schlechter und vielen bald bes-
ser gehen. Sie haben den Menschen das Gefühl ver-
mittelt: Es geht gewissermaßen nebenbei. Aus dieser 
Geisteshaltung heraus haben Sie andere schwere 
Fehler gegen sachverständigen Rat gemacht. 

(Beifall bei der SPD - Ul rich Heinrich 
[F.D.P.]: Das ist Ihre Rede von vor vier Jah

-

ren!) 

Sie haben den Umtausch - jedenfalls was die wirt-
schaftlich bedeutsamen Tatbestände angeht; ich rede 
nicht von den kleinen Sparguthaben und den norma-
len Einkommen, aber von den Verpflichtungen der 
Betriebe - gegen den Rat der Bundesbank und ihres 
Präsidenten, gegen den Rat vieler Sachverständigen 
in einer Weise organisiert, die uns bis heute mit enor-
men finanziellen Herausforde rungen belastet. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben im Zusammenhang mit einer ideologi-
schen Fixierung von einer schnellen Privatisierung 
geredet und haben sie dann auch ohne Rücksicht auf 
einen für die Menschen erträglichen Übergang der 
Arbeitsplätze umgesetzt; 

(Beifall bei der SPD) 

gar nicht zu reden von der Rückgabe alten Eigen-
tums. Was Sie im Osten Deutschlands falsch gemacht 
haben, haben Sie im Westen Deutschlands konse-
quent ergänzt. 

Dazu kam von Ihnen kein Wo rt, weil das natürlich 
nicht in die sogenannten Wahlkampfbedürfnisse hin-
einpaßt. Wer in Deutschland die innere Einheit des 
Landes durch Beiträge zur Sozialversicherung finan-
ziert, also zu Lasten von Arbeitsplätzen und Arbeits-
einkommen, der versündigt sich an der Solidarität, 
an der sozialen Gerechtigkeit und an der ökonomi-
schen Vernunft. 

(Beifall bei der SPD) 

Kein Wort , Herr Bundeskanzler, kam zu Ihrer Poli-
tik, die riesige Löcher in die öffentlichen Haushalte 
gerissen hat, die wirklich nicht notwendig gewesen 
wären. Was hat denn Ihre Steuerpolitik bewirkt, 
wenn Sie jetzt sagen, eine große Steuerreform sei 
notwendig, und wenn Sie jetzt einen Vorschlag ma-
chen, der noch riesigere Löcher in die öffentlichen 
Kassen reißen würde. Sie haben doch durch allerlei 
Steuervergünstigungen, Schlupflöcher oder anderes 
- wie man das auch nennen mag - die legale Mög-
lichkeit geschaffen, die Steuerschuld so herunterzu-

rechnen, daß man in manchen Fällen von einer Steu-
erschuld Null oder sogar noch Schlimmerem reden 
müßte. 

Wenn der Kanzler der Bundesrepublik Deutsch-
land eine solche Gelegenheit nutzt, nur um einen 
höchst vordergründigen, höchst billigen Wahlkampf 
einzuläuten, dann kann ich nur sagen: Liebe Leute, 
das werden wir euch nicht durchgehen lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn für das, was Sie ange richtet haben, müssen Sie 
auch geradestehen und nicht andere, die Sie be-
schimpfen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Man sollte Konflikte nicht da, wo es sie gar nicht 
gibt, schüren. Sie, Herr Bundeskanzler, haben sich 
zum Beispiel über die Sozialdemokratie geäußert. - 
Ich schaue mich einmal um, um zu sehen, wo Sie 
sind, damit ich Sie ansprechen kann. Ich wollte Ihnen 
nur sagen, daß in dem Programm - von dem Sie ge-
sprochen und im Hinblick auf das Sie ein klares Wort 

 eingefordert haben - folgender Satz steht: „Für uns 
ist der wirtschaftliche Aufbau Ostdeutschlands eine 
gesamtdeutsche Aufgabe höchster Priorität." 

(Zurufe von der SPD: Laß ihn!) 

- Nein, ich bin der Meinung, wenn der Bundeskanz-
ler hier eine Auseinandersetzung beginnt, dann soll 
er sich an dieser Auseinandersetzung auch in einer 
Weise beteiligen, wie sie die Höflichkeit erfordert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Genau das führt ja zu dieser Ignoranz. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Die geistig-mora

-

lische Erneuerung ist das!) 

Was haben wir denn an geistig-moralischer Erneue-
rung erlebt? Ich will Ihnen, Herr Bundeskanzler, 
eines sagen: Wenn man zu Beginn den Eindruck er-
weckt, Solidarität sei allein eine Finanzfrage und 
nicht etwa eine Geisteshaltung, dann muß man sich 
am Ende mit den Entwicklungen herumschlagen, die 
man ja selbst erzeugt hat. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Es stimmt: Die Menschen in Deutschland leisten 
viel. Aber ist Ihre Regierung in der Lage, das zu einer 
klaren, für die Zukunft tauglichen Politik zu bün-
deln? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schröder auf kei

-

nen Fall!)  

Wie ist es denn mit dem Anspruch, eine klare, für die 
Zukunft taugliche Politik betreiben zu wollen, zu ver-
einbaren, daß Sie bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
ein derartiges Hin und Her veranstalten, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wahlabend!) 

daß Sie den Menschen in Ostdeutschland - übrigens 
auch zum Schaden für das Ansehen der Demokratie 
insgesamt - erneut die Erfahrung zumuten, daß in 
Wahljahren die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bis 
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an die Grenzen des Möglichen heraufgefahren wer-
den und daß die Menschen Bescheide erhalten, die 
bis zum 30. September oder zum 31. Dezember befri-
stet sind? Diese Menschen werden doch wohl genau 
wissen, daß sie dann, wenn diese Regierung am Ru-
der bleibt, wiederum die Erfahrung machen müssen, 
daß sie nach diesen Wahlen wieder genauso rasiert 
werden wie nach den Wahlen von 1994. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich finde diesen Umgang mit menschlichen Schick-
salen schändlich, und ich finde, das ist für die Demo-
kratie und für das Ansehen demokratischer Institu-
tionen mittlerweile auch gefährlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Man darf nicht für das Leben der Menschen ent-
scheidende Fragen so ungeniert - ich bin sicher, daß 
das am Ende erfolglos sein wird - abhandeln. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Bleiben 
Sie doch bei der Wahrheit, Herr Scharping!) 

- Herr Krüger, Sie reden davon, daß ich bei der Wahr-
heit bleiben soll. Wenn Sie nur einen einzigen Satz 
der Kritik geäußert hätten - Sie kritisieren in internen 
Runden manchmal die Politik, die Sie hier bejubeln -, 
wäre das in Ordnung. Diese Art, sich zu verhalten, 
akzeptiere ich nicht, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

nämlich, daß man sich in internen Runden kritisch 
äußert und dann hier im Bundestag so tut, als gäbe 
es da nichts zu kritisieren. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Woher 
wollen Sie das denn wissen?) 

Herr Bundeskanzler, das ist doch nicht der einzige 
Punkt. Wenn Sie klare Worte einfordern, hätten Sie 
selber eines sagen können, nämlich daß die bayeri-
sche Forderung nach einer Regionalisierung der 
Krankenversicherungsbeiträge ins Herz der Wettbe-
werbsfähigkeit der ostdeutschen Unternehmen und 
der ostdeutschen Arbeitsplätze zielt. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Forderung hätten Sie zurückweisen müssen. 
Sie als Wahlkämpfer sind ja Vorsitzender eines 
Klubs, der mittlerweile partikulare Interessen und In-
teressen auf Grund von Landtagswahlen schon nicht 
mehr bündeln kann, geschweige denn irgend etwas 
anderes. 

Sie hätten doch einen Satz zu der Debatte über 
den Länderfinanzausgleich sagen müssen. Haben 
wir denn nicht 1993 hier in Bonn zusammengesessen 
und haben damals nicht insbesondere die Herren 
Waigel, Streibl und Scharping einen Länderfinanz-
ausgleich vereinbart, von dem wir uns versprochen 
haben, daß er bis weit über das Jahr 2000 hinaus gel-
ten soll? 

Wenn der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland nicht in der Lage ist, zu solchen Dingen, 
zu den wirklichen Bedrohungen für die deutsche 

Einheit, ihre Finanzierung und ihre innere Gestalt 
Stellung zu nehmen, dann - so finde ich - wird ganz 
offenkundig: Hier wird nichts anderes gemacht, als 
mit vordergründigen Konflikten ein Wahlkampf in-
szeniert, der nicht mehr der Zukunft des deutschen 
Volkes dient, sondern allenfalls der Rechtfertigung 
eines Bundeskanzlers. Sonst dient er niemandem 
mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich müßte den Streit über den Solidaritätszuschlag 
erwähnen, und dann müßte ich eigentlich noch etwas 
zu Herrn Westerwelle 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Was? Wer ist das 
denn?) 

und zu Herrn Hauser und zu anderen sagen. 

Ich bin übrigens, was die Aussagen in Ihrer Rede 
zu den Ostdeutschen, ihren Leistungen, ihren Fähig-
keiten, sich selbst und ihre Interessen zu organisie-
ren angeht und dem Respekt vor ihren Leistungen 
betrifft, ganz mit Ihnen einverstanden. Aber, Ent-
schuldigung, warum berufen Sie dann einen Regie-
rungssprecher, der das genaue Gegenteil signali-
siert? 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Und der sich 
nicht distanziert!) 

Warum das? Warum sagen Sie dazu kein Wo rt? Sie 
haben das damals schon in der Debatte vermieden; 
Sie haben es heute erneut vermieden. 

Herr Bundeskanzler, wenn jemand in Ihrer Amts-
zeit die Ergebnisse der eigenen Politik und die Ver-
antwortung dafür hinter so billigen Angriffen auf die 
Opposition versteckt, dann macht er sich so klein, 
wie er sich auch fühlt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß Ihnen sagen: Das wird dem, was wir mit 
Blick auf die Zukunft unseres Landes und auf die Zu-
kunft der ostdeutschen Bürgerinnen und Bürger zu 
besprechen haben, nicht gerecht. 

Jawohl, die vielen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, auch ihre Kinder, mußten viel aushalten - 
nicht nur die Diktatur, nicht nur die schweren Nach-
teile, die sich daraus ergeben haben, sondern danach 
auch einen zwar hoffnungsvollen, aber auch unge-
wöhnlich schwierigen, außerordentlich schnellen, 
tiefgreifenden Wandel. Warum, Herr Bundeskanzler, 
können wir nicht einmal der Frage nachgehen, 
warum jetzt - leider nicht nur in Sachsen-Anhalt - 
junge Männer beginnen, in einem politisch völlig in-
akzeptablen, zugleich aber auch hilflosen Protest 
rechtsradikal zu wählen? Warum, Herr Bundeskanz-
ler, können wir nicht einmal gemeinsam der Frage 
nachgehen: Welches waren denn die Erfahrungen 
der Eltern, die nach Hause gekommen sind beim Fall 
der Mauer, bei der Einführung der gemeinsamen 
Währung, bei der Schaffung der staatlichen Einheit 
und die von ihren Hoffnungen, von ihren Wünschen 
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nach Freiheit und Wohlstand voller Begeisterung 
und voller Vertrauen erzählt haben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und alles ist 
erfüllt worden!) 

Und was war dann wenige Jahre später, 

(Zuruf von der CDU/CSU: A lles erfüllt wor

-

den!) 

als die ersten Betriebe abgewickelt worden waren, 
die Eltern arbeitslos oder im Kampf um eine Arbeits-
beschaffungsmaßnahme und die Kinder auf der Su-
che nach einem Ausbildungsplatz waren, den zu fin-
den - wenn überhaupt - verdammt schwer ist? Was 
ist denn danach passiert? 

Wer sich nicht klarmacht, was angesichts solcher 
ökonomischer, sozialer und auch kultureller Bela-
stungen in den Herzen von Menschen geschieht, wer 
sich nicht klarmacht, was zum Beispiel das Fehlen 
einer breitangelegten kirchlichen Jugendarbeit oder 
anderes bedeutet, der redet am Ende so, wie Sie ge-
redet haben: billig, polemisch, parteipolitisch und 
nicht auf die Zukunft und auf die Menschen bezo-
gen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist richtig: Die Menschen in Ostdeutschland ha-
ben Respekt verdient. Aber genauso richtig ist: Der 
Respekt, den wir von hier aus bekunden, reicht nicht 
aus. Es müssen auch entsprechende Taten folgen. Sie 
können doch nicht bemänteln, daß Sie noch vor zwei 
Jahren hier im Deutschen Bundestag zum Beispiel 
sozialdemokratische Forderungen nach einem Vor-
ziehen öffentlicher Investitionen für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen abgelehnt haben. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Richtig!) 

Wir haben das gefordert, damit Arbeitsplätze entste-
hen können. Das können Sie doch nicht abstreiten. 
Jetzt versuchen Sie, das als eigene Leistung zu ver-
kaufen. Die kommt, aber sie kommt einige Jahre zu 
spät. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie können doch nicht abstreiten, daß Sie hier im 
Deutschen Bundestag mehrfach eine aktive, auch 
auf Kontinuität gerichtete Arbeitsmarktpolitik abge-
lehnt haben. Statt dessen fahren Sie die Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen nach Wahlterminen rauf und 
runter und nicht nach den Erfordernissen von Men-
schen und ihrer Zukunft. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sie können doch nicht abstreiten, daß Sie hier im 
Deutschen Bundestag die Stärkung der Finanzkraft 
ostdeutscher Gemeinden immer wieder behindert 
und abgelehnt haben, obwohl jeder weiß, wie drin-
gend notwendig das im Hinblick auf Jugendarbeit 
und im Hinblick auf das soziale oder kulturelle Um-
feld gerade von Jüngeren ist. Statt dessen ziehen Sie 
hier Vergleiche, von denen Ihr Parteifreund, der frü-
here DDR-Ministerpräsident de Maizière, sagt: Dann  

kann ja Peter Hintze gleich Gregor Gysi ins CDU-Tor 
stellen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Schlimm ist jedoch, daß dies nicht nur Vergleiche 
sind, sondern Gleichsetzungen. Ich muß Ihnen in al-
ler Ruhe, aber auch in aller Deutlichkeit sagen: Man 
muß manches mit Blick auf Ostdeutschland sicherlich 
auch kritisch diskutieren. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Sachsen

-

Anhalt!) 

Aber ich lasse mir von Menschen, die ihr Amt als 
Bundeskanzler der Tatsache verdanken, daß sie 
Blockparteien und deren Mitglieder einverleibt ha-
ben, nichts über Demokratie und Anstand in der Poli-
tik sagen - von ihnen nicht! - 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Zurufe von der CDU/CSU - 
Dr.  Irmgard Schwaetzer [F.D.P.]: Sie sind 
aber auf dem Boden der Demokratie ange

-

kommen!) 

und dies schon gar nicht, wenn sie beispielsweise 
Menschen hier im Hause nur in billiger Weise angrei-
fen, es versäumen, etwas zu der Rolle von Bürger-
rechtlern zu sagen und dann die Sozialdemokratie an 
den Pranger stellen wollen, deren Ost-, Deutschland-
und Entspannungspolitik sie doch von 1982 an dan-
kenswerterweise kontinuierlich fortgesetzt haben. 
Sie haben doch fortgesetzt, was Willy Brandt und 
Helmut Schmidt begonnen hatten. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Werner 
Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Warum müssen Sie dies alles jetzt, drei Monate vor 
der Wahl, im Wahlkampf scheinbar wieder in Abrede 
stellen? Sie haben es fortgesetzt, zum Teil sogar ver-
stärkt. Auch deswegen lasse ich mir in dieser Frage 
von Ihnen nichts sagen. Denn die SPD-Bundeskanz-
ler haben Erich Honecker keinen roten Teppich aus-
gerollt. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU/ 
CSU: Was hat Herr Schröder gemacht? - 

„Lieber  Egon! ") 

Wir alle wissen, daß dieser Teil der Debatte eher 
nach hinten gerichtet ist, eher der Rechtfertigung 
dient und am besten den Historikern überlassen 
bleibt, die uns vielleicht in Zukunft etwas Vernünfti-
ges dazu sagen können. Mir geht es um etwas ande-
res, nämlich darum, deutlich zu machen, daß der 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 
nicht vor den Ergebnissen seiner eigenen Politik da-
vonlaufen kann. Die Menschen werden Ihnen das 
nicht erlauben. 

(Beifall bei der SPD) 

Mir geht es darum, deutlich zu machen, daß Sie auf 
Dauer keinen Erfolg damit haben können, wenn Sie 
Propaganda gegen das Wissen und gegen die All

-tagserfahrung der Menschen machen. Mir geht es 
damm, klarzumachen, daß Solidarität nicht nur eine 
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finanzielle Frage ist, sondern auch eine Frage der in-
neren Haltung, der Geistesverfassung, die man hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau die haben 
Sie nicht!) 

Im übrigen geht es mir darum, deutlich zu machen, 
daß man in Deutschland mit Blick auf die Zukunft 
Entscheidungen treffen muß, die für alle Menschen 
hilfreich sind. Die Lohnnebenkosten müssen gesenkt 
werden, damit die Finanzierung der deutschen Ein-
heit auf eine gerechte und wi rtschaftlich vernünftige 
Grundlage gestellt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Steuersätze müssen gesenkt und allerlei Mög-
lichkeiten der Steuerkürzungen müssen gestrichen 
werden, damit jeder seinen angemessenen Teil zur 
Finanzierung der deutschen Einheit und zur Finan-
zierung der öffentlichen Aufgaben beiträgt. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich muß dafür gesorgt werden, daß wir durch 
einen fairen Ausgleich von Interessen der - wie wir 
es nennen - höchsten Priorität, nämlich dem Aufbau 
im Osten Deutschlands, gerecht werden, und zwar 
nicht nur um wirtschaftlichen Ausgleich und innere 
Einheit, sondern auch um stabile Demokratie und 
neue Faszination, neue Glaubwürdigkeit für Demo-
kratie zu erwerben und schließlich um Sie, Herr Bun-
deskanzler, nicht auf dem Weg in eine dumme, klein-
karierte Propaganda zu begleiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben nicht die Absicht, das zu tun. Wir werden 
es nicht tun. Wenn heute morgen das Amt des Wahl-
kämpfers das Amt des Bundeskanzlers völlig in den 
Hintergrund gestellt hat, wenn also das Amt des 
Kanzlers der Bundesrepublik Deutschland geistig 
verwaist ist, dann wird es Zeit, daß es mit einem 
neuen Inhaber besetzt wird. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Dr. Wolfgang 
Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Kollege Scharping, ich finde, wir sollten als Demo-
kraten in diesem Lande eigentlich ein gemeinsames 
Interesse daran haben, Wahlkampf nicht als etwas 
Schlechtes darzustellen, sondern wir sollten sagen, 
daß auch das zur Demokratie gehört. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wie man es 
macht, ist die Frage!) 

Wahlkampf bedeutet nicht, daß man eine derartig 
persönlich verletzende Rede halten muß, wie Sie es 
gerade getan haben, Herr Kollege Scharping. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD - Zuruf von der 

SPD: Das ist wie bei George Orwell!) 

- Hören Sie mir einen Moment zu! Dann wird es so-
wieso unruhig werden! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Sie haben gesagt, wir sollten uns doch einmal 
gemeinsam der Frage zuwenden, wie es mit der 
DVU in Sachsen-Anhalt sei. Das gehört zu den 
Dingen, die mich in diesen Tagen mehr empört ha-
ben als andere. Man hat ja genügend Grund, sich 
über vieles zu ärgern. - Im Landtag von Sachsen-
Anhalt ist am vergangenen Freitag über die Frage 
abgestimmt worden, wie der Verfassungsschutz in 
Sachsen-Anhalt in Zukunft personell auszustatten 
ist. Da gab es zwei Anträge: einen Antrag der 
CDU-Fraktion, den Verfassungsschutz in Sachsen-
Anhalt - Rechtsradikalismus, Rechtsextremismus, 
Linksextremismus - unverände rt  zu lassen, und 
einen Antrag der DVU - nicht sehr überraschend -, 
das Personal des Verfassungsschutzes in Sachsen-
Anhalt deutlich abzubauen. - Herr Scharping, das 
verdient Ihre Aufmerksamkeit; das erfordert auch 
Ihre Antwort. 

Dann hat die PDS, Herr Kollege Gysi, zusammen 
mit der DVU für eine Kürzung beim Verfassungs-
schutz gestimmt. Das ergibt noch keine Mehrheit. 
Aber die SPD hat sich der Stimme enthalten, damit 
PDS und DVU die Mehrheit für die Kürzung beim 
Verfassungsschutz bekommen. Das ist ein schlimmer 
Skandal in Deutschland! 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.: 
Pfui!) 

Das entlarvt alle Ihre Lippenbekenntnisse zur Be-
kämpfung von Extremismus in Deutschland als verlo-
gene Heuchelei! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Daß die Sozialdemokraten so verkommen sind, daß 
sie es PDS und DVU durch Stimmenthaltung er-
möglichen, daß diese zusammen in Sachsen-Anhalt 
die Mehrheit im Landtag zum Abbau des Ver-
fassungsschutzes haben, ist ein schlimmer Skan-
dal. Das spricht Ihrer Rede hohn; es widerlegt Ihre 
Rede. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da können Sie lange von der Gemeinsamkeit 
der Demokraten reden und Krokodilstränen dar-
über  vergießen, daß man den Extremismus be-
kämpfen müsse. Solange man mit denen gemein-
same Sache macht, muß man den Vorwurf der 
Heuchelei und den Vorwurf, daß einem die Be-
kämpfung des Extremismus weniger wichtig als 
die gemeinsame Verantwortung der Demokraten 
ist, hinnehmen. 

(Zurufe von der SPD) 
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- Das ist die Wahrheit, und die Wahrheit tut weh. 
Aber sie muß hier ausgesprochen werden. Auch das 
gehört zur Lage in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Wo ist 
Herr Scharping? Er soll eine Zwischenfrage 
stellen! - Gegenruf des Abg. Rudolf Schar

-

ping [SPD]: Keine Sorge, es gibt auch noch 
die Möglichkeit, direkt zu antworten, wenn 

man  will!)  

- Auch das ist wahr. Deshalb ist es völlig in Ordnung. 

Gleich das nächste: Der Bundeskanzler hat daran 
erinnert, am Mittwoch der kommenden Woche jährt 
sich zum achten Male das Inkrafttreten der Wirt-
schafts- und Währungsunion. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das sind alles 
Abschiedsreden! Merkt ihr das?) 

- Frau Kollegin Fuchs, Sie könnten mir einen Mo-
ment den Gefallen tun, nicht so viele Zwischenrufe 
zu machen. Wenn das Publikum Sie hören könnte, 
würde es die Dümmlichkeit dieser Zwischenrufe er-
kennen und ein besseres Verständnis dafür haben, 
warum sie mich ärgern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist eigentlich schade; das ist doch unter Ihrem 
Niveau. 

Der Kollege Scharping hat davon gesprochen, das 
sei im Jahre 1990 alles nur Wahlkampf gewesen. Das 
war ja der Anfang seiner persönlichen Ang riffe auf 
den Bundeskanzler. Im Zusammenhang mit dem Da-
tum 1. Juli habe ich meine Erinnerungen; ich hatte ja 
damals damit zu tun. Was war denn eigentlich im 
Wahlkampf zum Beispiel in Niedersachsen im Früh-
sommer 1990? 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Sehr gut!)  

Ihrem damaligen Kanzlerkandidaten und heutigem 
Parteivorsitzenden ist doch nach dem Fall der Mauer 
nichts Dümmeres eingefallen, als die Abschaffung 
des Aufnahmeverfahrens für die Übersiedler zu for-
dern. Das war schlimmste Demagogie. So, wie Sie im 
Jahr 1996 im Landtagswahlkampf von Baden-Würt-
temberg gegen die Aussiedler Propaganda gemacht 
haben, hatten Sie seinerzeit auch gegen die Über-
siedler aus der damaligen DDR Stimmung gemacht. 

Es war unsere Entscheidung ein paar Tage nach 
der Wahl vom 18. März 1990, der ersten und einzigen 
freien Wahl in der damaligen DDR, die Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion zum 1. Juli 1990 einzu-
führen und bis dahin das Aufnahmeverfahren für die 
Übersiedler nicht abzuschaffen, obwohl in den Mei-
nungsumfragen 80 Prozent der Befragten dagegen 
waren. Sie müssen uns nicht belehren, daß wir für 
die deutsche Einheit auch ungünstige Meinungsum-
fragen in Kauf genommen haben. Wir haben doch 
den Kopf hingehalten, um die deutsche Einheit über-
haupt zu ermöglichen, während Sie zu feige und zu 
schofel waren, um darauf zu verzichten, billige Emo-
tionen zu schüren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie schon vom Wahlkampf 1990 reden, muß 
Ihnen dies entgegengehalten werden. 

(Jörg Tauss [SPD]: Geschichtsklitterung!) 

- Das ist die historische Wahrheit. Wir können hier 
lange historische Auseinandersetzungen führen. 
Aber Sie werden hier sicher nicht erzählen wollen, 
daß das, was ich gesagt habe, falsch ist. Sie können 
alle Akten nachlesen. Wenn zwei deutsche Politiker 
auch in den Unterlagen des SED-Archivs und der 
Stasi nicht mit einer einzigen verfänglichen Aussage 
dergestalt erwähnt sind, daß sie sich jemals mit den 
damaligen Führern des SED-Unrechtsstaats gemein 
gemacht hätten, dann sind es der Bundeskanzler 
Helmut Kohl und derjenige, der im Augenblick das 
Wort im Deutschen Bundestag hat. Das kann man in 
allen Akten nachlesen. Deswegen brauchen wir von 
Ihnen nun wirklich keine Ermahnungen. 

Ich will den Brief, den Herr Schröder an Herrn 
Krenz geschrieben hat, gar nicht weiter erwähnen. 
Herr Schulz, Sie haben die Küsserei erwähnt. Wir ha-
ben niemanden geküßt; 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Schade!) 

das war immer klar. Deswegen brauchen Sie das 
nicht zu verwischen. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- Ja, das hätten Sie gern, damit Sie Ihre Lügen hier 
noch weiter verbreiten können. Das ist ja nun das 
Tollste. Wir haben den Besuch von Honecker in der 
Bundesrepublik Deutschland im September - - 

(Dr.  Michael Bürsch [SPD]: Mit rotem Tep

-

pich versehen!) 

- Ach was, reden Sie doch nicht so einen Blödsinn. 
Wenn Sie noch einen Sinn für deutsche Politik ha-
ben, dann müssen Sie das wissen. 

Eigentlich sollten wir mehr über die Zukunft reden. 
Aber wenn hier Geschichtsfälschung versucht wird, 

(Zuruf von der SPD: Im Moment!) 

muß man das sagen. Was wir an Politik zur Überwin-
dung der deutschen Teilung in den 80er Jahren tun 
konnten, haben wir getan. Niemand wußte Mitte der 
80er Jahre, daß die Wiedervereinigung kommt und 
daß 1989 die Mauer fällt. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Richtig!) 

Aber was wir tun konnten und was wir, der Bundes-
kanzler und seine Regierung, besser getan haben, 
als Sie es für möglich gehalten haben, war, die Mauer 
durchlässiger zu machen und den Reiseverkehr in 
Deutschland in Größenordnungen voranzubringen, 
die vorher für unmöglich gehalten worden sind. Spä-
tere Historiker werden noch einmal genau untersu-
chen, wieviel die Tatsache, daß in den Jahren 1986, 
1987, 1988 Millionen Besucher aus der DDR - nicht 
nur im Rentenalter, sondern zunehmend auch jün-
gere - in der Bundesrepublik waren, dazu beigetra- 



22870 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1998 

Dr. Wolfgang Schäuble 

gen hat, daß es 1989 zu einer friedlichen Wende in 
der DDR gekommen ist. So einfach ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In diese Politik mußte eingeordnet werden und 
war es richtig, daß im Zusammenhang mit dem Be-
such Honeckers der Bundeskanzler vor laufenden 
Fernsehkameras die in Ost und West bekannte Rede 
gehalten hat. Die Entscheidung ist uns nicht leicht-
gefallen; aber sie war richtig. Wer heute so blöd ist, 
zu sagen, man habe den roten Teppich ausgerollt, 
hat heute noch nicht verstanden, wie man mit Tei-
lung und Einheit umgehen mußte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber weil wir gerade dabei sind: Einen der beiden, 
die der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion im 
Bundesrat nicht zugestimmt haben, hätte ich heute 
schon gern hier gesehen. Gut, Herr Lafontaine war 
beim letztenmal da. Er wird einen Grund haben, 
heute nicht hier zu sein. Aber, meine Damen und 
Herren, manchmal muß man Texte lesen. Gestern 
gab es eine Meldung der Agentur „AP" von 
12.55 Uhr. 

(Jörg Tauss [SPD]: „Rühe wollte Kanzler 
werden"! - Heiterkeit bei der SPD) 

In ihr ging es um eine Aussage von SPD-Sprecher 
Michael Donnermeyer. So muß er wohl heißen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Donnerwetter! - 
Zurufe von der SPD) 

- Gibt es ihn oder nicht? Sie Zwischenrufer, können 
Sie mir bestätigen, ob es einen SPD-Sprecher Don-
nermeyer gibt? 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Kennen Sie den 
nicht?) 

- Es gibt ihn also. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Donnerhauser!) 

In der „AP"-Meldung von 12.55 Uhr heißt es: 

SPD-Sprecher Michael Donnermeyer bestätigte 
auf Anfrage, daß Schröder 

- in der Bundestagsdebatte zur deutschen Einheit - 

ebenfalls eine Rede halten werde. 

16.37 Uhr, „AP": 

(Jörg Tauss [SPD]: Es wird immer später!) 

„SPD-Sprecher Michael Donnermeyer sagte am Mitt-
woch, der niedersächsische Ministerpräsident" 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Schon wieder!) 

- hören Sie gut zu, Sie werden Ihre Freude haben - 
„sei entgegen der ursprünglichen Planung" - offen-
bar wollte er tatsächlich kommen - „verhindert, weil 
er sich auf eine Landtagssondersitzung vorbereiten 

müsse. Die Sitzung findet am Mittwoch kommender 
Woche statt. " 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Er bereitet 
sich eben gründlich vor! - Anke Fuchs 
[Köln] [SPD]: Ja, da sehen Sie, wie sorgfäl

-

tig er sich vorbereitet!) 

- Nein, nein, Frau Fuchs. 

Um es freundlich zu sagen: Wenn ich so schwache 
Karten hätte wie Ministerpräsident Schröder mit sei-
ner miserablen Bilanz in Niedersachsen, würde ich 
mich auch auf jede Landtagsdebatte intensiv vorbe-
reiten, zumal wenn ich einen so starken Oppositions-
führer wie Christian Wulff hätte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU - 
Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN: Oh!) 

Wenn ich es unfreundlicher sagen wollte, würde 
ich sagen: Wenn man so dümmliche Ausreden hat, 
ist die Lüge ganz offensichtlich. Sie ist geradezu auf 
die Stirn geschrieben. Nein, er kneift. Er hat keine 
Argumente. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Soll er Ihnen 
wirklich zuhören? Es ist doch eine Zu-
mutug, Ihnen zuzuhören! Wieso soll er her-

kommen?) 

- Was will man denn machen, wenn Sie dauernd da-
zwischenrufen? 

Herr Schwanitz, ich kann verstehen, daß Sie sich 
freuen, daß Sie in der Gruppenveranstaltung dabei 
sind. Herrn Thierse freut es weniger; deswegen ist er 
auch nicht hier. Sie sollten aber einmal einen Mo-
ment über folgendes nachdenken: Herrn Schröder 
sind alle Inhalte Wurst. Er vertritt zu jeder Frage jede 
Position und das Gegenteil. 

(Zuruf von der F.D.P.: Jede Woche anders!) 

Genauso geht er auch mit der Frage um, wie dieses 
Land künftig womöglich regiert werden soll. Die 
Frage, mit welcher Koalition dieses Land regiert wer-
den soll, ist ihm auch Wurst. Er weicht aus. 

Die Frage der Personen behandelt er in einer 
Weise, für die Sie sich schämen sollten. Sie sollten 
sich das nicht gefallen lassen. Frau Bergmann hat er 
als zuständig für „Frauen und das andere Gedöns" 
genannt. Das ist schon toll. Was würden Sie eigent-
lich sagen, wenn einer von uns so reden würde? 
Schämen Sie sich nicht? 

Frau Bulmahn hat er für Wissenschaft und For-
schung genannt. Außerdem hat er Herrn Biester ge-
nannt. Dieser hat dann ein Interview gegeben, und 
inzwischen ist Sendepause. Denn da hat man festge-
stellt, daß er irgend etwas Konkretes gesagt hat, und 
das paßte dann auch wieder nicht. 

Jetzt haben Sie jemanden für Wi rtschaft benannt. 
Er hat erklärt, er wolle außerdem für Wissenschaft 
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und Forschung zuständig werden. Dafür haben wir 
aber auch schon Frau Bulmahn. Ja, wer denn nun? 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Eine gute 
Frau!) 

- Ich rede davon, wie Ihr Kanzlerkandidat mit Sache, 
Personen und Inhalten umgeht. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das Kro

-

kodil weint!)  

- Nein, nein. Es tut weh. Sie können aber machen, 
was Sie wollen: Es wird hier gesagt werden. So viel 
Redefreiheit haben wir in Deutschland noch, solange 
nicht die PDS in Deutschland die Politik bestimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der PDS) 

Dieser Mann erklärt, er halte nichts vom Bündnis 
für Arbeit. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie haben 
es doch erst zerstört!) 

Dieser Mann erklärt, das Parteiprogramm der SPD 
habe er zu Hause, habe es aber nicht gelesen. Das 
hat er nicht; das ist offensichtlich. Sonst hätte er viel-
leicht auch gar nicht ja gesagt. Das mag alles sein. 
Dann sagt er, er sei stolz, daß er in seiner Firma, be-
vor er sie verkauft hat, nie einen Bet riebsrat einge-
führt habe, und das Bet riebsverfassungsgesetz sei so-
wieso einer der größten Standortnachteile in 
Deutschland. 

Ich sage: Das wird nicht Politik der Christlich De-
mokratischen Union. Es wird auch nicht Politik der 
SPD. Aber es ist eine Schande für Sie, daß Ihr Kanz-
lerkandidat mit Sache und Inhalten so wurstig um-
geht. Ihm ist alles egal, Hauptsache, Kamera und 
Musik stimmen, und die Scheinwerfer sind an, sonst 
gar nichts! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Kollege Scharping, Herr Kollege Schulz und 
Herr Kollege Schwanitz, offenbar gibt es sogar in die-
ser Debatte in ein paar Punkten Übereinstimmung. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt nicht mehr!) 

Dann wollen wir diese Übereinstimmung doch ein-
mal genauer untersuchen. Versuchen wir herauszu-
finden, wo die Unterschiede sind und worüber man 
argumentieren muß. 

(Jörg Tauss [SPD]: Nicht in diesem Stil!) 

- Herrschaften noch einmal! Wenn man Ihnen die Er-
klärungen des Pressesprechers der SPD vorliest, be-
klagen Sie sich über den Stil. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Daß Sie sich schämen, das glaube ich. In Ihren Rei

-

hen sind einige, die sich über die Wurstigkeit, mit 
der Ihr Kanzlerkandidat mit Sache und Personen um- 

geht, schämen. Deswegen wollen Sie nicht, daß das 
hier gesagt wird; aber es muß schon gesagt werden. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Ich würde 
es noch einmal sagen! - Zurufe von der 

SPD) 

- Wenn Sie noch einmal dazwischenrufen, erzähle 
ich die ganze Geschichte noch einmal. Ich sage es Ih-
nen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Damit das völlig klar ist: Mich schüchtern Sie nicht 
ein. 

Ich finde es erbärmlich. Ich sage es noch einmal: 
Ich habe ja verstanden - - 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ihr Niveau ist 
schon toll! Ein beachtliches Niveau! Weiter 

so!) 

- Das ist schon in Ordnung. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Es ist ein Niveau 
sondergleichen!) 

- Frau Präsidentin, wollen wir einmal eine Minute 
schweigen, damit die Frau Fuchs gehört wird? 

(Zuruf von der SPD: Wiederholen!) 

- Ja, ich wiederhole das. Ich finde es unglaublich: 
Sieben oder acht Jahre nach der deutschen Einheit 
reden wir - da gibt es sogar Übereinstimmung - dar-
über, daß viel erreicht worden ist. Es gibt große Er-
folge; übrigens sind es in erster Linie die Erfolge der 
Menschen. Auch in diesem Punkt haben wir ein ge-
meinsames Verständnis. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Endlich ein 
wahres Wort!) 

Wir reden darüber, daß viele große Aufgaben vor uns 
liegen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Darüber reden 
Sie nicht!) 

- Aber ich rede doch die ganze Zeit darüber. Sie hö-
ren mir gar nicht zu. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie machen nur 
weiter blöde Polemik, Wahlkampfpolemik!) 

Man muß es den Fernsehzuschauern einmal sagen, 
Frau Kollegin Fuchs. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die haben schon abgeschaltet!) 

- Nein, nein. Machen Sie sich gar keine Hoffnung! 
Das wird alles bekannt. Die Frau Abgeordnete Fuchs 
redet jetzt seit 20 Minuten permanent - ein Zwi-
schenruf nach dem anderen. Das ist ein permanentes 
Trommelfeuer, das im Fernsehen nicht übertragen 
wird, das aber im Bundestag den Redner am Reden 
hindern soll, was Ihnen aber nicht gelingen wird. 
Aber es spricht gegen Sie und Ihre Position. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 
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Sie setzen sich ja auch auf den Platz, der in diesem 
großen Plenarsaal des Deutschen Bundestages dem 
Rednerpult am nächsten ist. Damit das klar ist: Wir 
haben einen viel größeren Abstand, wenn Sie von 
dieser Stelle aus reden. Sie sitzen bewußt auf dem 
Sitz, der mir am nächsten ist. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist ja langsam unglaublich!) 

Das wird jetzt alles einmal gesagt. 

Ich sage es noch einmal: Wir reden darüber, was 
erreicht worden ist, was wir in Deutschland für Ver-
änderungen haben, was die Menschen in Ost und 
West in Deutschland an Veränderungen aushalten 
müssen, was sie gemeistert haben und wie wir voran-
gekommen sind. Und dann kommen Sie mit einem 
Kanzlerkandidaten, dem zur Sache wie zur Person al-
les Wurst ist! Ihn interessiert nichts außer der Tatsa-
che, mit welcher Kameraeinstellung er beim Publi-
kum Eindruck möglicherweise machen kann. 

(Lachen bei der SPD) 

Substanzielles findet ja nicht statt. Denn sonst 
kann man nicht eine „Ministerin für Frauen und an-
dere Fragen" vorstellen und in einer Erklärung veröf-
fentlichen: „Ministerin für Frauen und das andere 
Gedöns". Denn sonst kann man nicht einen Men-
schen als Wirtschaftsminister hinstellen, dessen 
Übereinstimmung mit den eigenen Positionen offen-
bar gegen Null tendiert. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wenn er so schlecht ist, wie schlecht müßt 

ihr dann sein?) 

Ich habe gar nichts gegen den Mann, ich kenne ihn 
nicht. Ich will ihn auch gar nicht kritisieren; vielleicht 
ist er im politischen Geschäft ein bißchen unerfahren. 
Ich finde, Herr Schröder verrät ein Maß an Verant-
wortungslosigkeit im Umgang mit dem künftigen po-
litischen Schicksal - zur Sache, zur Person wie zu 
den politischen Konstellationen in diesem Lande -, 
das einmal benannt werden muß, damit Deutschland 
nicht am 27. September einen Fehler macht. Auch 
darum geht es im Wahlkampf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Paul Krüger hat die Veränderungen, die Erfolge, 
die Schwierigkeiten, die Herausforderungen, das, 
was die Menschen geschafft haben, und das, was sie 
aushalten mußten - 80 Prozent aller Arbeitsplätze 
sind weggefallen, die meisten, aber nicht genug, in-
zwischen neu geschaffen -, beschrieben. Das sind 
ungeheure Erfolge; Ungeheures ist geleistet worden. 
Aber natürlich muß manches die Menschen quälen; 
natürlich gibt es ein Potential für viele Sorgen, Beun-
ruhigung und Verunsicherung. Das ist klar; das ist al-
les richtig. Deswegen ist es auch in Ordnung, wenn 
der Kollege Scharping sagt, es sei viel erreicht wor-
den. Die Menschen haben viel geschafft, und darum 
kann die Politik gar nicht so ganz falsch gewesen 
sein, wie gesagt worden ist. Darüber kann man ver-
nünftig reden: Wo ist der richtige Weg, und was muß 
weiter getan werden? Nur, wenn man im ersten Satz 
sagt, es ist viel erreicht worden, dann aber alles her

-

unterredet und schlechtmacht, geht man den fal-
schen Weg. 

Deswegen sage ich: Wir leben in einer Zeit großer 
Veränderungen und Herausforderungen. Der Bun-
deskanzler hat davon gesprochen, es wird in der Zu-
kunft auch so sein, die Welt verändert sich, die sozia-
len Verhältnisse in unserem Land, der Arbeitsmarkt, 
die technologische Situation verändern sich, und die 
Menschen im Osten müssen schneller und in kürze-
rer Zeit größere Veränderungen bewältigen. Sie ha-
ben sie besser bewältigt, als sich das die meisten im 
Westen vorstellen können. 

Aber wenn das so ist, wenn man große Verände-
rungen und Herausforderungen bewältigen will, 
muß man auch ein wenig Mut machen. Es ist ja eine 
berühmte Geschichte, daß man sagt, das Glas ist leer. 
Wenn man Herrn Scharping und die anderen reden 
hört, dann ist das Glas völlig trocken, da ist über-
haupt kein Wasser d rin. Das Glas ist zwar nicht ganz 
voll, das sagt ja auch keiner, aber es ist doch eine 
ganze Menge drin. Man muß zwischendurch auch 
ein wenig Mut machen und Zuversicht geben, damit 
es die richtige Mischung wird, und man sollte bei der 
Wahrheit bleiben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU - Dr. Gisela 
Babel [F.D.P.]: Das ist sehr gut!) 

Jetzt reden wir mal über die Jugendarbeitslosig-
keit. Kurt Biedenkopf, den Sie ja - wie wir schon 
lange - inzwischen auch sehr schätzen, oder viel-
leicht inzwischen schon wieder nicht mehr so arg - 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU - Anke Fuchs 
[Köln] [SPD]: - Sie sollten bei der Wahrheit 

bleiben!) 

- Frau Fuchs, ich schätze Kurt Biedenkopf sehr. Das 
ist genau Ihr Fehler: Sie setzen sachliche Meinungs-
unterschiede, die es in jeder Partei gibt, mit persönli-
cher Geringschätzung gleich. Das ist etwas völlig Un-
terschiedliches. Ich habe immer eine hohe Meinung 
von Kurt Biedenkopf gehabt. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das hört der Kanzler aber 

mit Mißvergnügen!) 

Ich bin nicht in jeder Frage mit ihm einer Meinung. 
Kürzlich war er hier, Lafontaine hat auch gesprochen, 
und da hat Biedenkopf ja etwas gesagt, was Herrn 
Lafontaine gar nicht gefallen hat. Er hat gesagt: Wie 
kommen Sie eigentlich dazu, alle neuen Länder über 
einen Leisten zu scheren? Wir haben Föderalismus, 
wir haben unterschiedliche Ergebnisse. 

Sie haben da ein paar Krokodilstränen über Ju-
gendarbeitslosigkeit vergossen. Nun hat mir ein Kol-
lege gerade noch liebenswürdigerweise die Statistik 
gegeben, wieviel Arbeitslosigkeit wir bei den Perso-
nen unter 20 Jahren in den einzelnen Bundesländern 
haben. Der Bundeskanzler hat schon gesagt, die ge-
ringste ist in Bayern, die zweitgeringste in Baden-
Württemberg. So ungefähr sind die beiden Spitzen-
plätze immer besetzt; manchmal, Herr CSU-Vorsit-
zender, ist auch Baden-Württemberg auf Platz eins, 
aber es ist in Ordnung, jedenfalls Bayern und Baden-
Württemberg. 
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Aber jetzt schauen Sie mal: Sachsen, der Freistaat, 
in dem Kurt Biedenkopf Ministerpräsident ist, hat 
eine Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen unter 20 Jah-
ren von 10,2 Prozent. Damit liegt er unter Nieder-
sachsen, die haben nämlich 10,3 Prozent. Thüringen 
hat 10,4 Prozent und liegt damit beispielsweise unter 
dem Saarland mit 10,8 Prozent. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Also, nun hören Sie mal auf, machen Sie mal Ihre 
eigenen Sachen, und machen Sie die neuen Länder 
nicht alle mies. Da ist eine Menge Gutes zustande 
gebracht worden! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Paul Krüger hat daran erinnert, daß wir in den 
neuen Ländern - bei all diesen gewaltigen Schwie-
rigkeiten und bei dieser in manchen Regionen, zum 
Beispiel im Süden von Sachsen-Anhalt, in Teilen 
von Mecklenburg-Vorpommern und in Brandenburg 
aus strukturellen Gründen viel zu hohen Arbeitslo-
sigkeit - gleichwohl insgesamt heute schon eine Er-
werbstätigenquote haben, die vergleichbar mit der 
im Westen ist. Das reicht nicht aus, das hat Paul Krü-
ger beschrieben. Ich möchte aber doch darauf auf-
merksam machen, damit nicht das, was an Sachli-
chem in dieser Debatte richtig und gut gesagt wor-
den ist, so ganz in den Hintergrund gedrängt wird. 

Wir sind also auf dem richtigen Weg. Der Weg muß 
fortgesetzt werden. Man muß zwischendurch auch 
mal Mut machen, indem man von Erfolgen redet, 
nicht, um die Probleme zu verharmlosen, sondern um 
zu sagen, es kommt voran. Wir haben vor 14 Tagen in 
der Debatte darüber geredet. Der Bausektor mußte 
in den ersten Jahren in den neuen Ländern die Loko-
motivfunktion übernehmen. Wir mußten ja auch die 
Infrastruktur, die Wohnungsbauinfrastruktur ma-
chen. Jetzt kann der Bausektor in der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung nicht mehr die Bedeutung 
haben wie in den ersten Jahren. Deswegen muß jetzt 
der industrielle Sektor - Fahrzeugbau, Werkzeug-
maschinenbau, chemische Indust rie - diese Funktion 
übernehmen. Bei diesem Wechsel gibt es auch Brü-
che. Aber wenn wir jetzt im industriellen Bereich im 
Durchschnitt der neuen Länder insgesamt zweistel-
lige Wachstumsraten haben, und die haben wir, dann 
sind wir auf dem richtigen Weg. Das darf man nicht 
kleinreden, sondern man muß sagen: Die Anstren-
gungen lohnen sich, und auf diesem Weg werden wir 
weiterhin die Folgen der deutschen Teilung überwin-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was machen Sie? Die SPD hatte mal in Baden-
Württemberg einen Repräsentanten, Erhard Eppler, 
der in vielen Dingen sehr engagiert war. Aber der 
hatte so etwas an sich, wovon, ich glaube, Herbe rt 

 Wehner gesagt hat: Der ärgert sich, wenn er sich 
freut. - Ich will weder über Herbe rt  Wehner noch 
über Erhard Eppler irgend etwas Unfreundliches sa-
gen. Es soll ja wieder etwas lockerer werden. Aber 
Sie kommen mir vor, wenn Sie so reden - 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wer ist jetzt 
„Sie"?) 

- Sie von der Opposition, von SPD, Grünen und PDS. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ich bin doch 
ganz fröhlich!) 

- Das ist ja wunderbar. - In den Reden, die Sie heute 
gehalten haben, und auch sonst kommen Sie mir vor, 
als ob Ihnen jeder Erfolg in den neuen Ländern im 
Grunde genommen gar nicht recht ist. Statt dessen 
machen Sie ihn gleich wieder kaputt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage ja nicht, die Probleme seien gelöst. Das ha-
ben der Bundeskanzler und auch Paul Krüger nicht 
gesagt; das kann keiner sagen. Aber es ist doch 
schön, daß die Arbeitslosigkeit jetzt auch in den 
neuen Ländern zurückgeht und wir 50 Prozent mehr 
offene Stellen als vor einem Jahr haben. Das ist doch 
eine gute Nachricht. Ebenso ist die Tatsache, daß wir 
in den industriellen Schlüsselbereichen ein zweistel-
liges Wachstum verzeichnen, eine gute Nachricht. 
Aber was machen Sie? Sie sagen, daß sei nur darauf 
zurückzuführen, daß wir faule T ricks bei AB-Maß-
nahmen gemacht haben. Damit betreiben Sie, insbe-
sondere die Zwischenruferin, die von „Wahl-ABM" 
gesprochen hat, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ist es auch!) 

eine wüste Brunnenvergiftung. Natürlich sagen das 
manche. Aber man kann doch auch die Wahrheit sa-
gen. 

Ich habe hier einen Vermerk. Wenn der Bundesfi-
nanzminister es erlaubt, sage ich gleich dazu, von 
wem er unterschrieben wurde. Manche Staatssekre-
täre wirken ja in ihrer besonderen Korrektheit in der 
politischen Auseinandersetzung vielleicht noch 
glaubwürdiger als manche Menschen, die politische 
Funktionen haben. 

(Jörg Tauss [SPD]: Staatssekretär Hauser?) 

Der Vermerk wurde also vom Staatssekretär 
Dr. Overhaus unterschrieben. Er ist ein hochqualifi-
zierter Mensch, der allen, die mit ihm zu tun haben, 
notwendigerweise auch auf die Nerven gehen muß, 
weil Geld knapp ist. Sonst hätten wir, Herr Bundesfi-
nanzminister, im übrigen nicht eine so erfolgreiche 
Finanzpolitik und eine so stabile Währung. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Wenn das der Over-
haus hörte! - Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: 

Der schämt sich für diese Politik!) 

In dem Vermerk vom 25. Juni 1998, unterschrieben 
von Herrn Dr. Overhaus, den ich sehr schätze und 
dem ich bei dieser Gelegenheit mit allen seinen Mit-
arbeitern auch einmal unseren Dank für die solide Fi-
nanz- und Haushaltspolitik aussprechen möchte, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

steht: 

Der Eingliederungstitel im Haushalt der Bundes-
anstalt für Arbeit, aus denen die Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik hauptsächlich finan-
ziert werden, wird 1999 mit 25,3 Milliarden DM 
das gleiche Volumen haben wie 1998. Daneben 
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wird auch das Programm für Langzeitarbeitslose 
unverändert  fortgesetzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Die Bundesregierung stellt ja gerade den Haushalt 
auf, so daß Sie es noch nicht wissen konnten, aber 
jetzt sage ich es Ihnen. 

Der Haushalt wird in 14 Tagen vorgestellt. Es wird 
Anfang September darüber noch eine Debatte ge-
ben. Meine Bitte ist: Wiederholen Sie diese wahr-
heitswidrigen Behauptungen, die durch meine Mit-
teilung jetzt widerlegt sind, nicht, sondern verbreiten 
Sie die frohe Botschaft, daß es in den neuen Ländern 
wirtschaftlich bergauf geht und wir gut vorankom-
men. Wir werden auch, solange wir die hohe Arbeits-
losigkeit haben, die notwendigen flankierenden Mit-
tel für den zweiten Arbeitsmarkt aufbringen und die 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf-
rechterhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt sage ich Ihnen noch ein Drittes, das bei allem 
Lob auch gesagt werden muß: Mir hat in diesen Ta-
gen der Vorstandsvorsitzende einer großen Einzel-
handelskette in einem Gespräch gesagt - das gebe 
ich jetzt ganz korrekt wieder, so wie ich es gehört 
habe -: Sie zahlen für Auszubildende im ersten Lehr-
jahr 1 080 DM Ausbildungsvergütung. Das ist nicht 
überragend, aber im ersten Lehrjahr auch nicht 
schlecht. Aber sie kriegen ihre Ausbildungsplätze 
für Verkäuferinnen und Verkäufer in Westdeutsch-
land nicht besetzt. Sie machen Aktionen in den 
neuen Bundesländern, in Regionen mit besonders 
hoher Arbeitslosigkeit. Dort  werben sie: Kommt nach 
Köln, nach Frankfurt  oder wohin auch immer; wir 
bieten euch Ausbildungsplätze an, sorgen auch für 
Unterbringung - da gibt es Kolpinghäuser und ande-
res; das hat Tradition - und kümmern uns sogar um 
eine gewisse Betreuung der Auszubildenden, wenn 
sie nicht bei ihren Eltern sein können. Das Resultat 
ist, daß sie nicht genügend in den neuen Ländern fin-
den, die bereit sind, dieses Angebot an Ausbildungs-
plätzen anzunehmen. 

In dieser Debatte zur deutschen Einheit sage ich: 
Wir müssen unseren jungen Landsleuten überall, in 
Schleswig-Holstein, in Baden-Württemberg, aber 
auch in Thüringen und Sachsen-Anhalt, sagen: Bitte 
nehmt die Angebote, die euch gemacht werden, an. 
Es bleibt eine gemeinsame Anstrengung. Die Bereit-
stellung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen ist 
nicht eine Bringschuld der Politik, sondern das Er-
gebnis gemeinsamer Anstrengungen von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern; auch das muß in Deutsch-
land einmal gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Dr. Schäuble, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Spiller? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Bitte sehr.  

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte. 

Jörg-Otto Spiller (SPD): Herr Kollege Schäuble, ist 
das, was Sie eben über die Ausbildungssituation in 
Ostdeutschland gesagt haben, von dem gleichen 
Wahrheitsgehalt wie Ihre Bemerkung, die Sie kürz-
lich in einem Inte rview in der „Süddeutschen Zei-
tung" gemacht haben, indem Sie gesagt haben, in 
Bayern  gebe es mehr offene Stellen als Arbeitslose? 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
auch! - Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Es ist doch so!) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Zunächst ein-
mal möchte ich feststellen: Bei dieser Äußerung habe 
ich mich auf Aussagen der Bayerischen Staatsregie-
rung bezogen. 

(Zuruf von der SPD) 

- Ich habe inzwischen zur Kenntnis genommen, daß 
nach den amtlichen Zahlen der Bundesanstalt für Ar-
beit - das war mir bei diesem Inte rview nicht 
bekannt - - 

(Zuruf von der SPD) 

- Das ist doch in Ordnung! 

(Zurufe von der SPD) 

- Was wollen Sie jetzt? Wollen Sie jetzt eine ehrliche 
Antwort? 

(Jörg Tauss [SPD]: Ja!) 

- Dann müssen Sie sie sich aber auch anhören. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, hören Sie 
doch zu!) 

Ich habe diese Aussage in diesem Inte rview - da 
waren sogar ein paar von Ihnen hier im Saal mit da-
bei - auf Grund von Äußerungen der Bayerischen 
Staatsregierung gemacht, an deren inhaltlicher Rich-
tigkeit ich nicht zweifele. 

Mein Freund, der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, Norbe rt  Blüm, hat mich als erster dar-
auf aufmerksam gemacht, daß diese Aussage durch 
die amtlichen Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit 
nicht gedeckt ist. Das muß ich, wenn Sie mir diese 
Frage stellen, hier so sagen. Das ist in Ordnung. 

Jetzt füge ich allerdings hinzu: Ich glaube trotz-
dem, daß die Aussagen des Bayerischen Ministerprä-
sidenten und anderer Vertreter in der Sache richtig 
sind, weil die Situation - in Baden-Württemberg und 
in anderen Ländern auch - so ist, daß wir, bezogen 
auf die bei der Bundesanstalt gemeldeten offenen 
Stellen, wohl mit einem Multiplikator von etwa drei 
rechnen müssen, was die tatsächliche Zahl an  off e-
nen Stellen angeht; denn - das sagt Ihnen jeder Ver-
treter eines Arbeitgeberverbandes und eines Wi rt

-schaftsverbandes - es werden den Arbeitsämtern 
längst nicht mehr alle offenen Stellen gemeldet. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Aber auch 
nicht alle Arbeitslosen!) 
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Wenn Sie es mit drei multiplizieren, dann ist die Aus-
sage richtig. Deswegen habe ich sie in der Sache 
nicht zurückzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben danach gefragt, ob die Aussage richtig 
ist, daß die Arbeitslosigkeit von Menschen unter 
20 Jahren in Sachsen niedriger ist als in Niedersach-
sen. Ich sage Ihnen: Diese Aussage ist richtig. Das ist 
kein Gütezeichen für die Erfolge der Politik von 
Herrn Schröder. Daher bleibt es dabei: Man sollte 
nicht miesmachen, sondern man sollte auch die Er-
folge sehen. 

Man muß den jungen Menschen auch sagen: Ihr 
müßt euch bewegen. - Übrigens sind schon im Mit-
telalter die jungen Menschen auf Wanderschaft ge-
gangen. 

(Lachen bei der SPD) 

- Aber natürlich! Im 19. Jahrhundert sind die Kol-
pinghäuser entstanden, um gerade solche jungen 
Menschen aufzunehmen. Wer heute nach dem Abi-
tur studieren geht, dem wünsche ich, daß er nicht zu 
Hause wohnen bleibt, sondern auch einmal in der 
Fremde die frische Luft erfährt und neue Erfahrun-
gen macht. Das ist der Prozeß von Innovation. Wir 
wollen doch keine Gesellschaft von Stubenhockern 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Im Frühtau zu Berge ...!) 

Wenn das Verständnis von Modernität der SPD 
darin besteht, daß sie sagt, es sei einem Auszubilden-
den nicht zuzumuten, für einen Ausbildungsplatz 
Mami und Papi zu verlassen, dann kann ich Ihnen 
nur sagen: Mit Ihnen ist das 21. Jahrhundert nicht zu 
gestalten. Das ist ganz sicher. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich möchte noch einmal betonen - das haben der 
Bundeskanzler und Paul Krüger schon gesagt -: Zum 
Stand der Dinge im so lange geteilt gewesenen 
Deutschland gehört, daß wir viel erreicht haben, daß 
wir auf einem guten Weg sind und daß wir dabei 
sind, die neuen Länder zu Zentren für Modernisie-
rung und Modernität in Deutschland zu machen. 

Deswegen ist es auch richtig, daß wir Forschungs-
zentren und mode rne Produktionszentren schaffen. 
Natürlich haben wir noch nicht genügend. Aber auf 
die Leuchttürme, die wir haben, können wir stolz 
sein; darauf können vor allem die Menschen in den 
neuen Ländern stolz sein. Daß es gut vorangeht, sa-
gen alle Zahlen, nicht zuletzt auch das Gutachten 
des Instituts für Wirtschaftsforschung in Halle. 

Die entscheidende Frage ist doch: Glauben wir, 
daß wir die Kraft dafür, den Wandel in Deutschland 
zu bewältigen, daraus schöpfen, daß wir alles mies

-

machen und herunterreden, oder schöpfen wir die 
Kraft zur Bewältigung der Zukunft nicht besser dar-
aus, daß wir sagen: Es ist zwar noch nicht alles Gold, 
wir haben große Probleme, aber es ist uns nicht - wie 
Herrn Schröder - alles Wurst; wir kümmern uns um 
die Menschen und um die Zukunft unseres Landes. 

Auch wir können nicht alles, auch wir machen Feh-
ler. Die Politik kann sowieso nicht alles, das meiste 
machen die Menschen selbst. Wenn wir aber die 
Rahmenbedingungen für Fortschritt, für Wachstum, 
für soziale Gerechtigkeit und für Arbeit für alle so 
setzen, wie wir es hier gestern diskutiert haben - 
Stichwort Vermögensbeteiligung; heute morgen ha-
ben wir nach langem Widerstand mit dem Investiv-
lohngesetz endlich einen Schritt nach vorne getan -, 
dann sind wir auf einem guten Weg. Wenn wir Eu-
ropa einigen, wenn wir die Osterweiterung Schritt 
für Schritt voranbringen, damit die neuen Länder aus 
der Randlage in eine neue europäische Zentralität 
hineinwachsen, dann liegen auch darin phantasti-
sche Zukunftschancen. 

Wir müssen wissen, daß wir für eine gute Zukunft 
mehr Selbständige, mehr Mittelstand, mehr Unter-
nehmer, mehr Arbeitgeber brauchen. Über unsere 
Landsleute in den neuen Ländern können wir voller 
Stolz sagen: In den Jahren seit der deutschen Einheit 
sind mehr als 600 000 Unternehmen mit 3,5 Millionen 
Beschäftigten praktisch aus dem Nichts entstanden. 
Nach mehr als 40 Jahren Teilung und Sozialismus ha-
ben wir heute in den neuen Ländern inzwischen eine 
Selbständigenquote, die fast das westdeutsche Ni-
veau erreicht hat. Wir Deutsche können auf unsere 
Landsleute in den neuen Ländern stolz sein, und die 
Menschen in den neuen Ländern können auf das, 
was sie geleistet haben, stolz sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sind gemeinsam auf dem richtigen Weg. Herr 
Bundeskanzler, wir werden diesen Weg miteinander 
weitergehen. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU - 
Beifall bei der F.D.P. ) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Es besteht der 
Wunsch nach Kurzinterventionen, die sich auf die 
Rede von Dr. Wolfgang Schäuble beziehen. Die erste 
Kurzintervention kommt von Rudolf Scharping, SPD-
Fraktion. 

Rudolf Scharping (SPD): Herr Kollege Schäuble, 
Sie haben in Ihrer Rede - jedenfalls in einem be-
stimmten Teil - Wahrheitsliebe angemahnt. Deshalb 
möchte ich aus dem Buch „329 Tage" von Horst Telt-
schik aus dem Jahre 1991 zitieren: 

Mittwoch, 4. April 1990. 

Das Bundeskabinett befaßt sich heute mit den 
Empfehlungen des Zentralbankrats der Deut-
schen Bundesbank vom vergangenen Donners-
tag zur beabsichtigten Währungsunion mit der 
DDR. Innerhalb der Bundesregierung ist dazu be-
reits ein Vertragsentwurf erarbeitet worden, der 
noch in dieser Woche abschließend beraten wird. 
Da am 6. Mai Kommunalwahlen in der DDR statt-
finden, will der Bundeskanzler erreichen, daß die 
Verhandlungen über die Währungsunion mit der 
neuen DDR-Regierung bis zum 1. Mai abge-
schlossen sind. Alle sind sich darüber im klaren, 
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daß die eigentlichen Schwierigkeiten in der DDR 
erst nach der Einführung der Währungsunion be-
ginnen und dann auch die Arbeitslosenzahlen 
rasch ansteigen werden. 

Wo hat das in Ihrem Wahlkampf 1990 eine Rolle ge-
spielt? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Lachen 
und Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Sie haben zu keinem Zeitpunkt über Ihre interne 
Einschätzung öffentlich informiert. 

Sie haben behauptet, daß im Landtag von Sach-
sen-Anhalt DVU und PDS gemeinsam einen Antrag 
verabschiedet hätten. Ich möchte Sie auf folgendes 
aufmerksam machen: Die DVU hatte einen Antrag 
zur Reduzierung der Stellen des Verfassungsschutzes 
um 90 Prozent eingebracht. Dieser wurde im Alte-
stenrat des Landes von Sachsen-Anhalt abgelehnt 
und kam nicht auf die Tagesordnung. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Sehr richtig!) 

Ein Antrag der CDU kam auf die Tagesordnung. Der 
Antrag der SPD, über das Thema im zuständigen 
Ausschuß zu reden, wurde im Landtag von Sachsen-
Anhalt abgelehnt, und zwar mit den Stimmen von 
CDU, DVU und PDS. 

(Eckart  Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört!) 

Ich denke, daß Sie vor diesem Hintergrund Ihre 
Schlußfolgerung korrigieren könnten; denn der In-
nenminister von Sachsen-Anhalt hat ausdrücklich 
gesagt, er wünsche eine Erörterung im zuständigen 
Ausschuß. Es könne nämlich sein, daß in der gegen-
wärtigen Situation das Personal des Verfassungs-
schutzes aufgestockt werden müsse. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Uwe Küster [SPD]: 
So ist die Lage!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Dr. Schäuble, 
ich erteile Ihnen das Wort  zur Antwort. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege 
Scharping, zum zweiten Teil Ihrer Frage. Was Sie vor-
getragen haben, widerlegt überhaupt nicht das, was 
ich gesagt habe. Im Landtag von Sachsen-Anhalt hat 
ein Antrag der DVU bezüglich der Kürzung der Stel-
len für den Verfassungsschutz mit Stimmen der DVU 
und der PDS die Mehrheit gefunden. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das ist doch falsch! 
Es gab keinen DVU-Antrag!) 

- Frau Präsidentin, könnten Sie mir einen Gefallen 
tun? Können Sie sicherstellen, daß der Parlamentari-
sche Geschäftsführer der SPD mich wenigstens drei 
Sätze unwidersprochen reden läßt, wenn ich auf eine 
Kurzintervention des Kollegen Scharping antworte? 
Ansonsten werde ich nicht antworten. Können Sie 
das sicherstellen? 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich kann das. 

(Unruhe bei der SPD) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Ich habe es 
wirklich satt. Herr Kollege, Sie sind Parlamentari-
scher Geschäftsführer und sollten einen gewissen 
Respekt gegenüber Ihrem Fraktionsvorsitzenden ha-
ben. Ich habe Ihrem Fraktionsvorsitzenden völlig ru-
hig zugehört. Ich versuche darauf zu antworten und 
bei meinem ersten Satz reden Sie mir aus einer Ent-
fernung von nicht mehr als zwei Metern dazwischen. 
Ich finde dieses Verhalten in einer solchen Weise 
menschlich verletzend und erbärmlich, daß ich Ihnen 
es nicht ersparen kann, das anzusprechen. Entweder 
nimmt mich der amtierende Präsident vor solchen 
Störungen in Schutz, oder ich werde der deutschen 
Öffentlichkeit sagen, daß hier systematisch versucht 
wird, einen Menschen daran zu hindern, in freier 
Rede Argumente und Gegenargumente auszutau-
schen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD: Oh!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Dr. Schäuble, Sie 
haben jetzt die Möglichkeit zu antworten. Ich bitte 
die Kollegen, daß sie zuhören. 

(Günter Gloser [SPD]: Unerträglich ist das 
langsam hier! - Gegenruf des Abg. Armin 
Laschet [CDU/CSU]: Schreihals! - Bundes-
minister Dr. Theodor Waigel: Dann gehen 

Sie doch raus!) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Herr Kollege Scharping! Zum zweiten Teil Ih-
rer Frage und Ihrer Vorhaltung. Ich bin über den 
Sachverhalt, den ich hier vorgetragen habe, von mei-
nen sachsen-anhaltinischen Kollegen unterrichtet 
worden. 

(Jörg Tauss [SPD]: Aha!) 

- Ja. - Was ich gesagt habe, steht aber nicht im Wi-
derspruch zu dem, was Sie gesagt haben. Ich habe 
nämlich gesagt, daß im Landtag von Sachsen-Anhalt 
ein von der DVU eingebrachter Antrag, den Perso-
nalbestand und die Mittel für den Verfassungsschutz 
in Sachsen-Anhalt zu kürzen, mit Zustimmung der 
PDS gegen den Widerstand der CDU - PDS und 
DVU haben im Landtag von Sachsen-Anhalt er-
schreckenderweise mehr Abgeordnete als die CDU - 
die  Mehrheit gefunden hat, weil sich die SPD bei die-
ser Abstimmung enthalten hat. Das war der Vorgang. 
Von der Darstellung dieses Vorgangs habe ich auch 
nach Ihrer Frage nichts zurückzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Zum ersten Teil Ihrer Frage. Wir haben schon oft - 
damals waren Sie noch nicht Mitglied des Deutschen 
Bundestages; ich bin es gewesen - über diesen Punkt 
debattiert. Wir sind übrigens noch vor 14 Tagen mit 
Herrn Lafontaine ebenfalls darauf gekommen. Er hat 
bei dieser Debatte aus meinem Buch falsch zitiert. 
Sie haben aus dem Buch von Herrn Teltschik richtig 
zitiert. Das ist in Ordnung. 

Es war schon klar, daß mit dem Fall der Mauer und 
der Einfügung der ehemaligen DDR - die DDR war 
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bis zu einem Zeitpunkt zwischen dem Fall der Mauer 
und dem 1. Juli 1990 durch den Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe von freiem Wettbewerb und von 
freier Konvertierbarkeit der Währung abgeschottet; 
es gab eine Mauer um den sowjetisch dominierten 
Block - und aller anderen staatssozialistischen Wi rt

-schaften in einen freien Welthandel mit Arbeitstei-
lung und freiem Wettbewerb der Großteil der Ar-
beitsplätze zwischen Elbe und Wladiwostok entfallen 
würde. Ich habe schon oft von diesem Pult aus ge-
sagt, daß ich - ich will  gar nicht für andere reden - 
das Ausmaß unterschätzt habe. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Aber nicht im 
Wahlkampf!) 

- Wir haben auch im Rahmen des Wahlkampfes von 
den großen Anstrengungen geredet, die notwendig 
waren. Sie müssen in bezug auf meine Person be-
rücksichtigen, daß ich einen Großteil des Wahlkamp-
fes nicht aktiv bestritten habe. 

Meine Erinnerung ist - das halte ich Ihnen vor -: 
Ihre damalige Führung und insbesondere Ihr Kanz-
lerkandidat, aber auch Herr Schröder haben, kaum 
war die Mauer gefallen, gesagt: die Einheit verlang-
samen! Der entscheidende Punkt ist doch: Die 
schnelle Einführung der Wirtschafts-, Währungs-
und Sozialunion - Sie wollten diesen Weg nicht ge-
hen; ich habe sie übrigens intern sehr früh gefordert; 
Frau Matthäus-Maier hat sie öffentlich früh gefor-
dert; das ist alles wahr - war der einzige Weg, um 
schnell zur Einheit zu kommen. Lafontaine war ande-
rer Meinung. Er sprach lange von getrennten Wäh-
rungsgebieten. Der Preis wäre gewesen, Übersied-
leraufnahmeverfahren abzuschaffen - statt einer 
Mauer aus Stein eine Mauer aus Paragraphen. Ich 
bin überzeugt - das ist jetzt spekulativ -: Es wäre 
dann nicht zur Einheit gekommen. 

Deswegen sage ich Ihnen: Die Entscheidung des 
Bundeskanzlers und der Regierung, genau diesen 
Weg zu gehen, gegen den Widerstand des damaligen 
Kanzlerkandidaten, war neben dem Mut der Men-
schen, die auf die Straße gegangen sind und die 
friedliche Wende in der ehemaligen DDR zustande 
gebracht haben, eine notwendige Voraussetzung da-
für, daß es zur deutschen Einheit gekommen ist. 

(Beifall bei Abg. Walter Hirche [F.D.P.]) 

Da wir im Osten inzwischen - darüber sind wir uns 
einig - viel erreicht haben - die Landschaften fangen 
an zu blühen, auch wenn es nicht überall blüht -, 
nutze ich die Gelegenheit, dem Bundeskanzler dafür 
zu danken, daß er nicht eine Sekunde gezögert hat, 
diesen Schritt zu tun, damit Deutschland in Frieden 
und Freiheit seine Einheit wiedererlangen konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die nächste 
Kurzintervention kommt von Dr. Gregor Gysi, PDS. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Schäuble, Sie haben 
in Ihrer Rede gesagt und jetzt wiederholt, daß die 
PDS einem Antrag der DVU zur Kürzung der Stellen 
des Verfassungsschutzes im Landtag von Sachsen- 

Anhalt zugestimmt habe. Sie haben jetzt erläutert, 
daß Sie so von Ihrer Landesgruppe informiert worden 
seien. Bitte nehmen Sie zur Kenntnis: Das ist falsch. 
Erkundigen Sie sich noch einmal. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich sage Ihnen jetzt, was genau passiert ist. Es gab 
einen solchen Antrag, der aber schon im Ältestenrat 
zurückgewiesen worden ist und deshalb überhaupt 
nicht auf die Tagesordnung des Landtages kam. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Auf der Tagesordnung des Landtages war ein Antrag 
der CDU. 

Ich will Ihnen auch den Hintergrund sagen. SPD 
und PDS hatten in der Legislaturpe riode davor einen 
Streit über die notwendige Zahl von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern des Verfassungsschutzes. Sie 
haben sich im Kompromißwege auf 80 verständigt. 
Alle darüber hinausgehenden Stellen haben den be-
rühmten Kw-Vermerk bekommen, also „kann weg-
fallen" . Es gibt noch immer 101 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Jetzt hatte die CDU im Landtag be-
antragt, festzuschreiben, daß es bei der Zahl von 101 
bleibt und die in der letzten Legislaturpe riode be-
schlossene Reduzierung auf 80 nicht stattfindet. 

Daraufhin hat die SPD beantragt, diesen Antrag in 
die Ausschüsse zu schicken. Dagegen haben nun 
CDU, PDS und auch DVU gestimmt. So blieb dieser 
Antrag der CDU auf der Tagesordnung. Dann wurde 
über diesen Antrag abgestimmt, also statt der ur-
sprünglich beschlossenen Reduzierung auf 80 nun 
die Zahl von 101 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
festzuschreiben. Gegen diesen Antrag der CDU ha-
ben 

(Armin Laschet [CDU/CSU): Warum denn?) 

- ich beschreibe jetzt nur den Sachverhalt - PDS und 
DVU gestimmt; die SPD hat sich enthalten. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

- Hören Sie einmal zu! Können Sie den Unterschied 
verstehen? Gegen einen Antrag der CDU zu stimmen 
ist doch etwas anderes, als für einen Antrag der DVU 
zu stimmen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Aber letzteres haben Sie hier gesagt. 

Stellen Sie sich doch einmal die Konsequenz vor: 
Wir dürften nie wieder gegen einen CDU-Antrag 
stimmen, bloß weil wir befürchten müßten, daß auch 
die DVU dagegen stimmt. Dann wären wir in diesem 
Landtag ja völlig handlungsunfähig. Eine Zustim-
mung zu einem Antrag der DVU durch die PDS hat 
es im Landtag von Sachsen-Anhalt bisher nicht gege-
ben, und ich gehe davon aus, daß es das auch nicht 
geben wird. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Dr. Schäuble, 
möchten Sie antworten? - Bitte schön. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

(Unruhe bei der SPD) 

- Jetzt geht es schon wieder los. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich bitte um 
Ruhe, jetzt kommt die Antwort von Dr. Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Ich bin von 
meinen Kollegen so unterrichtet worden, wie ich es 
gesagt habe. Mir kommt das inzwischen alles ziem-
lich kunstvoll vor. 

(Lachen bei der SPD) 

Deswegen lese ich Ihnen jetzt den Kommentar aus 
einer Zeitung vor, der mir gerade gegeben worden 
ist, von einem Wolfgang Schulz, der sagt: 

Politik sollte offen und ehrlich, durchschaubar 
und verständlich sein. Was sich gestern im Land-
tag von Sachsen-Anhalt bei der Abstimmung 
über den Verfassungsschutz abspielte, spricht all 
diesen Maximen Hohn. Wer soll es verstehen, 
wenn PDS und DVU gemeinsam gegen einen 
CDU-Antrag stimmen, 

- also war es offenbar so herum - 

(Lachen bei der PDS) 

die SPD aus rein taktischen Gründen Stimment-
haltung übt und sich damit gegen den eigenen 
Innenminister stellt? Kunterbunter kann es wohl 
nicht zugehen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie haben nicht 
die Wahrheit gesagt! Sie haben etwas Fal

-

sches gesagt!) 

- Frau Fuchs, Sie sind offensichtlich sehr getroffen. 
Der Punkt ist einfach: Das kommt daher, daß man an 
Stelle einer Gemeinsamkeit der Demokraten in der 
Bekämpfung von Extremismus aus parteitaktischen 
Gründen gemeinsame Sache mit den Linksextremen 
macht und am Ende die Rechtsextremen hochzüch-
tet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD) 

Genau dies werden wir in Deutschland bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort zu ei-
ner weiteren Kurzintervention hat die Abgeordnete 
Ingrid Matthäus-Maier, SPD-Fraktion. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Schäuble, Sie 
haben mich in Sachen Wirtschafts- und Währungs-
union angesprochen. Aber lassen Sie mich noch ei-
nen Satz zu den Zurufen sagen - gerade weil ich 
heute fast keine gemacht habe, kann ich das gut sa-

gen -: Wenn ich daran denke, mit welch ungeheurer 
Zahl von Zurufen und Störungen zumeist Reden von 
meinem Fraktionsvorsitzenden, von Frau Anke Fuchs 
und auch von mir unterbrochen werden, finde ich 
das, was Sie hier heute ein bißchen kleinlich und 
leutselig veranstalten, wirklich weit übertrieben. Sie 
sind offensichtlich davon getroffen, daß es in einer 
normalen Parlamentsdebatte Zurufe gibt. Das zeigt 
Ihre Nervosität. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN - Unruhe bei der CDU/CSU) 

Oft kann ich mich vor der Lautstärke Ihrer Zurufe gar 
nicht retten, wenn ich so etwas sage, wie zum Bei-
spiel jetzt, Herr Bundeskanzler. 

Auch wir waren für die Währungsunion, was Sie 
hier gerne verschweigen. Fraktion und Partei der 
SPD haben ihr zugestimmt. Wir fanden das richtig. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Lafon-
taine! - Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Schröder!) 

Was uns das Herz hat bluten lassen, war, daß es zum 
1. Juli 1990 weder ein großes Investitionsprogramm, 
das Wolfgang Roth in Form vieler konkreter Details 
angemahnt hatte, noch Investitionszulagen und 
Steuererleichterungen für p rivate Investitionen gab, 
daß Sie im Einigungsvertrag das Prinzip „Rückgabe 
vor Entschädigung" verankert hatten - über Jahre 
mußten wir uns mit diesem Fehler herumschlagen - 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
PDS) 

und daß Sie bei der Treuhand, entgegen unserer For-
derung, bis zum Schluß das Prinzip „Privatisierung 
statt Sanierung" hochgehalten haben. Mühselig 
mußten privatisierte Bet riebe, die kaputtgingen, 
nachher wieder aufgebaut werden. 

Über die Währungsunion gab es keinen Dissens. 
Aber die Art, wie Sie sie ökonomisch und sozial be-
gleitet haben und wie Sie dann die Finanzen geregelt 
haben, war eine Katastrophe. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe doch die großen Debatten wahrgenommen 
- das kann man am Schluß dieser Legislaturpe riode 
sagen -: Links von mir war es Graf Lambsdorff, rechts 
von mir Herr Waigel, die versprochen haben: Im 
Osten schnell blühende Landschaften und im Westen 
keine Steuererhöhungen auf Grund der deutschen 
Einheit! Sie wußten, daß das die Unwahrheit war. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Mit dieser Unwahrheit haben Sie entscheidend mit 
dazu beigetragen, daß dann in beiden Teilen 
Deutschlands eine Verdrossenheit entstanden ist. 
Das werfen wir Ihnen vor, nicht aber die Währungs-
union. Die war für das Zusammenwachsen Deutsch-
lands wichtig. Wir alle hätten es lieber langsamer ge-
habt; es ging aber nicht. Wie Sie die deutsche Einheit 
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ökonomisch, sozial und finanziell gestaltet haben, 
das war ein schwerer Fehler. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Dr. Schäu-
ble, bitte Ihre Antwort. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Erstens. Frau 
Matthäus-Maier, ich möchte Ihnen im Hinblick auf 
den ersten Teil Ihrer Kurzintervention einmal den Rat 
geben: Probieren Sie es einmal aus, im Sitzen zu 
sprechen, wenn Ihnen aus 2 Meter Entfernung auf 
gleicher Höhe ständig Zurufe gemacht werden. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das sind 
keine 2 Meter!)  

- Dann sind es 2,50 Meter. Das spricht für Sie und 
Ihre ganze Erbärmlichkeit. 

(Hannelore Rönsch [Wiesbaden] [CDU/ 
CSU]: Da ist ja System dahinter!) 

Frau Präsidentin, jetzt muß ich es einmal ausfüh-
ren. Es verletzt mich seit Jahren; Sie von der SPD 
wissen das. Es gibt in Ihren Reihen viele - übrigens 
Ihr Fraktionsvorsitzender eingeschlossen -, die dar-
auf Rücksicht nehmen und sich bemühen, dies nicht 
zu tun. Sie, Frau Fuchs, haben diese Rücksicht bisher 
leider nicht bewiesen; darauf wollte ich einmal hin-
weisen. Sie können dieses Verhalten in der Zukunft 
fortsetzen. Nur, Sie müssen damit rechnen, daß ich 
mich auch in Zukunft so wehren werde, wie mir da-
für die Mittel geblieben sind. Probieren Sie es doch 
einmal selber! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Irgendwo gibt es immer einen wunden Punkt. Man 
muß nur lang genug danach suchen, dann findet 
man ihn. Machen Sie doch so weiter! 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Das ist die soziale 
Sensibilität!) 

Zweitens, zur deutschen Einheit. Übrigens kann 
man über dieses Thema nicht in Form von Kurzinter-
ventionen sprechen. Die Argumentationen müßten 
eigentlich länger dargestellt werden. - Sie haben ge-
rade gesagt, wir hätten es lieber langsamer gehabt. 
Genau das ist der Punkt, in dem wir uns fundamental 
unterscheiden. Es ging nur schnell oder gar nicht 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Das habe ich 
gesagt! - Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das hat 

sie doch gesagt!) 

- Nein, Sie haben gerade in Ihrer Kurzintervention 
gesagt: lieber langsam. Was Sie hier sachlich vorge-
tragen haben, daß vieles aus ökonomischer Sicht 
vielleicht besser gewesen wäre, wenn das langsam 

gekommen wäre, bestreite ich gar nicht, aber aus po-
litischer Sicht wäre es langsam nicht gegangen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das habe ich 
gerade gesagt! - Dr.-Ing. Paul Krüger 

[CDU/CSU]: Wer ist denn hier nervös?) 

- Ich rede doch jetzt über die Unterschiede in der 
Ökonomie. 

Wenn man Entscheidungen trifft, muß man alle Zu-
sammenhänge bedenken, die ökonomischen und die 
politischen. Die deutsche Einheit ist einmalig. Für sie 
gab es kein Modell, keinen Masterplan - dazu gab es 
vorhin auch so einen glücklichen Zwischenruf -; so 
etwas gab es nicht. 

Wir haben zwei Volkswirtschaften zusammenge-
fügt, zwei politische und soziale Ordnungen, die 
40 Jahre lang nebeneinander existierten. Die Men-
schen - das haben wir erst hinterher beg riffen; ich 
habe mich erst in der vergangenen Woche wieder 
mit meinem Freund Lothar de Maizière darüber un-
terhalten - haben 40 Jahre in unterschiedlichen Wel-
ten gelebt und waren jetzt über Nacht zusammen. 
Das verursacht mehr Verletzungen und Brüche, als 
wir - jedenfalls ich -1990 geglaubt haben. Aber dies 
war der einzig gangbare Weg, um die Einheit in Frie-
den und Freiheit zu schaffen. 

Deswegen sage ich noch einmal: Ich bin stolz auf 
unsere Landsleute, daß sie all diese Verletzungen 
und Brüche so bewältigt haben, daß wir heute im 
Jahre 1998 sagen können: Wir sind schon sehr weit 
vorangekommen, und die neuen Länder werden ein 
Zentrum von Modernität und Zukunftsgestaltung in 
ganz Europa werden, auf das wir alle in Deutschland 
stolz sein können. Die politischen Entscheidungen 
waren alles in allem die richtigen, und vor allem wa-
ren sie angesichts der Alternativlosigkeit richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. 

Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Meine Damen 
und Herren! Ich hatte eigentlich nicht die Absicht, 
mich in dieser Debatte zu Wo rt  zu melden, 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Weil ich schon dran war!) 

weil ich denke, daß das, was geschehen ist, mit Si-
cherheit - nicht heute und morgen, aber in den Jah-
ren, die vor uns liegen; vielleicht werden wir es zum 
Teil nicht mehr selbst erleben - in der Geschichts-
schreibung sehr genau fixiert und deutlich gemacht 
werden wird. 

Aber was hier geschieht, geht so nicht. Hier wird 
ein Bild aus jenen Tagen gezeichnet, durch das je-
mand, der damals vielleicht zehn Jahre alt war und 
jetzt 18 Jahre alt ist, eine völlig falsche Vorstellung 
von der Wirklichkeit der Welt, Europas und Deutsch-
lands in den Jahren 1989/90 bekommt. 

Im Bereich der ökonomischen Fragen gibt es eine 
ganze Menge - Wolfgang Schäuble hat das hier zu 
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Recht gesagt -, worüber wir einer Meinung und auch 
unterschiedlicher Meinung waren. Das ist auch völlig 
normal. Im übrigen waren wir nicht allein. Wir hatten 
Gesprächspartner in der Volkskammer. Hier sitzen 
Kollegen, die damals in der Volkskammer Abgeord-
nete waren. Ich rede jetzt von der frei gewählten 
Volkskammer. Dort  gab es ganz andere Vorstellun-
gen, als sie hier zum Teil dargestellt wurden. Ich 
habe das nie als Vorwurf gesagt. 

Wenn Sie einmal genau nachlesen, wer zunächst 
in die Volkskammer gewählt wurde, sehen Sie: Es 
waren Männer und Frauen dabei, die bis einige Tage 
vor ihrer Nominierung noch nie etwas mit Politik zu 
tun hatten, die in der DDR beruflich etwas ganz an-
ders gemacht hatten, zum Beispiel Ärzte, die niemals 
daran dachten, Abgeordnete zu werden. Sie waren 
plötzlich mit schwierigsten ökonomischen Fragen 
konfrontiert. Das ist die eine Seite. Darüber will ich 
jetzt gar nichts sagen. 

Die eigentlichen Fragen betrafen nicht die Ökono-
mie. Es ist gar nicht wahr, was hier gesagt wurde. 
Wir befanden uns in einem ungeheuren Spannungs-
verhältnis in der Weltpolitik und in der Europapoli-
tik. Machen wir uns doch nichts vor: Diese Diskus-
sion über die deutsche Einheit ist zu einem Zeitpunkt 
gekommen, in dem die Weltöffentlichkeit und die 
meisten der führenden Staatsmänner der Erde über-
haupt nicht darauf vorbereitet waren. 

Es ist doch eine Fama, daß es etwa im Oktober, No-
vember, Dezember 1989 unter meinen Amtskollegen 
in Europa oder außerhalb Europas eine Mehrheit ge-
geben hätte dahin gehend, daß man sagte: Jetzt ma-
chen wir die deutsche Einheit. Das genaue Gegenteil 
ist der Fall gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Sie können nicht über die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion reden, ohne gleichzeitig zu sehen, was 
parallel gelaufen ist. In diesen Tagen gab es dramati-
sche Entwicklungen bei den sogenannten Zwei-plus-
Vier-Verhandlungen. Es ging darum, ob wir - völlig 
ungeachtet der ökonomischen Fragen - zu einer Dis-
kussion darüber kommen würden, daß die Vorausset-
zung für die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze 
ist, einen Friedensvertrag zu haben. Diesen Grund-
satz haben wir, die Deutschen, übrigens alle Regie-
rungen seit 1949, vertreten. Das war doch unser 
Grundsatz. Entsprechend hat sich auch das Bundes-
verfassungsgericht geäußert. Plötzlich waren wir, die 
Deutschen, daran interessie rt , nicht länger abzuwar-
ten, bis es einen Friedensvertrag geben würde, weil 
das für uns Verhandlungen von vielen Monaten und 
Jahren bedeutet hätte - von den finanziellen Aspek-
ten will ich dabei gar nicht reden. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Vor allem, ja!) 

Alle Entwicklungen liefen doch damals darauf hin-
aus - ich will es mit einem Bild sagen -, daß das Tor 
offen war. Aber jeder denkende Mensch konnte er-
kennen - man hat uns das auch aus dem Ausland ge-
sagt -: Wenn wir jetzt nicht durch dieses Tor zur Ein-
heit gehen, dann könnte es zu spät sein; das Tor wird 
wieder zufallen. Sie wissen aus vielen Gesprächen -  

auch aus dem, was in der Öffentlichkeit gesagt 
wurde -, beispielsweise von Michail Gorbatschow 
und anderen, daß dies so war. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Natürlich haben wir untereinander große Diskus-
sionen über die ökonomischen Fragen geführt. Ich 
kann mich noch gut an die Diskussionen mit Vertre-
tern der Bundesbank und mit anderen erinnern. 
Wenn wir alle in die Diskussion einbezogen hätten, 
die damals Ratschläge erteilt haben, wären wir, die 
Bundesregierung, zum Teil heute noch in der De-
batte. 

Es war eine konkrete Situation. Es gab eine starke 
Stimmung in Europa, die besagte: Wir machen die 
deutsche Einheit zumindest jetzt nicht. Es gab eine 
starke Stimmung übrigens auch auf dem Gebiet der 
damaligen DDR, die besagte: Wäre es nicht vielleicht 
besser, wenn es zwei deutsche demokratische Staa-
ten gäbe, als wenn es nur ein wiedervereintes 
Deutschland gäbe? Das konnte man in Wien lesen 
und hören; das konnte man in nahezu allen europäi-
schen Hauptstädten lesen und hören. 

Es gab doch damals eine Druckkulisse dahin ge-
hend - das ist doch in diesen Tagen wieder durch ei-
nen der Kollegen von damals in die Öffentlichkeit ge-
tragen worden -, daß man im Januar 1990 gesagt hat: 
Bevor überhaupt verhandelt wird, habt ihr die Oder-
Neiße-Grenze anzuerkennen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, lesen Sie 
einmal nach, was Sie mir zu dem Thema der Aner-
kennung der Oder-Neiße-Grenze im Januar oder Fe-
bruar 1990 abverlangt haben. Ich wurde damals ver-
leumdet, weil ich mich weige rte, von der Forderung 
abzurücken: Ohne einen Durchbruch bei der deut-
schen Einheit, ohne den Vertrag kommt eine Aner-
kennung - es war ja eine bittere Entscheidung, auch 
für den Deutschen Bundestag - der Oder-Neiße-
Grenze nicht in Frage. So sah doch die wirkliche 
Lage aus. Die ökonomische Lage war das eine; die 
internationale Lage war das andere. 

Wahr ist doch auch - das ist keine üble Nachrede -, 
daß enge, gute Freunde von uns, auch von mir, die 
allergrößten Schwierigkeiten damit hatten, ja zur 
deutschen Einheit zu sagen. Ich bekenne hier noch 
einmal: Unter allen meinen Amtskollegen befand 
sich nur einer, der ohne Wenn und Aber für die deut-
sche Einheit war; das war Felipe Gonzáles, der dama-
lige Ministerpräsident von Spanien. Andere gute 
Freunde haben später dicke Bücher geschrieben, um 
noch einmal ihre Position zu erläutern. Wem wollen 
Sie in diesem Zusammenhang einen Vorwurf ma-
chen? Ich mache keinen. 

„Wir haben die Deutschen zweimal geschlagen, 
und sie sind wieder da", so hieß es in einer Nachtsit-
zung des EG-Gipfels in Straßburg im Dezember 
1989. So war doch die Stimmungslage. Sie kam doch 
auch deswegen zustande, weil viele in diesem Land 
längst die Idee der deutschen Einheit aufgegeben 
hatten. Wer in einer solchen Situation den Rat „Wir 
bremsen die Sache" geben wollte, der mußte sich mit 
einem Argument des damaligen Innenministers 
Wolfgang Schäuble auseinandersetzen. Ich erinnere 
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mich noch sehr genau an eine Nacht, in der Wolf-
gang Schäuble mir die Zahlen brachte, wie viele 
Leute aus der DDR zu uns kommen wollten, weil sie 
der Sache nicht trauten. Ich kann mich auch noch 
daran erinnern, daß in Hessen überlegt wurde, die 
Schulen zu schließen, um sie für die Unterbringung 
der Übersiedler zu nutzen. So sah doch die Wirklich-
keit aus. Da haben wir gesagt: Wir müssen es jetzt 
machen und nicht später, weil die Gefahr besteht, 
daß das Tor wieder zufällt. Das ist die Lage gewesen. 
Schließlich haben wir Stück für Stück die Mehrheit 
für unseren Weg bekommen, auch in Europa. Wir ha-
ben uns von der Idee einer Friedenskonferenz verab-
schiedet, die bestimmte europäische Regierungen 
unter allen Umständen durchsetzen wollten. 

Es waren Michail Gorbatschow und George Bush, 
die ihre Außenminister im Sommer 1990 angewiesen 
haben, daß die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen abge-
schlossen werden sollten. Ich weiß doch noch, mit 
welch einem ungeheuren Engagement Hans-Diet-
rich Genscher rund um die Uhr in dieser Sache in Eu-
ropa hin und her gereist ist, um die Kollegen dafür zu 
gewinnen. 

Was hier gesagt wird, hört sich so an, als hätten wir 
damals im luftleeren Raum Politik gemacht. Die Welt 
hat damals den Atem angehalten, und in der Welt 
waren es nicht wenige, die fragten: Sollen die Deut-
schen schon wieder mit 80 Millionen Menschen, mit 
hegemonialen Überlegungen und allem, was damit 
zusammenhängt, kommen? Deswegen kann man die 
Dinge doch nicht in einer so primitiven Weise darstel-
len. 

Ich habe keine Angst vor der Geschichtsschrei-
bung. Aber ich kenne eine Menge Leute in Deutsch-
land, die sind jetzt unterwegs, um ihre Artikel, ihre 
Reden zu vergraben, weil sie sich für das schämen 
müssen, was sie in dieser Zeit getan haben. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Damit es keine 
Mißverständnisse gibt, sage ich, daß zur Zeit § 44 
Abs. 2 unserer Geschäftsordnung greift. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Was heißt 
das?) 

Die Debatte ist zeitlich etwas ausgeweitet worden. 
Ich finde das auch gut so, denn „Parlament" heißt ja 
„reden". 

Deshalb gebe ich jetzt das Wort  dem Kollegen Ru-
dolf Scharping, SPD. 

Rudolf Scharping (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Damit kein Mißverständnis auf-
kommt: Niemand bestreitet, daß die deutsche Bun-
desregierung und insbesondere auch der Bundes-
kanzler in der Frage der außenpolitischen und der 
europäischen Absicherung der deutschen Einheit, in 
der Gestaltung der staatlichen Rahmenbedingungen 
und in den Gesprächen mit den Nachbarn und 

Freunden die deutsche Einheit entschlossen und ver-
nünftig verfolgt hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es wäre auch ziemlich kindisch, bestreiten zu wollen, 
daß es hinsichtlich dieser Fragen auch unter Freun-
den und Nachbarn skeptische Einschätzungen gege-
ben hat und daß es klug war, sie auf eine vernünftige 
Weise auszuräumen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sehr gut!) 

Das ist nicht der Streitpunkt unter uns. 

Wir streiten, Herr Bundeskanzler, auch nicht über 
die Geschwindigkeit, mit der die deutsche Einheit 
und auch die Wirtschafts- und Währungsunion er-
reicht worden sind. 

Wir streiten nur über einen einzigen Punkt - ich 
finde es seht bezeichnend, daß Sie dazu nichts sagen 
-, nämlich darüber, wie die Bedingungen innerhalb 
dieses notwendigerweise raschen Prozesses gestaltet 
worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist übrigens der einzige Punkt, über den sich 
eine Auseinandersetzung lohnt - nicht wegen einer 
rückblickenden Rechthaberei, sondern wegen der 
Schlußfolgerungen für die Zukunft, die daraus gezo-
gen werden müssen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Eben!) 

Ich weiß doch auch - wie jeder hier im Haus -: Na-
türlich kann man beispielsweise die falsche Wei-
chenstellung bei der Rückgabe alten Eigentums statt 
seiner Entschädigung nicht mehr korrigieren. Natür-
lich schlagen wir uns heute noch mit der daraus 
erwachsenen Bürokratie und vor allen Dingen mit 
den Belastungen herum, die deswegen für viele 
Menschen entstanden sind. Natürlich kann man 
nicht mehr korrigieren, daß die Umtauschkurse ins-
besondere für Bet riebe und ihre Schulden so waren, 
wie sie waren. 

Es ist so entschieden worden, und man kann über 
die Folgen im Zusammenhang mit den Feststellun-
gen des Untersuchungsausschusses in seinem Ab-
schlußbericht, was DDR-Vermögen etc. angeht, 
lange reden. Aber die Entscheidungen selbst und 
ihre Konsequenzen kann man nicht mehr zurückho-
len. Für die Zukunft müßte das freilich heißen, sich 
nicht mehr auf eine ökonomische und durch Wahl-
kampftermine bedingte Leichtfertigkeit einzulassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hoffe, ich habe Herrn Schäuble richtig verstan-
den, daß er im Zusammenhang mit der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik gesagt hat, dies sei nicht nur für 
das Wahljahr. Das finde ich sehr interessant, weil die 
öffentliche Bekundung in einem offenkundigen Wi-
derspruch zur tatsächlichen Entscheidung steht. 

Natürlich kann man nicht mehr korrigieren, daß es 
damals kein öffentliches Investitionsprogramm gege-
ben hat. Dies ist dann im nachhinein allerdings auf 
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eine Weise in Gang gesetzt worden, über die wir re-
den müssen. Denn es war ein Fehler, private Investi-
tionen nur mit Hilfe von Steuervergünstigungen an-
zureizen und damit auf der anderen Seite, bei der öf-
fentlichen Kasse, ein Risiko heraufzubeschwören. 

Herr Bundeskanzler, ich finde es bezeichnend. Sie 
sagen dazu kein Wort , in der Hoffnung, es würde 
dann in der öffentlichen Debatte auch keine Rolle 
mehr spielen oder von anderen, übrigens auch unbe-
stritten richtigen außenpolitischen Entscheidungen 
und Weichenstellungen erschlagen sein. Wir werden 
sehr genau auseinanderhalten: Was war außenpoli-
tisch, was war mit Blick auf die Nachbarn und 
Freunde, was war mit Blick auf Rußland - diesbezüg-
lich haben wir keinen wirklichen Streit -, und was 
war in Deutschland selbst, was haben Sie den Men-
schen in Deutschland gesagt, zum Teil gegen die 
eigene Erkenntnis, auf jeden Fall gegen die sach-
lichen Notwendigkeiten? 

Ich sage das auch deshalb, weil ich in dieser De-
batte spüre, daß Sie wiederum den Versuch machen 
werden, sachliche Bedenken gegen Umstände und 
Weichenstellungen innerhalb eines schnellen Prozes-
ses als Bedenken gegen die deutsche Einheit selbst 
zu denunzieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das haben Sie 1990 so gemacht, das haben Sie 1994 
so gemacht, und ich fürchte, Sie werden es 1998 wie-
der versuchen. 

(Zuruf von der SPD: Aber jetzt glaubt es 
keiner mehr!) 

Ansonsten können wir über vieles streiten. Nur, 
Herr Kollege Schäuble, wenn Sie vom Pult des Deut-
schen Bundestages aus eine falsche Information zu 
einer hochsensiblen Frage verbreiten, so ist es das 
einfachste von der Welt, diese zu korrigieren, so wie 
Sie das hinsichtlich Bayerns auch gemacht haben. 
Jeder von uns sitzt einmal einer falschen Information 
auf. Mir ist nur aufgefallen, daß Sie in dieser Debatte 
mehreren falschen Informationen aufgesessen sind. 
Deswegen sage ich: Sie können ja die, wie ich finde, 
etwas fehlerhafte, fast schon närrische Einstellung 
haben, Sie könnten mit diesen Frontlinien der Ver-
gangenheit einen Wahlkampf für die Zukunft be-
streiten. Uns geht es um etwas anderes, nämlich 
darum, aus den Entscheidungen, die getroffen wor-
den sind, und aus den Fehlern, die gemacht worden 
sind, die Konsequenz zu ziehen, daß in Deutschland 
zukünftig mit mehr Respekt, mit mehr Gerechtigkeit 
und mit mehr wirtschaftlicher Vernunft regiert wird. 
Nur darum geht es. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Joschka Fischer, Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich freue mich, daß die Debatte, wenn auch aus 
historischer Rückbetrachtung resultierend, wieder 
zur Sache zurückgekehrt ist. Lassen Sie mich mit 
dem Hinweis beginnen, daß wir vor allen Dingen auf 
die Zukunft hin diskutieren und daß der Aufbau Ost, 
unabhängig vom Wahlkampf und unabhängig vom 
Ausgang der Wahlen ein Problem bleiben wird, das 
unsere anhaltende Solidarität parteiübergreifend 
notwendig macht. 

Wir sollten uns darüber einig sein, daß wir, ganz 
gleich, wie lange es dauert, niemals akzeptieren dür-
fen, daß es keine gleichberechtigte Teilhabe der 
Menschen in Ostdeutschland am gesamtdeutschen 
Prozeß gibt. Dies setzt eine eigenständige tragfähige 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung in diesen 
Ländern voraus. Solange diese nicht gegeben ist, so 
lange bedarf es der uneingeschränkten Solidarität 
der Menschen in Westdeutschland. Wenn wir uns in 
diesem Ziel, unabhängig vom Ergebnis der Bundes-
tagswahl, einig wären, wäre meines Erachtens schon 
sehr viel erreicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

An diesem Punkt, Herr Bundeskanzler, vergeben 
wir uns überhaupt nichts, wenn wir Ihre historische 
Leistung für den Einheitsprozeß in Deutschland, für 
die staatsrechtliche Einheit, für das Nutzen einer 
nicht für möglich gehaltenen einmaligen Chance voll 
anerkennen. Das ist nicht der Streitpunkt. Wir verge-
ben uns auch nichts, wenn wir die Leistungen aner-
kennen, die beim Aufbau Ost erreicht wurden. 

Der Kollege Werner Schulz hat zu Recht darauf 
hingewiesen. Wir bejammern doch nicht, daß Sie die 
Mittel für AB-Maßnahmen, für eine aktive Arbeits-
marktpolitik, erhöht haben. Wir haben es beklagt, als 
Sie diese abgebaut haben. Wir freuen uns, daß Sie 
sie jetzt im Wahljahr erhöhen wollen. Wir trauen Ih-
nen, Herr Bundeskanzler, nur nicht zu, daß Sie das 
über den Wahltag hinaus aufrechterhalten werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Wir sehen doch die großen Leistungen, die sich auch 
Ihre Regierung ans Revers heften kann, beim Aufbau 
einer modernen Infrastruktur, etwa bei der Telekom-
munikation. Es ist doch nicht so, daß wir hier in eine 
ähnliche Kritik verfallen, wie Sie oder Wolfgang 
Schäuble es als Wahlkämpfer gemacht haben, näm-
lich den Untergang des Abendlandes zu beschwören, 
wenn Rotgrün kommt. Wir sagen nicht, das Morgen-
land geht unter, wenn Helmut Kohl weiter dran-
bleibt. Nichts dergleichen wird der Fall sein. Das 
sind Übertreibungen, die einem die Menschen so-
wieso nicht glauben. 

Was wir hier konkret diskutieren müssen, ist ein 
Wettbewerb der Ideen. Dazu bedarf es auch der Kri-
tik. So gern ich Sie auf das Denkmal stelle, aber an 
diesem Punkt ist Kritik angesagt, solange Sie als 
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Bundeskanzler aktiv in der Verantwortung für den 
Prozeß des inneren Aufbaus stehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, ich kritisiere nicht, daß Sie 
Honecker empfangen haben. Ich glaube, niemand in 
der deutschen Öffentlichkeit hat dies kritisiert, außer 
der rechte Rand in der Union. Aus damaliger Sicht 
war es Ihre Pflicht, auch im Interesse der Menschen. 
Ich kritisiere auch nicht, daß die CDU/CSU nach ei-
nem schmerzhaften Prozeß und vielen Auseinander-
setzungen - ich weiß, was solche Grundsatzausein-
andersetzungen für eine Partei bedeuten, weiß Gott - 
eine Kehrtwendung in der Deutschland- und Ostpoli-
tik nach ihrer Regierungsübernahme 1982/83 vollzo-
gen hat. Und ich weiß, daß es Franz Josef Strauß 
war, der dabei einen entscheidenden Anteil hatte. 
Das ist in seiner Biographie nachzulesen, auch sein 
Verhältnis zu Erich Honecker; das ist alles nachzule-
sen. Ich kritisiere das nicht, sondern ich sage: Im 
Rückblick waren es richtige und notwendige Ent-
scheidungen im Interesse unseres Landes. 

Ich kritisiere auch nicht, daß es Ihnen - das war ei-
ner der größten innenpolitischen Geniestreiche des 
Helmut Kohl als Parteivorsitzender der Union - an-
ders als der demokratischen Linken gelungen ist, 
den Teil des politischen Spektrums der DDR, der 
auch Bestandteil des Herrschaftssystems der Diktatur 
war, 1990 zu vereinnahmen, nämlich die Blockflöten: 
die Ost-CDU, die Bauernpartei. Der stellvertretende 
Vorsitzende der Bauernpartei ist ein geachteter 
Abendländer und Christdemokrat. Sein langjähriger 
Vorsitzender gilt als unberührbar, weil er bei der PDS 
ist. Gegen diese Heuchelei wehre ich mich, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ich bedauere es, daß die PDS im Rückwärtsgang 
zum Traditionsverein ist, daß man sich da plötzlich 
wieder für Mauerschützen und ähnliches mehr ein-
setzt. Das ist es, was ich bedauere: daß der Bruch mit 
der SED nicht stattgefunden hat, daß sie nicht den 
Weg anderer Reformkommunisten gegangen ist. Ich 
hätte mir das im Interesse der gesamtdeutschen De-
mokratie gewünscht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Das ist aber eine andere Kritik als diese Heuchelei 
von dieser Seite. 

Da sage ich Ihnen, Herr Bundeskanzler: Es reicht 
nicht, und es wird nicht reichen, daß Sie nach altem 
abendländischen Ritus meinen, die müßten von Ih-
nen drei schmerzensreiche Rosenkränze gebetet be-
kommen, das Aschenkreuz aufs Haupt bekommen, 
die Kasse im Adenauerhaus abgeben, und dann sind 
das fortan gute Abendländer, während Sie gleichzei-
tig Ihre Herrschaft dadurch sichern, daß Sie einen 
Teil der Opposition in Ostdeutschland für unberühr-
bar erklären. Das wird auf Dauer nicht funktionieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Was wir an Ihnen kritisieren - Rudolf Scharping 
und auch Kollegin Matthäus-Maier haben es zu recht 
in den Vordergrund gestellt -, ist nicht die staats-
rechtliche Einheit, sondern daß Sie meinten, im Mo-
ment der staatsrechtlichen Einheit den Westdeut-
schen nicht die Wahrheit zumuten zu können. Der 
Fluch dieser bösen Tat wirkt bis heute fort; ich werde 
gleich noch darauf eingehen. Wenn Sie sich darüber 
auslassen, Herr Kohl, wie die SPD - ich muß nicht für 
die SPD reden - mit Menschen, mit Kandidaten um-
geht, dann kann ich Ihnen nur sagen: Es ist ein wei-
tes Feld, wie die CDU gegenwärtig mit ihrem Kandi-
daten umgeht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Es ist mittlerweile so, daß Herr Schröder einen Wi rt
-schaftsministerkandidaten holen muß, der Sie lobt, 

weil Sie in der CDU kaum noch jemanden finden, 
der Sie ehrlicherweise lobt. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der SPD) 

Man hätte Sie am liebsten bereits auf dem Altenteil. 
Herr Necker erklärt dies. Herr Westerwelle - ich be-
obachte das sehr sorgfältig - darf erst reinkommen, 
wenn Sie erschöpft wieder Platz genommen haben, 
damit da keine Risiken existieren. Ich bitte Sie, Herr 
Kohl, Sie wissen doch so gut wie ich, was in Ihrem 
Laden bezogen auf Ihre Person los ist. Aber das 
möchte ich jetzt nicht vertiefen. 

Entscheidend ist, daß mit der faustdicken Lüge 
„Wählt CDU - keine Steuererhöhungen" die Reform-
verweigerung in diesem Land einhergegangen ist. 
Die Ostdeutschen haben dafür am brutalsten mit Ar-
beitslosigkeit zu bezahlen gehabt. Es war ein Irrtum, 
zu glauben, wir könnten das westdeutsche Modell 
auf Ostdeutschland übertragen. Ich mache Ihnen das 
jetzt nicht in dem Sinne zum Vorwurf, daß seinerzeit 
ein großer Masterplan möglich gewesen wäre. Aber 
Sie hätten 1990 im Deutschen Bundestag dem deut-
schen Volk die Wahrheit zumuten und sagen müs-
sen, daß wir Steuererhöhungen brauchen und daß 
die Solidarität länger notwendig ist, als zunächst vor-
gesehen war. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Die Konsequenz ist die Reformverweigerung; das 
habe ich in den vergangenen vier Jahren mitbekom-
men. Sie hatten damals, nach der deutschen Einheit, 
also 1990, 1991, 1992, die Chance zu einer Steuerre-
form, weil angesichts der damaligen Steuereinnah-
men sogar eine Nettoentlastung möglich gewesen 
wäre. Sie hätten damals die notwendigen Maßnah-
men bei der Sozialversicherung, bei der Rentenversi-
cherung, im Gesundheitssystem treffen können und 
vor allen Dingen eine entsprechende Steuerreform 
vornehmen können. Sie haben nichts gemacht. Erst, 
als selbst Michael Glos im November 1996 erklärte, 
daß die CDU/CSU bei den Bundestagswahlen verlie-
ren werde, wenn sie jetzt nichts ändert - Sie werden 
auch so verlieren, weil Sie die Änderungen zu spät 
vorgenommen haben -, haben Sie sich bei den inne- 
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ren Reformen bewegt. Das hatte die Konsequenz, 
daß die Arbeitslosigkeit Jahr um Jahr gestiegen ist. 

Dann kamen Sie mit einer Steuerreform, die eine 
Nettoentlastung beinhaltete, als das Geld nicht mehr 
da war, sondern nur noch Waigelsche Löcher vorhan-
den waren. Diesen Vorwurf muß man Ihnen auch vor 
dem Hintergrund der Probleme in Ostdeutschland 
machen, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ein Bündnis für Arbeit, 1996 von Ihnen mutwillig 
gegen die Wand gefahren, brauchen wir nicht nur für 
Westdeutschland, sondern vor allen Dingen dringend 
für Ostdeutschland, damit wir eine Trendwende jen-
seits der aktiven Arbeitsmarktpolitik, der notwendi-
gen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf dem ersten 
Arbeitsmarkt in Ostdeutschland bekommen. Das 
halte ich für unverzichtbar; aber das haben Sie ver-
spielt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Die Eigentumsregelung wurde angesprochen, die 
Treuhandpolitik. Die Jenoptik ist deswegen eine ein-
same Erscheinung, weil das, was die Opposition ge-
fordert hat, nämlich keinen Ausverkauf zu machen, 
sondern den Bet rieben durch Lohnsubvention und 
anderes eine Chance zu geben, die Teile zu erhalten, 
die am Markt innerhalb einer Dekade eine Perspek-
tive haben, von Ihnen nicht gewollt war. Ich kann 
mich noch gut an die Debatte um die industriellen 
Kerne erinnern. An diesem Punkt wurde die innere 
deutsche Einheit von Ihnen in den Sand gesetzt. Das 
werfen wir Ihnen vor. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine 
Trendwende, und zwar nicht nur eine konjunkturelle 
und eine wahlpolitische Trendwende. Das wird für 
jede neue Regierung gelten, und das wird nicht mehr 
eine Regierung sein, die von Helmut Kohl geführt 
wird. Wir brauchen eine positive Trendwende auch 
am Arbeitsmarkt. Diese Trendwende wird weder ge-
gen die Märkte noch gegen die Gewerkschaften 
durchzusetzen sein. Das macht die Notwendigkeit ei-
nes Bündnisses für Arbeit auch und gerade für Ost-
deutschland unverzichtbar. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Wolfgang Gerhardt, F.D.P. 

Dr. Wolfgang Gerhardt (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Fischer, ich 
beobachte jetzt schon in einer Folge von Plenarsit-
zungen, daß Sie stets bestimmte Ereignisse und auch 
die Leistungen des Bundeskanzlers hinterher würdi-

gen. Als die jeweiligen Entscheidungen anstanden, 
waren Sie aber immer komplett dagegen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch 

dummes Zeug!) 

Ich erinnere mich an eine Sitzung des Hessischen 
Landtages, in der Sie gesagt haben: „Vergessen Sie 
die Wiedervereinigung! " Nach Ihrem Redebeitrag 
trat meine Kollegin Babel ans Pult und sagte: „Wir 
vergessen die Wiedervereinigung nicht. " Das sage 
ich jetzt nicht so einfach daher, Herr Kollege Fischer. 
Ich meine damit, daß zur politischen Qualität eines 
Menschen gehört, daß er zu den Zeiten, zu denen 
Entscheidungen anstehen, die Entscheidungen trifft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Als ich meine erste Rede hier als Vorsitzender der 
F.D.P. hielt, hatte ich die Gelegenheit, mit Ihnen über 
Bosnien zu sprechen. Sie redeten vor mir und warn-
ten vor einer Militarisierung der deutschen Außen-
politik. Vier Wochen danach schrieben Sie Ihrer grü-
nen Basis das, was ich hier für die F.D.P. vorgetragen 
hatte: daß der Einsatz notwendig sei. Ich erlebe Sie 
heute auf grünen Parteitagen als jemanden, der für 
die Menschenrechte und für internationale Friedens-
einsätze der Bundeswehr eintritt. Aber, Herr Fischer, 
Sie kommen immer zu spät. Wenn entschieden wer-
den muß, müssen Sie entscheiden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Sie wissen doch so gut wie ich, daß ein guter Teil 
Ihres Denkmilieus psychische Probleme mit der deut-
schen Einheit hatte; sie haben es als gerechte Strafe 
der deutschen Geschichte empfunden, daß dieses 
Land geteilt bleibt. Es gab ganze Denkkulturen, die 
es als Widerstreit gegen die Geschichte gesehen ha-
ben, wenn Deutschland vereinigt wird. Diese psychi-
schen Verknotungen hat kein Volk der Welt, keine 
moderne Demokratie, weil es dazugehört, gemein-
same Kultur und gemeinsame Geschichte zusam-
menwachsen zu lassen und sie nicht künstlich zu 
trennen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Sie haben damals auch gemerkt, daß dies die Men-
schen gespürt haben. Sie haben den Deutschen Bun-
destag nicht erreicht, weil Sie zum Thema der deut-
schen Geschichte, des kulturellen Zusammenwach-
sens, der Einheit eines Volkes nichts hatten. Sie ma-
chen das jetzt in Europa ähnlich. Sie geben keine 
klare Antwort zur Außenpolitik. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Na!) 

Wer aber auf die zentralen Fragen eines Landes 
keine klaren Antworten geben kann, dem soll das 
Land keine Regierungsverantwortung übertragen. 
Das ist unsere Antwort darauf. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Gregor Gysi [PDS]: Das ist eine Debatte 
zur deutschen Einheit, nicht zu Fischer!) 

Wir bauen gemeinsam in Ost und West das Land 
wieder auf. Wir wenden uns Reformen zu. Wir müs- 
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sen mutige Entscheidungen treffen. 17 Millionen 
Deutsche machen gewaltige Anstrengungen, um die 
neuen Länder wieder aufzubauen. Sie nehmen Risi-
ken auf sich. Sie sind viel flexibler, als das eine lange 
eingeschlafene westdeutsche Gesellschaft war, die 
nur geglaubt hat, es gebe automatisch jährliche 
Wachstumsraten, und wir könnten das alles noch et-
was verschönern. 

Im übrigen sollten wir bei allen Daten über die 
wirtschaftliche Entwicklung doch nicht den größten 
Erfolg vergessen: In Bautzen ist niemand mehr poli-
tisch inhaftiert, und die Menschen genießen zum er-
sten Mal seit 1933 die Menschenrechte. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn wir eine Kultur der Freiheit in Deutschland 
herausbilden wollen und die Menschen unserer De-
batte zusehen, dann muß ich den Menschen auch sa-
gen, was qualitativ wertvoller ist. Ist es die Ungeduld, 
auch noch den letzten Autobahnkilometer gebaut zu 
haben oder die industriellen Zentren noch gegründet 
zu haben? 5000 Existenzgründungen haben wir. Das 
ist alles wichtig, aber daß niemand mehr mit der To-
desstrafe bedroht ist, niemand mehr an der Mauer er-
schossen wird und die Menschen Zeitungen lesen 
können, das ist doch der Hauptgewinn der deutschen 
Einheit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Deshalb ist die Diskussion darüber, wie weit der 
Aufbau Ost gediehen ist und was wir alles noch nicht 
geschafft haben, zweitrangig gegenüber dem Frei-
heitsgewinn für die Deutschen. Daß 17 Millionen 
zum ersten Mal seit 1933 die Menschenrechte genie-
ßen, ist der Gewinn der deutschen Einheit. Dann 
können sich die Aufbauleistungen auch sehen las-
sen. 

Im übrigen erinnere ich mich noch - ich war nicht 
Verhandlungsführer wie Wolfgang Schäuble, der es 
noch genauer weiß -, was mir damals über die deut-
sche Medienlandschaft von hervorragenden Reprä-
sentanten aus Wirtschaft und Gesellschaft und Kolle-
ginnen und Kollegen aus den neuen Ländern vermit-
telt wurde. Die beschrieben mir ein Bild darüber, 
welche Milliardenvermögen die DDR-Wirtschaft 
noch habe. Es wurde eher darüber diskutiert, daß 
dieses Vermögen an die 17 Millionen Deutsche ver-
teilt wird. Es wurde den westdeutschen Verhand-
lungsführern eher der Vorwurf gemacht, man wolle 
sich dessen bemächtigen. Wer die Wortprotokolle 
des ZK der SED liest, weiß doch, wie marode die SED 
die Wirtschaft gemacht hatte. Sie hat doch die Men-
schen dort  um ihre Lebensleistung betrogen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dann sitzt hier eine PDS, zu der der Herr Bundes-
präsident, ohne sie zu nennen, eigentlich die richti-
gen Worte gefunden hat: Wir dürfen denen keine 
Chance geben, die unter Verbrämung der Ge-
schichte ein falsches Wirgefühl entwickeln wollen. 

Die Wahrheit ist, daß nicht die Treuhand die Wi rt
-schaft der DDR ruiniert hat, sondern die SED. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Nachdem diese Truppe die Menschen seelisch zer-
stört, die Landschaft ökologisch ausgebeutet und die 
Wirtschaft vernichtet hatte, treten ihre Nachfahren 
heute auf und machen sich zum Sachwalter der Lei-
stungsbereitschaft von Menschen. Nein, das können 
wir nicht zulassen! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Christina  Schenk [PDS]: Ich würde den 

Mund nicht so voll nehmen!) 

Zum Wiederaufbau gehört auch ein Stück Bewälti-
gung der Freiheit, Bewältigung der Demokratie, Risi-
kobereitschaft, Verantwortungsbereitschaft. Zum 
Wiederaufbau gehört nicht eine falsche Darstellung 
geschichtlicher Abläufe. Ich fordere auch Verant-
wortliche in den neuen Ländern auf, das ihren 
Landsleuten, mit denen sie die gleichen Lebensbio-
graphien teilen, endlich zu sagen. Der allererste Ap-
pell geht an Reinhard Höppner und an Manfred 
Stolpe und auch an Regine Hildebrandt. Das war 
kein Land, das die Menschen mit Freiheit segnete. 
Das war ein Land, in dem die Staatssicherheit alles 
überwucherte, in dem die Menschen unterdrückt 
wurden, in dem sie um den Lohn ihrer Leistungen 
gebracht worden sind. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das heute so darzustellen, als sei das die kleine Welt, 
das kleine Biedermeier, die kleine Nische gewesen, 
ist falsch. Wir haben Schwierigkeiten; Freiheit ist un-
bequem - aber sie gibt Menschen allemal mehr Le-
benschancen, als sie in der Vergangenheit, die man 
ihnen zugemutet hat, hatten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Deshalb müssen wir auf den Kern zurück. Wir wol-
len, daß die Menschen mehr Lebenschancen erhal-
ten. Wir wissen, daß das nur mit einer Beschäfti-
gungspolitik geht, die Arbeitsplätze auf dem ersten 
Arbeitsmarkt schafft, die durch Produkte oder 
Dienstleistungen dauerhaft gestützt sind. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir wollen, daß Jugendliche Chancen auf einen Aus-
bildungsplatz erhalten. Das erreichen wir aber' nur, 
wenn wir die mittleren und kleinen Unternehmen 
stärken und sie im Wettbewerb nach vorne bringen, 
weil sie 85 Prozent der Jugendlichen ausbilden. Wir 
werden nur dann dauerhafte Lebenschancen errei-
chen, wenn wir do rt  eine Wissenschafts-, Qualifizie-
rungs- und Forschungslandschaft aufbauen. Wir wol-
len nämlich nicht, daß es dort  nur eine verlängerte 
Werkbank von Produkten West gibt. Wir brauchen 
eine eigene Kraft zur Produktinnovation Ost. Das ist 
unser Ziel. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das können wir nicht jährlich mit Haushaltsbudgets 
untermauern, die außerhalb jeder finanziellen Ver-
antwortung stehen. Die Richtung stimmt aber doch. 
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Zudem müssen wir uns gemeinsam bemühen, daß 
diese wirtschaftliche Entwicklung, die Demokratie, 
die Schwierigkeit, die Risikobereitschaft und auch 
das Risiko, scheitern zu können, überall zu den Qua-
litätsmerkmalen einer freiheitlichen Gesellschaft 
gehören. Deshalb müssen die Deutschen in West und 
Ost eine Denkkultur abstreifen, nach der man immer 
nur glaubt, der Staat könne die Probleme lösen, der 
Staat solle die Probleme lösen, der Staat müsse die 
Probleme lösen, der Staat müsse der Wegbegleiter 
von der Wiege bis zur Bahre sein, der Staat müsse 
ein permanenter Interventionsstaat sein, der Staat 
müsse eine große Bürokratie haben und Hilfe in allen 
Lebenslagen bieten. Nein, eine Demokratie ist nur so 
stabil, wie die vitale gesellschaftliche Kraft, die hinter 
der Demokratie steht. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Erst wenn dieser Aufbau gelungen ist, gibt es ein in-
neres Zusammenwachsen. Dann ist zusammenge-
wachsen, was zusammengehört. 

Die westdeutsche Gesellschaft hat dazu Zeit ge-
braucht. Wir erinnern uns, daß nach 1945 nicht inner-
halb von zwei Jahren alles so war, wie man es gerne 
gehabt hätte. Auch wir hatten es mit radikalen Par-
teien zu tun. Erinnern Sie sich an die Sozialistische 
Reichspartei, die den Westdeutschen damals mit ho-
hen Generälen aus der Wehrmacht vorgegaukelt hat, 
im Dritten Reich wäre das alles nicht so gewesen? 
Damals sind viele Verführer aufgetreten. Es ist aber 
geschafft worden, dieser Kultur Einhalt zu gebieten. 
Man hat sich daran gemacht, und zwar mit großem 
Aufwand, mit Innovation und mit Leistungs- und Ri-
sikobereitschaft, Deutschland wieder aufzubauen. 
Nur diese beiden Felder - ökonomischer und kultu-
rell-gesellschaftlicher Wiederaufbau - führen ein 
Land zusammen. 

Wir sind auf dem richtigen Weg. Sicher, wir erlei-
den Rückschläge, aber wir haben einiges zustande 
gebracht. Das hat diese Koalition damals mit mutigen 
Entscheidungen möglich gemacht. Sie hat den Pro-
zeß begonnen. Er muß auch nach der Wahl fortge-
setzt werden. Wir werden die Wahlen gewinnen, 
weil die Menschen spüren, daß es mit uns nach vorne 
geht und mit anderen nur rückwärts. 

Danke schön. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Gysi, PDS. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Jetzt gibt es eine Verlängerung der 
Redezeit, so daß Sie auch mich noch einmal anhören 
müssen. Sie sollten eines nicht vergessen: Ihr Frakti-
onsvorsitzender und Ihr Bundeskanzler haben Ihnen 
heute mehrfach gesagt, daß Sie die Ergebnisse der 
Einheit begrüßen und auf die Folgen stolz sein sollen. 
Ein Ergebnis der Einheit besteht da rin, daß ich heute 
hier stehe. Also haben sie Ihnen gesagt, Sie sollten 
auch darauf stolz sein und nicht immer mit Häme 
reagieren, wenn ich zum Rednerpult komme. 

(Beifall bei der PDS) 

Zum Entscheidenden. Herr Gerhardt, Sie haben 
gerade einen langen Vortrag über Ihre Politik in den 
neuen Bundesländern und darüber gehalten, wie er-
folgreich die ist. Ehrlicherweise hätten sie dann aber 
auch hinzufügen müssen, daß die do rt  offenbar nicht 
sehr viel Anklang findet, denn Sie sind in keinem 
einzigen Landtag in den neuen Bundesländern mehr 
vertreten. Das sollte zu selbstkritischem Nachdenken 
führen und nicht nur zur Selbstgerechtigkeit. 

(Beifall bei der PDS - Detlef Kleine rt  [Han-
nover] [F.D.P.]: Das hängt mit dem Wolf und 

den Geißlein zusammen!) 

Sie haben hier in einer übertriebenen A rt  und 
Weise über die PDS gesprochen und versucht, sie zu 
delegitimieren, und haben es als den entscheidenden 
historischen Sündenfall betrachtet, wenn man über-
haupt irgend etwas mit der PDS zu tun hat. Das war 
der Herr Bundeskanzler, und das war auch der Frak-
tionsvorsitzende der CDU/CSU. Ich will Ihnen dazu 
etwas sagen. Ich habe überhaupt nichts dagegen, 
daß Sie die SED scharf kritisieren, daß Sie die PDS 
scharf kritisieren und auf das Unrecht hinweisen, das 
durch die SED verursacht worden ist. Das ist a lles 
wahr. 

Nur, diese Art  von Übertreibung, diese Art  von Dä-
monisierung, die Sie betreiben, fällt auf Sie zurück. 
Es gibt doch ein Problem. Je mehr Sie das Unrecht 
der SED ausmalen, desto mehr waren daran natürlich 
auch die Parteien, mit denen Sie fusioniert haben, 
beteiligt. Die haben von 1949 bis 1990 mit der SED 
koaliert, und zwar dauerhaft. Sie haben alles mit-
entschieden. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Das nimmt der SED nicht die Hauptverantwortung. 
Aber wenn Sie dann durch Ihren Regierungssprecher 
so weit gehen, zwischen SED und NSDAP ein 
Gleichheitszeichen zu setzen, dann bedeutet das 
doch, daß die Parteien, mit denen Sie fusioniert ha-
ben, 40 Jahre lang mit einer Partei, die man mit der 
NSDAP gleichsetzen kann, koaliert haben. Sie haben 
keine Sekunde gezögert, ohne jede Aufarbeitung 
von Geschichte sie zu übernehmen. Sie müssen sich 
doch einmal die Folgen dessen, was Sie hier erzäh-
len, überlegen. 

Herr Schäuble hat auf seinen Freund Lothar de 
Maizière hingewiesen. Lothar de Maizière war Stell-
vertreter von Hans Modrow. Daß Hans Modrow et-
was mit der SED und deren Geschichte zu tun hatte, 
kann doch niemand leugnen. In dem Maße, wie Sie 
ihn dämonisieren, machen Sie es praktisch auch Lo-
thar de Maizière unmöglich, zu seiner eigenen Bio-
graphie und damit zu seiner Stellvertretung von 
Hans Modrow zu stehen. 

Ich finde diesen ganzen Ansatz völlig falsch. Die 
berechtigte Kritik soll geäußert werden, aber die Dä-
monisierung fällt auf Sie zurück; denn wenn das alles 
so schlimm gewesen wäre, wie Sie es darstellen, hät-
ten Sie mit den daran Beteiligten niemals fusionieren 
dürfen. Aber da haben Sie keine Sekunde gezögert. 
Deshalb sage ich Ihnen: Die Geschichte der DDR, ob 
Sie es wollen oder nicht, ist dadurch auch zu Ihrer 
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Geschichte geworden. Dazu müssen Sie erst einmal 
stehen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Der Bundeskanzler hat natürlich recht. Die interna-
tionalen Vorgänge des Jahres 1990 waren komplex 
und höchst kompliziert. Aber es gibt Thesen, die Sie 
immer in den Raum stellen, von denen ich schon 
gerne wissen möchte, wie die eigentlich bewiesen 
werden sollen. Zum Beispiel sagen Sie immer: Da-
mals die deutsche Einheit, sonst wäre sie nie gekom-
men. Glauben Sie im Ernst, Jelzin hätte sie später 
verhindern können? Ich glaube nicht daran, daß es 
nur diesen einen Zeitpunkt in der Geschichte gab, 
wie ich überhaupt nicht glaube, daß es nicht mehrere 
Möglichkeiten im Verlauf der Geschichte gibt. 

Glauben Sie, es ist mir damals in der Volkskammer 
leichtgefallen, gegen die Währungsunion zu stim-
men? Was glauben Sie, was ich mir damals draußen 
in der DDR habe anhören müssen: daß ich den Leu-
ten angeblich das Intershop-Geld nicht gönne. Ich 
habe nur darauf hingewiesen, welche Folgen eine 
Aufwertung von 450 Prozent hat. Ich habe darauf 
hingewiesen, daß selbst die rentable Wi rtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland eine solche Aufwer-
tung niemals verkraften würde. Ich habe darauf hin-
gewiesen, welche Arbeitslosigkeit die Folge sein 
wird. Da haben die CDU-Abgeordneten mich in der 
Volkskammer nicht nur beschimpft, sondern auch er-
klärt: Es wird deshalb keine Arbeitslosen in der da-
maligen DDR geben. Das Gegenteil war richtig. 

Das ist immer das Problem: Selbst wenn Sie es als 
politisch richtig empfinden, machen Sie keine diffe-
renzierte Politik. Sie weisen in Wahlkämpfen nicht 
auf Schwierigkeiten, auf Mißerfolge hin, sondern nur 
auf scheinbare Erfolge. Schönfärberei - das müssen 
Sie von den Blockparteien gelernt haben -, das war 
auch die Tradition der SED. Ich dachte eigentlich, 
das sei endlich vorbei, und ich stelle fest, es setzt sich 
hier nahtlos fo rt . 

(Beifall bei der PDS) 

In diesem Zusammenhang ärgern mich auch an-
dere Bemerkungen. Wenn Fischer sagt, wir sind ein 
Traditionsverein, würde ich schon gerne wissen, Herr 
Fischer: Welche Tradition meinen Sie eigentlich? Ich 
stelle bei Ihnen nur fest, daß Sie jede Woche eine Tra-
dition neu über Bord werfen. Ob das so besonders 
gut ist, weiß ich auch nicht. 

(Beifall bei der PDS - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Wie ist das mit der Siegerjustiz?) 

Wenn Ihr Herr Schulz sagt, die bunte Truppe von 
Gysi hätte keinen Farbtupfer in diesen Bundestag 
gesetzt, und Sie im gleichen Atemzuge einen Antrag 
einbringen, der zu 70 Prozent von uns abgeschrieben 
ist - das kann ich Ihnen nachweisen; selbst die Fehler 
haben Sie mit abgeschrieben -, 

(Beifall bei der PDS) 

dann ist das ziemlich billig. Aber deshalb können wir 
auch zustimmen, weil zirka 70 Prozent von uns sind. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Anke Fuchs, SPD. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wie ist das mit der Sieger-

justiz?) 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Bundeskanzler, wenn ich 
Ihre Worte noch einmal Revue passieren lasse, dann 
scheine ich mich in einem „unbändigen Wahlkampf-
trieb", gepaart mit „sozialistischen Hemmungen" zu 
befinden. So haben Sie uns Sozialdemokraten beti-
telt. 

Ich glaube, meine Aufregung heute morgen mit 
den vielen Zwischenrufen kam daher, daß es mich in 
der Tat ärgert, wie hier durch eine Mischung von 
Scheinheiligkeit und Unaufrichtigkeit verhindert 
wird, daß wir über die Zukunft des Landes reden und 
über die Probleme, die wirklich auf der Tagesord-
nung stehen und von Ihnen nicht gelöst werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte mich aber einen Augenblick Herrn 
Schäuble zuwenden. Ich akzeptiere, wenn er sagt, 
daß die akustischen Trommelfeuer aus der Nähe für 
ihn nicht akzeptabel seien. Wenn das so ist, entschul-
dige ich mich dafür. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir haben, wie Sie wissen, viele Jahre zusammenge-
arbeitet. Wir haben zusammen - wenn ich daran er-
innern darf - angesichts der deutschen Einheit über-
legt, wie wir die Parteien zusammenbringen. Damals 
war ich Bundesgeschäftsführerin. Ich habe ein wenig 
gedacht, Ihre Aufregung über meine Zwischenrufe 
wäre das sonst übliche Verhalten. Es tut mir leid, ich 
nehme das zurück und werde mich Ihnen gegenüber 
anders verhalten, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

aber nicht dem Bundeskanzler gegenüber, damit das 
klar ist. Der kann meine Zwischenrufe ab; er be-
kommt sie auch weiterhin. Ich bitte also um Nach-
sicht; ich hatte das anders eingeschätzt. Das wollte 
ich hier gesagt haben. 

Ich wollte noch ein paar Anmerkungen zur Zu-
kunft machen. Zugleich möchte ich für uns Sozialde-
mokraten festhalten - wir waren ja 1990 alle dabei -, 
daß es uns klar war, daß es keine Alternative gab. 
Hier sind wir aber doch an dem Punkt, den ich immer 
wieder bedauere: Es wird nämlich immer wieder ge-
sagt: „Wir haben Fehler gemacht", aber die Politik 
wird nicht geändert. Es wird gesagt: „Ja, wir haben 
zu viele Arbeitslose", aber es gilt ein uneinge-
schränktes „Weiter so! ". Das ist der Vorwurf an Sie; 
denn Sie haben ökonomisch eigentlich fast alles 
falsch gemacht, was man falsch machen konnte. 

(Beifall bei der SPD) 
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Rückgabe vor Entschädigung. Wie weit wären wir 
gekommen, wenn wir eine vernünftige Eigentums-
ordnung angestrebt und durchgesetzt hätten und 
nicht wegen der F.D.P. diesen Schwachsinn hätten 
mitmachen müssen! 

(Beifall bei der SPD) 

Dann haben Sie gesagt: Der Markt wird alles rich-
ten. Erinnern Sie sich noch? Sie haben keine Vorkeh-
rungen für Investitionsprogramme und keine Vor-
kehrungen gegen Arbeitslosigkeit getroffen. Wir ha-
ben ABM und alle anderen Inst rumente erst verzö-
gert einführen können. Während der ersten Phase 
haben Sie doch gedacht, der Markt werde es schon 
richten. Sie haben doch ökonomisch so falsch gele-
gen, daß wir nur mühsam einige andere Inst rumente 
einsetzen konnten. Im Grunde ist das das Schlimme, 
daß Sie nach wie vor der Auffassung sind, der Markt 
werde es schon richten. Wenn Sie auf Grund des 
Druckes von außen etwas ändern müssen, tun Sie es 
zögerlich, halbherzig und zu spät. Dadurch können 
die Instrumente nicht mehr so wirken, wie sie es 
eigentlich könnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Heute ist ja nun Wahlkampf, und es gibt auch 
Wahl-ABM. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Das ist 
doch Quatsch!) 

Wahl-ABM heißt, daß bis Ende September eingestellt 
wird. So sagt es auch Ihre CDU-Kollegin Frau Reich-
ard - das habe ich gestern schon vorgetragen -: Ein-
stellungen jetzt, und notfalls auch bef ristete Arbeits-
verträge bis zum Wahltag. Nach dem Wahltag kön-
nen alle wieder gehen. 

(Zuruf von der SPD: Was haben Sie da?) 

- Das ist eine Anzeige der CDU-Kollegin Christa 
Reichard, mit der sie an die Wirtschaft appelliert, sie 
möge doch jetzt auch befristet Leute einstellen, damit 
die Arbeitslosenstatistik geschönt wird und damit die 
CDU die Wahlen gewinnt. Das hat sie gemacht. Kei-
ner von Ihnen hat sich davon distanziert. Wir disku-
tieren das seit heute. Wir befinden uns also im Wahl-
kampf, es gibt Wahl-ABM, und es ist eigentlich be-
dauerlich, daß Sie nicht mit uns zusammen unser Ar

-

beits- und Strukturförderungsgesetz durchgesetzt 
haben, das Perspektiven für einen öffentlich geför-
derten Arbeitsmarkt eröffnet hätte. 

Jeder Mensch weiß, daß es auf absehbare Zeit, so 
sehr wir auf Investitionen und Wachstum setzen, 
noch einen zweiten Arbeitsmarkt geben wird. Er 
wird aber nur dann funktionieren, wenn man ihn ver-
läßlich ausstattet und nicht mal hü und mal hott sagt, 
je nachdem, wie Herr Waigel es gerade will. 

(Beifall bei der SPD) 

Ja, meine Damen und Herren, wir wollen mit einer 
neuen Politik auch ein Stück weit diesen aggressiven 
Egoismus überwinden und wieder mehr soziale Ver-
antwortung einfordern. Groß geworden sind wir mit 
sozialer Verantwortung als Produktivitätsvorteil. Des-
wegen sage ich: Ja, wir Sozialdemokraten werden  

die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall wieder än-
dern. 

(Beifall bei der SPD) 

Ja, wir Sozialdemokraten werden den Kündigungs-
schutz wieder einführen, weil er ein Stückchen Ver-
läßlichkeit gibt. Diese braucht man angesichts der 
dynamischen weltwirtschaftlichen Entwicklung und 
angesichts der Veränderungen, die auf uns zukom-
men. 

(Zuruf der Abg. Dr. Irmgard Schwaetzer 
[F.D.P.]) 

- Ja, Frau Schwaetzer, Sie haben davon keine Ah-
nung, weil soziale Verantwortung nie Ihr Thema war. 
Wir wissen es aber, was das heißt. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Sozialstaat hat sich gerade auch in schwierigen 
Zeiten zu bewähren. Er ist ein positiver Faktor für die 
Wirtschaft. Es ist ein Jammer, daß die geistig-morali-
sche Erneuerung dazu geführt hat, daß wir in einer 
Art  und Weise egoistisch geworden und entsolidari-
siert worden sind, daß sich die Menschen fragen, in 
welch ein Land sie eigentlich hineinwachsen sollen. 
Das muß geändert werden und das werden wir än-
dern, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wollte mich mit Herrn Schäuble noch über die 
Frage der Ausbildungsplätze unterhalten. Ich bleibe 
dabei, daß man notfalls auch ein Programm schaffen 
muß, damit jeder junge Mann und jedes junge Mäd-
chen einen Ausbildungsplatz bekommt und auch 
den Einstieg ins Erwerbsleben schafft. 

Ich bin zutiefst davon überzeugt, daß man es hin-
kriegen kann - und zwar nicht dadurch, daß man die 
Statistiken der Länder hin- und herschiebt -, daß je-
mand, der unter 25 Jahre alt ist, nicht arbeitslos sein 
muß. Da sind wir auch ein ganzes Stückchen weiter, 
als wir es noch vor Jahren waren. 

Nun sagen Sie, die jungen Menschen sollten nicht 
bei Mami und Papi bleiben, sondern ein bißchen Mo-
bilität zeigen. Das meine ich auch. Aber ist es wirk-
lich unser Bild von Zukunft, daß wir sagen: „Wenn 
du zu Hause keinen Ausbildungsplatz kriegst, dann 
mußt du eben in den Westen gehen", wobei wir uns 
dann wundern, daß die Arbeitslosenzahlen niedriger 
werden, weil gar keine Leute mehr da sind? Das Bild, 
das Sie gezeichnet haben, halte ich für ein bißchen 
familienfeindlich. Ich wünsche mir, daß junge Leute 
mobil sind und in die Welt hinausgehen. Aber wir 
müssen doch auch vor Ort alle Anstrengungen unter-
nehmen, die dazu beitragen, daß Menschen in ihrer 
Umgebung, in ihrer Heimat einen Ausbildungsplatz 
finden. Einen Wanderzirkus wollte ich eigentlich 
überhaupt nicht wieder auf den Weg bringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann ist gesagt worden, wir hätten irgendwelche 
Förderkonzepte nicht mitgemacht. Ich wi ll  noch ein-
mal daran erinnern: Es war doch klar, daß die Bau-
wirtschaft Konjunkturlokomotive sein kann. Stellen 
Sie sich nur einmal vor, was in den ostdeutschen Län- 
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dern noch alles an Bausubstanz in Ordnung gebracht 
werden kann, welches Programm wir auflegen könn-
ten, wenn wir endlich einmal den Nachholbedarf an 
öffentlichen Gebäuden in Angriff nehmen würden. 
Damit könnten vernünftige Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Wir, die Sozialdemokraten, haben zusam-
men mit den A-Ländern noch dafür gesorgt, daß die-
ses Förderkonzept aufgestockt wurde, daß noch 
1 Milliarde DM draufgelegt wurde, Insofern ist es 
völlig falsch, wenn hier behauptet wird, daß das För-
derprogramm wegen unserer Widerstände nicht so 
ausgelegt werden konnte, wie es eigentlich ausge-
legt werden sollte. 

Nun kommt plötzlich das Argument mit der Zah-
lungsmoral. Meine Kollegin Sabine Kaspereit hat 
dazu noch einen Antrag eingebracht. Die mangelnde 
Zahlungsmoral, die viele Pleiten in Ostdeutschland 
verursacht hat, ist doch auch nicht vom Himmel ge-
fallen. Vielmehr hat sie etwas damit zu tun, was an 
Förderkonzepten da ist, wie die Kapitalausstattungen 
sind und wie liquide die öffentliche Hand, zum Bei-
spiel eine Kommune ist, um ihre Rechnungen bezah-
len zu können. 

Auch ich finde das alles unerträglich. Aber man 
darf doch nicht so tun, als fiele das alles vom Himmel; 
vielmehr muß man da mit einer anderen, verläßlichen 
Finanzpolitik gegensteuern, damit wieder klar ist, 
wann welche Rechnungen bezahlt werden können. 

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Zöller 
[CDU/CSU]: Sie sind also für die Steuerre

-

form?) 

Ich denke, die heutige Debatte hat gezeigt: Es ist 
Zeit, daß der Wahlkampf richtig losgeht und nicht 
mehr im Parlament stattfindet. Ich finde es eigentlich 
schade, daß wir über die Probleme, die wir haben, 
nicht vernünftig diskutieren konnten, sondern daß 
hier ein Schlagabtausch stattgefunden hat. Das war 
Vergangenheitsbewältigung. Es ist auch gut so, 
wenn eine Fraktion, die sich allmählich aus der Re-
gierung verabschiedet, am Schluß noch einmal er-
zählt, wie alles so schön war. Das ist ganz in Ord-
nung. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber viel Zukunftsorientiertes war nicht dabei. 
Deswegen sage ich für uns: Das Wichtigste wird sein, 
daß wir mit einer Wirtschaftspolitik die Dynamik aus-
lösen, die wir brauchen, um Investitionen anzuregen, 
um neue Arbeitsplätze zu schaffen. Aber das wird 
nicht ohne einen verläßlichen, öffentlich geförderten 
Arbeitsmarkt gehen. 

Ich bin davon überzeugt, daß es allemal besser ist, 
Menschen zu beschäftigen, als sie arbeitslos zu 
Hause sitzen zu lassen. Da haben wir bei der Einheit 
unseres deutsches Staates gesündigt, indem wir die 
Menschen erst arbeitslos gemacht haben, statt alle 
Instrumente zu nutzen, um sie im Erwerbsprozeß zu 
belassen. Das wäre gegangen. Das haben Sie aber 
versäumt, meine Damen und Herren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache und bitte um Nachsicht, daß ich keine 
Kurzinterventionen mehr zugelassen habe und auch 
bei einem Versuch von Zwischenfragen etwas un-
wirsch geguckt habe. Wir stehen unter einem erheb-
lichen Zeitdruck. Vor allem die Kollegen von der 
F.D.P. sind unter Zeitdruck. 

(Zurufe von der SPD) 

- Wir nehmen Rücksicht darauf, wenn Parteitage 
durchgeführt werden. Das ist gute Übung. Deshalb 
ist jetzt Schluß der Debatte, und wir kommen zu den 
Abstimmungen. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf Drucksachen 13/11073 und 13/10823 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt
-schaft zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 

und F.D.P. zur Verbesserung der Zahlungsmoral, 
Drucksache 13/11166. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/10794 in der Ausschußfas-
sung anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Die  Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von SPD 
und PDS bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die 
Grünen angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt
-schaft zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 

und F.D.P. zur Absatzförderung für Produkte aus Ost-
deutschland, Drucksache 13/11167 Nr. 1. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/9385 
anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen von SPD und PDS 
bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grünen an-
genommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt
-schaft zu dem Antrag der Abgeordneten Wolfgang 

Ilte, Ernst Bahr, Tilo Braune und weiterer Abgeordne-
ter zur Absatzförderung für Produkte aus Ost-
deutschland, Drucksache 13/11167 Nr. 2. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/8080 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die 
Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen des Hauses im 
übrigen angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wi rt
-schaft zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 

und F.D.P. zur Fortsetzung der Wachstums- und Be-
schäftigungspolitik für die neuen Länder, Druck-
sache 13/11165 Buchstabe a. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/10821 anzu-
nehmen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? 
- Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
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tionen gegen die Stimmen des Hauses im übrigen 
angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt-
schaft zu dem Antrag der Fraktion der SPD zu einer 
Neuorientierung des wirtschaft lichen Aufbaukon-
zepts für Ostdeutschland, Drucksache 13/11165 
Buchstabe b. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 13/10436 abzulehnen. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der PDS ge-
gen die Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt
-schaft zu dem Antrag der Gruppe der PDS zu einem 

beschäftigungs- und bildungspolitischen Sofortpro-
gramm für die neuen Bundesländer, Drucksache 13/ 
11165 Buchstabe c. Der Ausschuß empfiehlt, den An-
trag auf Drucksache 13/10290 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
SPD-Fraktion gegen die Stimmen der PDS bei 
Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen. 

Abstimmung über den Antrag der Fraktion der 
SPD zur Bekämpfung des Zahlungsverzuges im Han-
delsverkehr, Drucksache 13/11144. Wer stimmt da-
für? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Antrag 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen des Hauses im übrigen abgelehnt. 

Abstimmung über den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen „Fortschritte beim Aufbau 
Ost durch politische Erneuerung", Drucksache 13/ 
11161. Wer stimmt dafür? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Der Antrag ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und PDS bei Stimmenthaltung der SPD 
abgelehnt. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich wünsche allen, die trotz Wahlkampfs Ferien 
machen können, eine schöne Zeit. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 2. September 1998, 
10 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.49 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Erklärungen nach § 31 GO 
zur Abstimmung über den Entwurf 
eines ersten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesgrenzschutzgesetzes 

(Tagesordnungspunkt 5 c) 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Dem Gesetzentwurf 
kann ich nicht zustimmen. Ich lehne ihn aus folgen-
den Gründen ab: 

1. Die gegenwärtige Fassung des BGS-Gesetzes 
stammt vom 7. Juli 1997. Sie soll heute geändert wer-
den, obwohl sie noch nicht einmal ein einziges Jahr 
in Kraft ist, und obwohl in diesem Jahr keine grund-
sätzlichen Neuigkeiten oder Neuerkenntnisse aufge-
treten sind. Das eigentliche Ziel des Gesetzentwurfes 
ist nicht etwa die Lösung neuer Probleme bei der 
Grenzkontrolle. Es sollen vielmehr die allgemeinen 
Zuständigkeiten des BGS ausgedehnt und politischer 
Druck auf die Bundesländer ausgeübt werden, auch 
für ihre Landespolizeien die sogenannte „anlaßlose 
Personenkontrolle" einzuführen, die mit dem irrefüh-
renden Begriff „Schleierfahndung" bezeichnet wird. 

2. Der Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen 
vom 22. Juni 1998 zum bisherigen Entwurf bedeutet 
zwar eine gewisse Verbesserung gegenüber der ur-
sprünglichen Fassung. Zwar soll die Personenkon-
trolle auf Bahnanlagen im gesamten Bundesgebiet 
ermöglicht werden. Es soll aber „auf Grund von 
Lageerkenntnissen oder grenzpolizeilicher Erfah-
rung anzunehmen" sein, daß die Bahnanlage zur un-
erlaubten Einreise genutzt wird. Für eine solche An-
nahme werden aber offensichtlich keinerlei Tatsa-
chen gefordert, die eine solche Annahme rechtferti-
gen könnten. Das zeigt ein Vergleich mit § 23 Abs. 4 
desselben Gesetzes. Es handelt sich also nicht etwa 
um eine ernsthafte, justitiable Einschränkung, son-
dern es bleibt in der polizeilichen Wirk lichkeit bei 
der praktisch freien Entscheidung des Polizeibeam-
ten, ob er einen Bürger kontrollieren wi ll  oder nicht. 
Das gilt insbesondere dann, wenn es sich um einen 
Bürger handelt, der nach seinem Äußeren ein Aus-
länder sein könnte. Es ist im übrigen weder aus dem 
Gesetz noch aus irgendwelchen sonstigen Rechtstat-
sachen erkennbar, warum die Rechte des BGS zur 
Identitätsfeststellung aus konkretem Anlaß gemäß 
§ 23 BGS-Gesetz nicht ausreichen sollen. 

3. Ich halte eine Regelung für verfassungwidrig, 
die es zuläßt, jeden beliebigen Bürger ohne äußeren 
tatsächlichen Anlaß als potentiellen Rechtsbrecher 
zu behandeln. Ich halte es für verfassungswidrig, 
dabei eine Diskriminierung ausländisch wirkender 
Bürger nicht nur in Kauf zu nehmen, sondern bewußt 
herbeizuführen. Ich halte es für verfassungswidrig, 
dem Bundesgrenzschutz allgemeine präventive Auf-
gaben im gesamten Inland zu übertragen, weil der 
Bundesgesetzgeber dafür keine verfassungsmäßige 
Kompetenz besitzt. 

4. Ich lehne den Gesetzentwurf aber nicht nur aus 
diesen verfassungsrechtlichen Überlegungen ab. Je 
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weiter sich die Tätigkeitsbereiche des Bundesgrenz-
schutzes und der jewei ligen Landespolizei über-
schneiden, um so schwieriger wird in der Wirklich-
keit ihre Zusammenarbeit und urn so undurchsichti-
ger wird es für den Bürger, wer eigentlich was tun 
darf. Der immer weitere Ausbau der Zuständigkeiten 
des Bundesgrenzschutzes wird die Zusammenarbeit 
nicht erleichtern, sondern erschweren, und darum die 
Sicherheit in unserem Lande nicht fördern. Es ist im 
übrigen für die freiheitliche Substanz unserer Gese ll

-schaft verheerend, wenn wir uns ohne zwingende Not 
gesetzgeberisch so verhalten, als ob der Belagerungs-
zustand ausgerufen werden müßte. Das Preußische 
Polizeirecht von 1851 ist kein Vorbild für einen frei-
heitlichen Rechtsstaat, auch nicht im Vorfeld von 
Landtags- und Bundestagswahlen. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberg (F.D.P.): Ich 
stimme dem Gesetzentwurf zur Änderung des Bun-
desgrenzschutzgesetzes nicht zu. Ich lehne ihn aus 
folgenden Gründen ab: 

Trotz der nach der Anhörung im Innenausschuß 
des Deutschen Bundestages vorgenommenen Ände-
rungen habe ich erhebliche völkerrechtliche Be-
denken wegen offensichtlichen Verstoßes gegen das 
Schengener Übereinkommen, das in diesem Umfang 
Kontrollen im Grenzstreifen der Schengen-Staaten 
durch Grenzschutzbeamte nicht mehr erlaubt. Wi ll 

 man generell mehr Kontrollen an Orten ermöglichen, 
an  denen man illegal Eingereiste oder Kriminelle ver-
mutet, muß man der Polizei diese Aufgaben auf Län-
derebene übertragen. Dies ist nicht die Aufgabe des 
Bundesgrenzschutzes. 

Die Mitteilung der Europäischen Kommission, die 
Mitgliedstaaten könnten Kontrollen überall auf ihrem 
Territorium ausüben, legitimiert nicht die Ausdeh-
nung des Bundesgrenzschutzes, der die Außengren-
zen zu sichern hat, sondern die Mitteilung stellt nur 
Selbstverständliches fest, nämlich daß die Polizeige-
setze der Mitgliedstaaten zulässige Kontrollen und de-
ren Voraussetzungen festlegen. Der Bundesgrenz-
schutz ist aber keine Bundespolizei. Werden in Schles-
wig-Holstein künftig nach diesem Gesetz Grenz-
schutzbeamte auf den Bahnhöfen, in Zügen, in 30-km-
Grenzbereichen und nach Lageeinschätzung darüber 
hinaus tätig, gibt es kaum noch nicht kontrollierte Orte 
im Innern dieses Bundeslandes. Es wird offensichtlich, 
daß es sich nicht mehr um grenzbezogene Tätigkeiten 
handelt, und deshalb bestehen nach wie vor Beden-
ken gegen die Gesetzgebungskompetenz des Bundes. 
Der Gesetzentwurf insgesamt enthält Widersprüch-
lichkeiten zum geltenden Bundesgrenzschutzgesetz. 

Anlage 3 

Erklärungen nach § 31 GO 
zur Abstimmung über den Entwurf 

eines zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes 

(Tagesordnungspunkt 8) 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Dem Gesetzentwurf 
kann ich auch in der nun vorliegenden abgemil-

derten Fassung nicht zustimmen. Ich lehne ihn aus 
folgenden Gründen ab: 

1. Der Gesetzentwurf wi ll  soziale Leistungen so-
weit absenken, wie „dies im Einzelfall nach den Um-
ständen unabweisbar geboten ist". Die Verwaltung 
entscheidet allein, was der Flüchtling und seine Fa-
milie zu essen bekommen, ob und wann er medizi-
nisch versorgt wird und ob er auch nur einen Pfennig 
zur Erfüllung der dringendsten Bedürfnisse be-
kommt. Es ist unwürdig, einen Menschen und seine 
Familie ausschließlich zum Objekt der Verwaltung 
zu machen und ihn ihrem Ermessen auszuliefern. Es 
ist auch unklug. Denn er wird versuchen, einen Asyl-
antrag zu stellen, auch wenn er völlig aussichtslos ist, 
und wird versuchen, in die Schwarzarbeit auszuwei-
chen. Eine gesetzliche Regelung dieser A rt  ließe sich 
allenfalls mit äußerster wi rtschaftlicher Not noch ent-
schuldigen. Der Gesetzgeber müßte eigentlich 
sagen, daß er in bestimmten Fällen die Sozialleistun-
gen auf ein Viertel oder ein Zehntel des Existenz-
minimums reduziert. Das tut er nicht. Statt dessen 
überläßt er den Flüchtling und die Unannnehmlich-
keiten des Einzelfalles der Entscheidung der Verwal-
tung. 

2. Der Gesetzentwurf will mit der absoluten 
Leistungsbeschränkung den Willen von Menschen 
brechen, ohne zwingenden Grund in der Bundes-
republik bleiben zu können. Als Beispiel werden da-
für diejenigen genannt, die ihre Ausweispapiere 
vernichten und ihre Identität verschleiern, um nicht 
abgeschoben werden zu können. Das klingt ein-
leuchtend. Aber unabhängig von der Vorstellung der 
Verfasser geht der Gesetzentwurf in seinem Wortlaut 
darüber hinaus. Er erfaßt alle diejenigen, „bei denen 
aus von ihnen zu vertretenden Gründen aufenthalts-
beendende Maßnahmen nicht vollzogen werden 
können". Was heißt das? Der Gesetzentwurf erfaßt in 
seinem Wortlaut offenbar auch Flüchtlinge, deren 
Asylantrag abgelehnt wurde, die aber danach durch 
politische Betätigung in der Bundesrepublik einen 
sogenannten Nachfluchtgrund geschaffen haben, 
der sie bei einer Abschiebung in ihr Heimatland an 
Leib und Leben gefährden würde. Nach dem reinen 
Wortlaut des Gesetzes würde auch derjenige Flücht-
ling darunter fallen, der sich aktiv an einem Bürger-
krieg beteiligt hat und dann geflohen ist. Denn Bür-
gerkrieg und die aktive Teilnahme an ihm ist ein 
Asylgrund, und der Flüchtling hätte seine Abschie-
bungsprobleme selbst verschuldet. Möglicherweise 
bekommt der Flüchtling eine Duldung, aber die Ab-
senkung der Leistung tritt natürlich während der ge-
samten Dauer des Verfahrens ein, in dem die Ver-
waltung überlegt und prüft, ob der Flüchtling gedul-
det werden muß. Der Gesetzentwurf erfaßt auch die 
Familienangehörigen des Flüchtlings, die gar keine 
andere Wahl haben, als ihm zu folgen. Ich zweifle 
also, ob wir mit der vorgelegten Fassung des Ge-
setzes tatsächlich nur Mißbrauchsfälle erfassen. In 
der Abschiebungshaft haben sich bisher mehr als 
50 Menschen das Leben genommen. Waren das a lles 
Mißbrauchsfälle? 

3. Es ist nicht zu erkennen, warum ein Gesetzent-
wurf mit äußerster Eilbedürftigkeit behandelt wird, 
obwohl er erst zum 1. Januar 1999 in Kraft treten 
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sollte. Die durch ihn zu erzielenden Ersparnisse 
konnten auch nicht andeutungsweise geschätzt wer-
den. Nichts stünde im Wege, die bestehenden Pro-
bleme, belegte Mißbrauchsfälle in den kommenden 
Wochen sorgfältig mit den Vertretern des UNHCR, 
der Kirchen und der caritativen Organisationen zu 
besprechen und einen Gesetzentwurf sachgerecht zu 
formulieren, wenn er sich als notwendig erweisen 
sollte. Er könnte dann vor dem 14. Bundestag, der im 
Oktober dieses Jahres zusammentritt, noch rechtzei-
tig verabschiedet werden. Selbst der dann zusam-
mentretende Bundestag hätte für eine Beratung noch 
mehr Zeit, als dem gegenwärtigen Bundestag einge-
räumt wird. Die außerordentliche Dringlichkeit liegt 
also nicht in einem möglichen Einspareffekt begrün-
det, sondern in anderen Überlegungen. 

Auch ich will keinen Mißbrauch fördern. Ich bin 
aber nicht bereit, ohne die Möglichkeit sorgfältigster 
Prüfung Menschen in äußerste Not zu stürzen. 

Christel Hanewinkel, Arne Fuhrmann, Bernd 
Reuter, Ulrike Mascher, Dr. Konstanze Wegner, 
Dr. Angelica Schwall-Düren, Berthold Wittich, Adel-
heid Tröscher, Uta Titze-Stecher, Konrad Gilges, 
Uwe Hiksch, Gernot Erler, Christa Lörcher, Waltraud 
Lehn, Ulla Burchardt, Günter Rixe, Marlene Rup-
precht, Angelika Graf (Rosenheim), Günter Oesing-
hausen, Uta Zapf, Helga Kühn Mengel, Hildegard 
Wester, Adolf Ostertag, Detlev von Larcher, 
Klaus Barthel, Michael Müller (Düsseldorf), Horst 
Kubatschka (alle SPD): Wir lehnen den Entwurf 
eines zweiten Gesetzes zur Änderung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes ab. 

Bis zum Asylkompromiß erhielten alle bei uns le-
benden Menschen, die sich nicht selbst versorgen 
konnten, Sozialhilfe. Damit soll ihnen nach § 1 BSHG 
korrespondierend mit A rt . 1 Grundgesetz ein Leben 
in Würde ermöglicht werden. Mit dem Asylbewer-
berleistungsgesetz wurde 1993 erstmalig eine Unter-
scheidung zwischen der Menschenwürde von Deut-
schen und Ausländern getroffen. Seit dem 1. No-
vember 1993 erhielten Asylbewerber nur noch die 
um 20 Prozent gekürzte Sozialhilfe, vorrangig als 
Sachleistung. Was zuerst nur für 12 Monate gedacht 
war, wurde bei der ersten Änderung des Gesetzes 
1997 auf 36 Monate verlängert. Der nun vorliegende 
Gesetzentwurf beinhaltet die völlige Abkehr vom Be-
darfsdeckungsprinzip. Erstmalig gibt es die Möglich-
keit, Asylbewerbern lebensnotwendige Leistungen 
zu entziehen, ohne daß sie abgeschoben werden. 

Die Formulierungen des Gesetzentwurfes lassen 
zudem weite Interpretationsspielräume zu. Der Kreis 
der Betroffenen bleibt ebenso unklar wie die in Zu-
kunft zu zahlenden Leistungen. Die Sozialbehörden 
haben künftig die undankbare Aufgabe, festzustel-
len, wer nur nach Deutschland gekommen ist, um 
mißbräuchlich Leistungen zu kassieren, und wer 
eigenhändig seinen Paß vernichtet hat. Es ist zu be-
fürchten, daß die Sozialämter bei knappen Kassen 
die Leistungen zum Lebensunterhalt und zur medizi-
nischen Versorgung vollständig versagen, wenn un-
terstellt wird, die Betroffenen hätten sich in den Gel-
tungsbereich des Gesetzes begeben, um Leistungen 
zu erlangen. Die unpräzise Bestimmung kennzeich-

net auch den zweiten Ausschlußtatbestand, der Aus-
länder betrifft, deren Ausreise wegen von ihnen zu 
vertretender Gründe nicht vollzogen werden kann. 
Mit der Prüfung der Frage, ob der Betroffene das 
Nichtvorhandensein seines Passes selbst verschuldet 
hat, sind die Sozialbehörden schlicht überfordert. 

Was der vorliegende Gesetzentwurf bedeutet, 
macht die Stellungnahme des Menschenrechtsbeauf-
tragten der Bundesärztekammer deutlich. Schon die 
bisherige Regelung, nach der nur akute Erkrankun-
gen und Schmerzzustände behandelt werden dürfen, 
sei ethisch kaum zu vertreten. Die Formulierung des 
„unabweisbar Notwendigen" ist, weiß man oft erst 
am Ende der Diagnose, die es nun oft gar nicht mehr 
geben wird. 

Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
zur Abstimmung über den Entwurf 

eines Wahlstatistikaufhebungsgesetzes 
(Tagesordnungspunkt 19 n) 

Maritta Böttcher (PDS): Ich will kurz zu meinem 
Abstimmungsverhalten zu dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung über die endgültige Abschaffung 
der repräsentativen Wahlstatistik schon zur nächsten 
Bundestagswahl Stellung nehmen. Die Gruppe der 
PDS hat, wie die Fraktionen sicher auch, dringende 
Appelle von Wissenschaftlern erhalten, diesen Ge-
setzentwurf abzulehnen. Der Tenor aller Schreiben 
läßt sich so, wie ich es sehe, dahingehend zusam-
menfassen: 

Die repräsentative Wahlstatistik ist zur wissen-
schaftlichen Erforschung von Wahlen insbesondere 
an den staatlichen Universitäten dringend erforder-
lich. Ohne diese Forschung wäre es staatlichen Ein-
richtungen nicht möglich, wissenschaftlich validier-
bare Aussagen über das politische Verhalten der 
Bürgerinnen und Bürger, über das Verhältnis der 
Bürgerinnen und Bürger zur Politik überhaupt oder 
etwas über die Bedeutung sozialer Ungleichheiten 
und Ungerechtigkeiten für dieses Verhalten und Ver-
hältnis zu machen. Die amtliche Wahlforschung dient 
somit fundamentalen Interessen des Staates und 
auch den Parteien. 

Überzeugt hat mich auch das Argument dieser 
Wissenschaftler, daß die Begründung der Abschaf-
fung repräsentativer Wahlstatistik als Teil der Schaf-
fung des schlanken Staates letztlich nichts anderes 
bedeutet, als die Durchführung einer - dann erheb-
lich verkürzten - Wahlstatistik und Wahlforschung 
privaten Unternehmen vorzubehalten, wodurch die 
weitere Wahlforschung auch für die staatlichen Ein-
richtungen wie Universitäten so überteuert wird, daß 
für diese eine weitere Wahlforschung kaum noch 
möglich sein wird. 

Wir kennen solche Konsequenzen der Schaffung 
eines schlanken Staates auch für andere Bereiche, 
nicht zuletzt haben wir sie im krassen und ungerech-
ten Sozialabbau der Bundesregierung zu sehen. 
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Unsere Gruppe hat dennoch die Wissenschaftler 
noch einmal gebeten, insbesondere zu dem Argu-
ment ausführlicher Stellung zu nehmen, die reprä-
sentative Wahlstatistik könne unter bestimmten 
Umständen die Ermittlung des Wahlverhaltens kon-
kreter Wählerinnen und Wähler ermöglichen. 

Zu diesem Punkt waren sich alle Wissenschaftler, 
die uns geschrieben haben, darin einig, daß bereits 
in der jetzigen Praxis der repräsentativen Wahlstati-
stik eine solche Ermittlung des konkreten Wahlver-
haltens einzelner Wählerinnen und Wähler unmög-
lich ist, daß sich diese Praxis durch konkrete Verän-
derungen im Gesetz nur weiter so bestimmen ließe, 
daß solche Gefahren völlig ausgeschlossen werden, 
etwa dadurch, daß Sonderauszählungen nicht in den 
entsprechenden Bezirken stattfinden und daß die 
repräsentative Wahlstatistik überhaupt nur in sol-
chen Stimmbezirken durchgeführt wird, die mehr als 
500 Wahlberechtigte aufweisen. 

Ich bin nach allem davon überzeugt, daß die Besei-
tigung der staatlichen repräsentativen Wahlstatistik 
allein mit dem Argument eines schlanken Staates ge-
schehen soll, was letztendlich - ob Zweck oder nicht 
- die Wahlstatistik privatisiert und damit erheblich 
für wissenschaftliche Forschung und auch für die 
Parteien einschränkt. 

Ich lehne deshalb den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung strikt ab. 

Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Antje-Marie Steen (SPD) 

zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 

zu dem Antrag: Anerkennung 
der deutschen Gebärdensprache 
und der Gehörlosen-Gemeinschaft 
(vgl. 244. Sitzung, Seite 22 730 B) 

Seit 1988 besteht die Forderung des EU-Parla-
ments nach Anerkennung der Gebärdensprache als 
eigenständiger, vollwertiger Sprache. Danach wird 
gefordert, sie auf nationaler Ebene anzuerkennen, 
das Recht auf Benutzung ihrer Sprache den Gehör-
losen zu bestätigen, den Beruf des Gebärdendolmet-
schers als vollwertigen Beruf anzuerkennen, Fe rn

-sehnachrichten, politische wie auch kulturelle Sen-
dungen zu untertiteln oder in Gebärdensprache zu 
dolmetschen, Einrichtung von Gebärdensprachkur-
sen, Ausarbeitung von Gebärden-Lexika zu unter-
stützen, Gehörlose an der sie betreffenden Politik zu 
beteiligen. 

Dieser Entschließungsantrag ist am 17. Juni 1988 
einstimmig vom Europäischen Parlament angenom-
men worden. 

Die vorliegende Beschlußempfehlung kommt die-
sen Forderungen nach, es ist auch als politisches 
Signal überfällig, daß gehörlosen Menschen endlich 
die ihnen nach dem Art . 3 (3) GG zustehenden Bür-
gerrechte erfüllt werden. 

In der Bundesrepublik leben etwa 80 000 Gehör-
lose, die tagtäglich erfahren müssen, daß sie von 
Kommunikation, Bildung, autonomer Lebensfüh-
rung, Informationen und weitgehend auch Berufstä-
tigkeit ausgeschlossen sind. Mit dem Erwerb der Ge-
bärdensprache wäre ein Teil der Ausgrenzungstatbe-
stände korrigierbar, über Nachteilsausgleiche und 
Hilfen zur Selbsthilfe den Ansatz zur gleichberech-
tigten Teilhabe in der Gesellschaft und der besseren 
Informationen zu verbessern. 

Das Diskriminierungsverbot in Art . 3 (3) GG greift 
leider nicht so, wie es für die Anerkennung der Deut-
schen Gebärdensprache nötig wäre, da sich eine 
Verpflichtung des Staates zur Anerkennung nicht ab-
leiten läßt. So die Aussage der Bundesregierung auf 
die große Anfrage 13/5595 (Grüne). So wie in vielen 
anderen Fällen, in denen es an der materiellen Aus-
gestaltung der entsprechenden Einzelgesetze im 
Sinne der Gleichstellung Behinderter mangelt, ist 
auch hier nur eine Verlängerung bzw. Anerkennung 
der Gebärdensprache im Rahmen eines Gesetzes 
möglich. Die Beschlußempfehlung ist also nur als 
konsequent und als notwendige Maßnahme zu be-
grüßen, wenn es der Deutsche Bundestag ernst 
meint mit der Ausfüllung des von der Verfassung 
geforderten Gleichbehandlungsgebotes. Schon seit 
geraumer Zeit hat die SPD-Fraktion Aktivitäten ent-
wickelt, die neben der grundsätzlichen Forderung 
nach Anerkennung der Gebärdensprache auch auf 
die Ausformung eines Ausbildungsmodells für den 
Beruf der Gebärdendolmetscherin und des Gebär-
dendolmetschers und dem Einsatz von Gebärdendol-
metschern im Deutschen Bundestag und bei allen 
Fernsehanstalten im Zusammenhang mit wichtigen 
Debatten drängen, und Anträge zur Früherkennung 
von Hörschäden bei Neugeborenen gestellt. Zu letz-
terem ist inzwischen auch ein positiver interfrak-
tioneller Beschluß erfolgt. Der Bundesrat bzw. die Re-
gierungschefs der Länder haben Initiativen ergriffen, 
die Anlaß zur Hoffnung geben, daß die Anerken-
nung der Gebärdensprache von ihnen aktiv unter-
stützt bzw. vorbereitet wird. Ich verweise auf das Er-
gebnisprotokoll der Ministerpräsidenten der Länder 
vom 18. März 1998 in Berlin. 

Gleichfalls weise ich auf ein Schreiben an den 
Ministerpräsidenten des Landes Baden-Württemberg 
als Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz, 
Herrn Erwin Teufel, hin, in dem die ASMK auf Be-
schlüsse der Kultusminister- und Finanzministerkon-
ferenz Bezug nimmt und ebenfalls auf die Notwen-
digkeit der Anerkennung und der bundeseinheit-
lichen Regelung hinweist. Die Anerkennung der 
Gebärdensprache als eigene visuelle Sprache mit 
umfangreichem Vokabular und ausdifferenzierter 
Grammatik ist für Gehörlose ein wichtiger Schritt aus 
ihrer unfreiwilligen Isolation in unserer Gesellschaft 
und bildet die Brücke zur Integration und die not-
wendige Hilfe zur Kommunikation mit anderen Men-
schen, so bestätigt es auch die Bundesregierung in 
ihrem 4. Bericht über die Lage der Behinderten 
(13/9541) . 

Unser Beschluß heute unterstützt auch die Aktivi-
täten und Maßnahmen der Bundesländer, die bereits 
ihren festen Willen bekundet haben, die formelle An- 
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erkennung der Deutschen Gebärdensprache zu voll-
ziehen. Nun ist es möglich, dieses bundeseinheitlich 
zu regeln, um in jedem Bundesland die gleichen Vor-
aussetzungen für den Erwerb der Sprache, aber auch 
für die Förderung und die Ausbildung von Gebär-
dendolmetschern voranzubringen. 

Wir alle wissen, daß Maßnahmen zur Prävention 
im Vordergrund stehen bleiben und alle Anstrengun-
gen in der Frühförderung unternommen werden soll-
ten, soweit wie möglich den Erwerb lautsprachlicher 
Kompetenz zu erreichen. Hier sind wir nach wie vor 
in der Pflicht, zur Erfüllung des Art. 3 GG alle Maß-
nahmen zu ergreifen, um Ausgrenzung und Isolation 
behinderter Menschen zu verhindern. 

Der vorliegende Antrag 13/9217 ist also die rich-
tige Entscheidung, den Belangen gehörlosen und 
hörgeschädigten Menschen zu entsprechen und die 
bundeseinheitliche Anerkennung der Deutschen Ge-
bärdensprache einzuleiten. 

Ich danke allen Kollegen und Kolleginnen der 
CDU/CSU, F.D.P. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
für die Mitarbeiter und die Bereitschaft, mit der 
Zustimmung zur Beschlußempfehlung die ersten 
wichtigen Schritte zur Anerkennung der deutschen 
Gebärdensprache einleiten zu wollen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hein rich L. Kolb auf die 
Fragen der Abgeordneten Rosel Neuhauser (PDS) 
(Drucksache 13/11089 Fragen 13 und 14): 

Gibt es Erkenntnisse oder Initiativen der Bundesregierung, 
die vorhandenen Kinderkureinrichtungen, besonders in den 
neuen Bundesländern, über Patienten aus den benachbarten 
Ländern (z. B. Polen und Tschechien) besser auszulasten? 

Mit welchen Versicherungsträgern gibt es dazu Vereinbarun-
gen, und sind bei nicht Vorhandensein solcher Vereinbarungen 
Gespräche angedacht? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
über Initiativen oder Vereinbarungen von Versiche-
rungsträgern vor, die besonders in den neuen Bun-
desländern vorhandenen Kinderkureinrichtungen 
über Patienten aus den benachbarten Ländern (z. B. 
Polen und Tschechien) besser auszulasten. 

Die Kinderkureinrichtungen in den neuen Bundes-
ländern befinden sich in p rivater bzw. gemeinnützi-
ger Trägerschaft und akquirieren eigenständig ihr 
Patientenaufkommen. Das können auch ausländi-
sche Patienten sein, wenn die Kostenübernahme im 
einzelnen geklärt ist. Der Bundesregierung sind 
allerdings keine sozialleistungsrechtlichen interna-
tionalen Abkommen bekannt, die eine Kostenerstat-
tung durch die zuständigen Versicherungen des Her-
kunftslandes für Rehabilitationsmaßnahmen regeln 
würden. 

Vor dem Hintergrund von Übernachtungsrückgän-
gen im Bereich der Sozialpatienten bemühen sich 
demzufolge jetzt viele Kurkliniken verstärkt um pri-
vate Gäste aus dem In- und Ausland. 

Die Bundesregierung begrüßt diese Initiativen und 
unterstützt zudem im Zusammenwirken mit den Ge-
sundheits- und Tourismusverbänden eine mehrjäh-
rige Marketingkampagne im Ausland sowie ein Ku-
ratorium zur Förderung deutscher Medizin- und Re-
habilitationsleistungen. Ziel ist, die ausgezeichneten 
deutschen Gesundheitsdienstleistungen auf spezifi-
schen Auslandsmärkten besser bekannt zu machen. 
Es steht allen Kliniken offen, sich an diesen Maßnah-
men zu beteiligen, um mehr selbstzahlende p rivate 
Gäste aus dem Ausland zu akquirieren. 

Anlage 7 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner 727. Sitzung am 
19. Juni 1998 beschlossen, den nachstehenden 
Gesetzen zuzustimmen bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Absatz 2 Grundgesetz nicht zu stellen: 

- Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 39 GG) 

- Gesetz zur Umsetzung der EG-Einlagensicherungsrichtlinie 
und der EG-Anlegerentschädigungsrichtlinie 

- Gesetz zur Umwandlung der Deutschen Genossenschafts-
bank (DG Bank-Umwandlungsgesetz) 

- Zweites Gesetz zur Änderung des Patentgesetzes und ande-
rer Gesetze (2. PatGÄndG) 

- Neunzehntes Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes (19. BAföGÄndG) 

- Gesetz über die Aufhebung nationalsozialistischer Un-
rechtsurteile in der Strafrechtspflege und von Sterilisations-
entscheidungen der ehemaligen Erbgesundheitsgerichte 

- Gesetz zu der Vereinbarung vom 19. Dezember 1995 zur 
Durchführung des Abkommens vom 8. Dezember 1990 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland  und  der Republik 
Polen über Soziale Sicherheit 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 24. September 1997 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Slowenien über Soziale Sicherheit 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 24. November 1997 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Kroatien über Soziale Sicherheit 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 17. Dezember 1997 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Bulgarien über Soziale Sicherheit 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 24. Oktober 1996 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
gierung der Tschechischen Republik über die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet des Umweltschutzes 

- Gesetz zu dem Protokoll vom 7. November 1996 zum Über-
einkommen über die Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen von 
1972 

- Gesetz zur Ausführung des Protokolls vom 7. November 
1996 zum Übereinkommen über die Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und an-
deren Stoffen von 1972 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 16. Juni 1995 zur Erhaltung 
der afrikanisch-eurasischen wandernden Wasservögel 

- Gesetz zu dem Zusatzabkommen vom 6. Oktober 1997 zu 
dem Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikver-
trags über die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich der 
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im Königreich der Niederlande stationierten deutschen Trup-
pen einschließlich des ergänzenden Protokolls und zu dem 
Abkommen vom 6. Oktober 1997 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung des Kö-
nigreichs der Niederlande über die Rahmenbedingungen für 
das I. (Deutsch-Niederländische) Korps und dem Korps zuge-
ordnete Truppenteile, Einrichtungen und Dienststellen (Ge-
setz zu dem Vertragswerk über die deutsch-niederländische 
militärische Zusammenarbeit) 

- Gesetz über eine Versorgungsrücklage des Bundes (Versor-
gungsrücklagegesetz- VersRücklG ) 

- Ausführungsgesetz zum Übereinkommen über das Verbot 
des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der Wei-
tergabe von Antipersonenminen und über deren Vernich-
lung vom 3. Dezember 1997 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 26. November 1997 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Kasachstan zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

- Gesetz zu den Verträgen vom 14. September 1994 des Welt-
postvereins 

- Gesetz zu dem Vertrag vom 24. September 1996 über das 
umfassende Verbot von Nuklearversuchen 

- Ausführungsgesetz zu dem Vertrag vom 24. September 1996 
über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen 

- Gesetz zur Beschränkung der Haftung Minderjähriger (Min-
derjährigenhaftungsbeschränkungsgesetz - MHbeG) 

- Drittes Gesetz zur Änderung des Rechspflegergesetzes und 
anderer Gesetze 

- Gesetz zu dem Übereinkommen vom 29. November 1996 
über den Beitritt der Republik Österreich, der Republik 
Finnland und des Königreichs Schweden zu dem Überein-
kommen von 1980 über das auf vertragliche Schuldverhält-
nisse anzuwendende Recht sowie zu dem Ersten und dem 
Zweiten Protokoll über die Auslegung des Übereinkom-
mens durch den Gerichtshof 

- Gesetz zu dem Übereinkommen vom 29. November 1996 
über den Beitritt der Republik Österreich, der Republik 
Finnland und des Königreichs Schweden zum Überein-
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll-
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen sowie zum Protokoll be treffend die Auslegung 
dieses Übereinkommens durch den Gerichtshof 

Der Vorsitzende des folgenden Ausschusses hat 
mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu 
den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Ausschuß für Wirtschaft 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Siebenundzwanzigster Rahmenplan der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" für 
den Zeitraum 1998 bis 2001 (2002) 

- Drucksachen 13/9992, 13/10486 Nr. 1- 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Beschäftigungspolitischer Aktionsplan der Bundesrepublik 
Deutschland (April 1998) 

- Drucksache 13/10510 - 

Die  Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden 
EU-Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Euro-
päische Parlament zur Kenntnis genommen oder von 
einer Beratung abgesehen hat. 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 13/10263 Nr. 2.14 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.30 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.34 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.41 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.45 
Drucksache 13/10588 Nr. 1.6 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.1 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.2 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.4 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.5 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.6 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.7 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.8 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.9 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.10 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.11 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.12 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.13 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.14 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.15 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.16 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.17 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.18 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.24 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.32 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.33 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.35 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.37 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.38 
Drucksache 13/10588 Nr. 2.40 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

Drucksache 13/8615 Nr. 2.24 
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